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Der Bayerische Ministerpräsident 

München, den 14. November 1952 

An den 
Herrn Priisidenten 
des Bayerischen Landtags 
München 

Betreff: 
Entwürfe 

1. efa1es Gesetzes zur Änd·erung des 
Gesetzes übe.r ·diie Ba.yeril5dJ.e­
Staa;tsbank, 

2. eines GesetzeiS über clie Reehtsver­
hältruiJSse des Prä;sidenten und der 
Mitglieder des Direktol·iums der 
Bayerischen Sta.atsba.nk, 

ä. ·eines Persona1sta.tiuta der Baye­
ri,schen Staa0t.sbawk 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 
11. November 1952 unterbreite ich anliegend die 
vorbezeichneten Gesetzentwürfe der Staatsregierung 
mit der Bitte um weitere verf~ssungsmäfüge Be­
handlung. 

Die Entwürfe wurden gleichzeitig dem_ Bayeri­
scli.en Senat mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
etwaige gutachtliche Äußerung zugeleitet. 

Die vom Bayerischen Senat mit Beschluß vom 
13. Juni 1952 (Anlage 166) zu den Entwürfen einer 
Verordnung über die Rechtsverhältnisse des Präsi-

''denten und der Mitglieder des Direktoriums der 
Bayerischen Staatsbank sowie eines Gesetzes über 
das Personalstatut der Bayerischen Staatsbank ab-­
gegebene gutachtliche Stellungnahme ist in der an­
liegenden Fassung der Entwürfe verwertet. 

(gez.) Dr. Ehard, 
Bayerischer Mini1>terpräsident 

* 
Entwurf eines Gese~es 

zur Änderung des Gesetzes über die Bayerische 
Staatsbank 

Art. 1 

Das Gesetz über die Bayer. Staatsbank vom 
25. Oktober 1950 (GVBl. S. 221) wird wie folgt 
geändert: 

1. Abs. 1 bis 3 des Art. 7 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Die Rechtsverhältnisse des Präsidenten 
der Bank und der Mitglieder des Direkto­
riums werden durch Gesetz geregelt. 
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(2) Die Rechtsverhältnisse der übrigen im 
Dienst der Bank stehenden Personen (Staats­
bankbeamte, Staatsbankangestellte und Staats­
bankarbeiter) regelt ein im Wege der Gesetz­
gebung zu erlasseüdes Personalstatut. 

(3) Für das Gesetz über die Rechtsverhält­
nisse des Präsidenten der Bank und der Mit­
glieder des Direktoriums und für das Per­
sonalstatut· sind· die Grundsätze des bayeri­
schen Beamtemechts maßgebend, soweit nicht 
'die besonderen Verhältnisse der Bayer. Staats­
bank als eines 'geschäftlichen Unternehmens 
Abweichungen erforderlich machen." 

2. Art. 8 Abs. 6 wi~.cl gestrichen. 

Ar.t. 2 

Dieses Gesetz tritt am m Kraft. 

Begründung 
1. Zu Art. 1 Nr. 1: 

Nach der bisherigen Fassung des Art. 7 Abs. 1 des ' 
Gesetzes über die Bayer. Staatsbank vom 25. Oktober 
1950 (GVBI. S. 221) sollten gie .Rechtsverhältnisse des 
Präsidenten und der übrig·en Mitglieder des Direkto­
riums der Bayer. Staatsbank durch eine Vero.rdnung 
der Staatsregierung geregelt werden. Die Rechtsver­
hältnisse der übrigen im Dienst der Bank stehenden 
Personen (Staatsbankbeamten, Staatsbankangestellten 
und Staatsbankarbeiter) sollte nach Art. 7 Abs. 2 des 
Gesetzes ein vom Staatsministerium der Finanzen zu 
erlassendes Personalstatut regeln. Verordnung und 
Personalstatut sollten gemäß. Art. 7 Abs. 3 Satz 2 des 
Gesetzes mit gutachtlicher Äußerung des Senats dem 
Landtag zur Genehmig·ung vorgelegt. werden. 

Diese Regelung erwies sich aus verfassungsrecht­
lichen Gründen als bedenklich. Der Ministerrat hat da­
her in seiner Sitzung vom 28. August 1952 beschlossen, 
das Staatsministerium der Finan.zen zu beaUftragen, 
den Entwurf eines Änderungsgesetzes zum , Gesetz 
über die Bayer. Staatsbank vorzulegen, das unter Be­
seitigung der Ermächtigung der Staatsregierung bzw. 
des Staatsministeriums der Finanzen zum Erlaß einer 
Verordnung bzw. eines Personalstatuts vorsieht, daß. 
sowohl die Rechtsverhältnisse des Präsidenten der 
Bank und der Mitglieder des Direktoriums als auch 
die Rechtsverhältnisse der übrig·en im Dienst der Bank 

· stehenden :Personen jeweils. durch Gesetz zu regeln 
sind. Durch die in dem Entwurf vorg'Bsehene Neufas­
sung der Abs. 1 bis 3 des Art. 7 wird diesem Verlangen 
Rechnung getragen. 

2. Zu Art. 1 Nr. 2: 
Da das Gesetz über die staafüche Rechnungs-, Ver­

waltungs- und Wirtschaftsprüfung (Rechnungshofgesetz) 
vom 6. Oktober 1951 (GVBI. S. 189) in seinem § 2 Abs. 1 
Nr. 7 ausdrücklich bestimmt, daß. der Rechnungsprü­
fung· durch den Bayerischen Obersten Rechnungshof 
auch die in der Form von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts betriebenen Unternehmen des Staa­
tes unterliegen (zu vergl. auch § 3 Abs. 3 des Rech­
nungshofgesetzes), kann nunmehr die Bestimmung des 
Art. 8 Abs. 6 des Gesetzes über. die Bayer. Staatsbank, 
die die alljährliche Überprüfung· der sachlichen 'und 
persönlichen Ausgab~n der Bank durch eine vom 
Staatsministerium der Finanzen bestellte Kommission 
vorsieht, als überholt gestrichen werden. 
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Entwurf eines Gese~es 
iiher die Rechtsverhältnisse des Präsidenten 

und de1· Mitglieder des Direktoriums 
der Bayerisclten Staatsbank 

§ 1 

(1) Das Direktorium der Bayerischen Staats­
bank besteht aus dem Präsidenten und mindestens 
vier, höchstens sechs ständigen Mitgliedern;. an Stelle 
eines ständigen Mitglieds können jeweils ein oder 
zwei nichtständige Mitglieder bestellt werden mit 
der Einschränkung, daß stets wenigstens vier stäu­
clige Mitglieder vorhanden sein müssen. 

(2) Von den ständigen Mitgliedern des Direk­
toriums führen eines oder z\vei die Dienstbezeich­
nung Vizepräsident, die übrigen die Dienstbezeich­
nung Staatsbankdirektor. 

(3) Das Staatsministerium der Finanzen bestimmt 
die ständigen Mitglieder, welche die Dienstbezeich­
nung Vizepräsident führen. 

§ 2 

Die Rechtsverhältnisse des Präsidenten und der 
ständigen Mitglieder des Direktoriums werden 
(lurch Dienstverträge geregelt, die durch das Staats­
ministerium der Finanzen abgeschlossen werden. 

§ 3 

(1) Die n.ichtstän.digen. Mitglieder des Direk­
toriums stehen entweder im Beamtenverhältnis oder 
werden unter Abschluß ein.es Dienstvertrags be­
rufen. 

(2) Auf die im Beamtenverhältnis stehenden 
nichtständigen Mitglieder des Direktoriums finden 
die Vorschriften des Personalstatuts der Bayerischen 
Staatsbank Anwendung. 

(3) Für die auf Dienstvertrag berufenen nicht­
stän.digen Mitglieder des Direktoriums gilt § 2 ent­
sprechend. Ihre Dienstbezeichnung wird bei ihrer 
Ernennung geregelt. 

§ 4 

(1) Ein ständiges Mitglied des Direktoriums 
kann vom Staatsministerium der Finanzen jederzeit 
unter W ahrun.g seiner vertraglichen Ansprüche ab­
berufen werden, wenn sich ergibt, daß es dauernd 
seinen Dienstaufgaben sachlich .nicht gewachsen. ist, 
oder wenn es seine Pflichten gegenüber der Bank in 
gröblicher Weise . verletzt. Erfolgt die Abberufung 
wegen grober Pflichtverletzung,. so verliert der Ab­
berufene auch seine Versorgungsansprüche. Die Ent­
scheidung über die Abberufung trifft das Staats­
ministerium der Finanzen nach Anhörung des 
Direktoriums. 

(2) Ein nichtständiges Mitglied des Direktoriums 
kann jederzeit vom Staatsministerium der Finanzen 
unter Wahrung seiner Rechte und Ansprüche als 
Staatsbankbeamter oder, soferne es auf Dienst­
vertrag berufen. ist, unter W ahrun.g seiner vertrag­
lichen Ansprüche abberufen werden. Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. über die weitere Verwendung des 
Abberufenen entscheidet das Direktorium. 

(3) Für die Abberufung des Präsidenten gilt 
Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß die Ab­
berufung durch die bayerische Staatsregierung nach 
Anhörung des Direktoriums ausgesprochen wird, 

§ 5 

Der Präsident, die ständigen. Mitglieder des 
Direktoriums und die auf Dienstvertrag berufenen 
nichtständigen Mitglieder des Direktoriums sind bei 
Antritt des Dienstes gemäß §_ 18 des Personalstatuts 
der Bayerischen Staatsbank zu vereidigen.. 

§ 6 

Der Präsident übt die Dienstaufsicht über die 
übrigen Mitglieder des Direktoriums aus. 

§ 7 

Für Beamte der Bayerischen Staatsbank, die
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bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Mitglieder des Direk­
toriums sind und sich nicht bereit erklären., auf 
ihre Beamtenrechte unter Abschluß eines Dienst­
vertrages gemäß § 2 zu verzichten, verbleibt es bei 
den bisherigen Vorschriften:. 

§ 8 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. erläßt 
das Staatsministerium der Finanzen nach Anhörung 
des Direktoriums qer Bayerischen Sttatsbank. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am ............... in Kraft. 

* 
Begriindung 

Zu § 1: Abs. 1 trifft Bestimmungen über· die Zahl der 
ständigen und der nichtständigen Mitglieder des 
Direktoriums der Bayerischen Staatsbank. Ihre 
Ernennung ist in Art. 4 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Bayerische Staatsbank geregelt. 
Ab s. 2 regelt die Dienstbezeichnung der ständi­
gen Mitglieder des Direktoriums. Ein Vizepräsi­
dent ist schon in dem bisherigen Stellenplan der 
Staatsbank vorgesehen:. Mit Rücksicht auf die in 
den letzten Jahren stark gestiegene Bedeutung 
der Staatsbank. und die beträchtliche Ausweitung 
ihres Geschäftsumfanges erscheint es geboten, für 
die Ernennung eines zweiten Vizepräsidenten die 
gesetzliche Voraussetzung llU schaffen. Bei den 
übrigen ständigen Mitgliedern des Direktoriums 
soll die jetzt für einen Teil derselben eingeführte 
Dienstbezeichnung Oberfinanzdirektor, die nicht 
sachgemäft ist und zu den Interessen der Bank 
abträglichen Verwechslungen AnlaR gibt, abge­
schafft und durch die für alle Mitglieder des 
Direktoriums (mit Ausnahme des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten) einheitliche Dienstbezeid1-
nung Staatsbankdirektor, welche deren Stellung 
und Aufgabenkreis am besten wiedergibt, ersetzt 

. werden. 
Ab s. 3 überträgt die Zuständigkeit zur Verlei­
hung der Dienstbezejchnung Vizepräsident dem 
Staatsministerium der Finanzen. 
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§ 2 beslimmt, clail die Rechtsverhältnisse des Pr1isi­
denten m1d der ständigen Mitg·lieder des Direk­
toriums durch Dienstveriräge geregelt werden. Die 
Leitung der Staatsbank steht also nicht mehr im 
Beamtenverhälinis. Für die Staatsbank wird da­
mit eiue Regelung übernommen, die bei allen 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Finanzinstiiuten 
(z.B. Landeszentralbank, Gemeindebank, Landes­
anstalt für Aufbaufinanzierung usw.) besteht und 
sich dort bewährt hat. Sie schafft entsprechend 
dem Grundgedanken und der Zweckbestimmung 
des Art. 7 des Gesetzes über die Bayerische Staats­
bank auch gegenüber der Bankleitung die Vor­
aussetzungen für eine bewegliche Personalpolitik 
und e.rleichtert einerseits die Gewinnung· hoch­
qualifizierter Fachkräfte, anderseits das Ausschei­
den von Personen, die ihren, Aufgaben nicht ge­
wachsen sind. 

Die Dienstverträge mit dem Präsidenten und 
den ständigen Mitgliedern des Direktoriums wer­
den namens der Staatsbank vom Staatsministe­
rium der Finanzen abg·eschlossen. 

Zu § 3: Bezüglich der nichtständigen Mitglieder des Direk­
toriums ist vorgesehen, dafi sie entweder ebenso 
wie die ständigen Mitglieder auf Dienstvertrag· 
berufen werden oder im Beamtenverhältnis ste­
hen. Letzterenfalls g·elten für sie uneing·eschränkt 
die Vorschriften des Personalstatuts der Bayeri­
schen Staatsbank. Auf welchem dieser beiden 
Wege die nichtständigen Mitglieder in das Direk­
torium zu berufen sind, entscheidet das zu ihrer 
Ernennung zuständige Staatsministerium der Fi­
nanzen. 

Zu § 4: Abs. 1 reg~lt die vorzeitig·e Abberufung der 
ständio·en Mitglieder des Direktoriums. Sie kann 
erfolg:n entweder ~enn das Mitglied dauernd 
seinen Dienstaufgaben sachlich nicht g·ewachsen 
ist oder wenn es seine Pflichten gegenüber der 
Bank in gröblicher Weise verletzt. In ersterem 
Falle bleiben die vertrag·lichen Ansprüche des 
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J\lilglieds, insbesondere auf Vcrsorg1rng, gewahrt. 
Im Falle der Abberufung weg·er1 grober Pflicht­
verletzung verliert das Mil·g·liecl JJicht lllll' sejne 
Gehalis- und sonstigen Bezü g·e, sondern auch seine 
Versorgungsanspriiche. Eine entsprechende Ver­
eiJ1banrng mufl in die nach § 2 abzuschlieflenden 
Dienstverträge aufgenommen werden. 

Abs. 2 reg·elt die Abbernfong der nichtsfändigen 
:Wtitgliecler des .Direktoriums. Sie können ,jeder­
zeit, ohne dail ein beso11clerer Grund vol'liegen 
mufi, vo:rn Staatsministerium der Finanzen ab­
berufen werden. Stehen sie im Beamtenverhält­
nis, so bleiben ihre beamtenrechtlichen Ansprüche 
g·ewahrt, auf Grund deren sie im Dienste der 
Stnatshank in anderer Weise weiter zu verwen­
den sind. Ist das abberufene nichtständige Mit­
glied durch Dienstvertrag berufen, so g·ilt für die 
Behandlung seiner vertraglichen Ansprüche das 
gleiche wie für ständige Mitglieder (Abs. 1). 
Ab s. 3 i'egelt die Abberufung des Präsidenten. 
Für ihn gelten die g·leichen Bestimmungen wie 
für d.ie Abberufung der ständigen Mitglieder des 
Direktoriums mit der Maßgabe, daß. für die Ab­
berufung die Staatsregierung zuständig ist. 

§ 5 stellt klar, da.fl der Präsident und die Mitglieder 
des Direktoriums beim Dienstantritt in der glei­
chen Weise wie Staatsbankbeamte und Staats­
bankangestellte zu vereidigen 'sind. 

§ 6 regelt die Dienstaufsicht über die l\füglieder des 
Dil'ektoriums. 

§ 7 trifft eine auf Art. 14 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Baverische Staatsbank beruhende übergangs­
bestim~ung für die bei Inkrafttreten des Geset­
zes im Dienste stehenden Mitglieder des Direkto­
riums einschließ.lieh des Präsidenten. 

§ 8 rea·elt den Erlall der zur Durchführung des Ge­
setzes notwendig·en Red1ts- und Verwaltu11gsvor­
schriften. 
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Entwurf eines Personalstatuts 
der Bayerischen Staatsbank 

Teil A: 

Allgemeine Grundsiitze 

§ 1 
Die Bayerische Staatsbank (Bank) beschäftigt 

Staatsbankbeamte, Staatsbankangestellte und Staats­
hankarbeiter (Bankangehörige). 

§ 2 
(1) Die Besclüifligung hei der Bank setzt vor­

a lls, daß der Bankangehörige j ederzcit und unein­
geschränkt fiir die Zielsetzungen des durch die Ver­
faRsung gewiiluleisteten demokratisch-konstitutio­
nellen Staates einzutreten bereit ist. Im übrigen 
bleibt die poliliscl1e Einstellung· unberücksiclitigt. 

(2) Die Vereinigungsfreiheit 'Wird den Bank­
ang·el1örigen gewähr] eistet. 

(3) Rasse, Geschlecht, Glaubensbekenntnis, Her­
kunft oder Beziehungen diiden nfcht zu einer Be­
vorzugung oder Benachieilig·ung· führen. 

Te i 1 B: 
Der Staatsbankbeamte 

I. Abschnitt: Ernennung, Beförderung, Versetzung 

§ 3 
(1) Die Beamten sind entweder Beamte auf 

Widerruf oder Beamte auf Lebenszeil. 
(2) Die Beamten werden zunächst auf ·Wider­

ruf eingestellt; Ausnahmen bedürfen der .Geneh­
migung des Staatsministeriums der Finanzen. 

(3) Nach Ablauf von drei Jahren seit der Ein­
stellung soll der Beamte auf Widerruf im Falle der 
Bewährung zum Beamten auf Lebenszeit ernannt· 
werden. Die drei.rährige Frist kann vom Direkto­
rium bis auf ein Jahr abgekürzt oder bei Vorliegen 
besonderer Gründe um höchstens drei weitere Jahre 
verlängert werden. Auf die Frist kann die Zeit an­
gerechnet werden,. in welclier der Beamte als An-

. gestellter bei der Bank in gleichwertiger Tätigkeit 
beschäftigt war. 

§ 4 
Das Direktorium ernennt clie Beamten. 

§ 5 
(t) Das BeamtenverhäHnis auf -Widerruf wird 

hegriindet durch die Aushändigung einer Ernen­
mrngsurkunde, in der die Worte „unter Berufung 
in das Beamtenverhältnis auf Widerruf" enthallen 
sind. 

(2) Bei der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit "'i\Tird dem Beamten eine Urkunde aus­
gehändigt, in der die Worte „auf Lebenszeit" ent­
halten sind; mit der Aushändigung der Urkunde 
erwirbt der Beamte die Reclite eines Beamten auf 
Lebenszeit. 

(3) Die Ernennungsurkunden werden von dem 
Präsidenten ausgefertigt. 

(4) Die Ernennung wird, wenn nicht in der Er­
nennungsurkunde ein späterer Tag bestimmt ist, 
mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirk­
sam. Eine Ernennung auf einen riickliegenden Zeit­
punkt ist unzulässig und insoweit unwirksam. 

§ 6 
(1) Für die Ernennung der Beamten ist ihre 

fachliche und persönliche Eignung für die vorge­
sehene Dienststellung maßgebend. 

(2) Das Direktorium erläßt nach Anhörung der 
Beiriebsvertretung· mit Zustimmung des Staatsmini­
steriums der Finanzen und des Landespersonal­
amtes die al !gemeinen VorscluiHen fiir deil Ein tri lt 
in den Dienst der Bank, iiber die Vorbildung, die 
Ausbildung· und die Laufbahnen der Beamten sowie 
die Prüfungsordnungen und die Vorschriften über 
die dienstliche Beurteilung des Beamten. 

§ 7 

(1) Zum Beamten kann nur erüannt werden, wer 
L die deutsche Staatsangehörigkeit hesitzi, 
2. volljährig ist, 
3. die nach § 2 Abs. 1 Saiz 1 erforderliche Vor­

aussetzung erfü 11 t, 
4. die notwendige körperliche und geistige Eig­

nung besitzl, die durcl1 eine Prüfung nach­
zuweisen ist. 

(2) Das Direktorium kann mit Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen Ausnahmen zu 
Abs. 1 Ziffer 1 und 4 zulassen. 

§ 8 

Zum Beamten kann nicht ernannt werden, wer 
1. entmündigt ist oder unter vorläufiget· Vor­

rnundscliaft steht; 
2. die Befähigtrng zur Bekleidung eines öffent­

lichen Amtes kraft Utteilssprucl1 verloren hat; 
3. wegen eines V erbrcchens ocler Vergehens zu 

einer Strafe verurteilt ist, die ohne weiteres 
das Ausscl1eicle11 aus den\. Beamte1werhältnis 
zur Folge hat (§ 46); 

4. Hauptschuldig·er oder Belasteter im Sinne cles 
Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialis­
mus uncl Militarismus vom 5. März 1946 
(GVBI. S. 145) ist. 

§ 9 
Die Ernennung zum Beamten ist nicl1tig, wenn 

cler Beamte zur Zeit seiner Ernennung die Voraus­
setzungen des § 7 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 nicht er­
fiill te oder nach § 8 Ziffer 1 und 2 niclit ernannt 
werden konnte. 

§ 10 
(1) Die Ernennung ist anzufechten, wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder 
Bcsleclnmg herbeigeführt ·wurde; 

2. niclll bekannt war, daß der Ernannte ein Ver­
brechen oder ein solches Vergehen begangen 
hatte, das ihn der Berufung in das Beamten­
verhältnis unwürdig erscheinen läßt, und er 
deswegen rechtskräftig zu einer Strafe ver­
urteilt war oder wird; 



3. nid1l hekn.irnl war, daH der Ermu111te zru Zeil 
seiner Ernennung Hauptschuldiger oder Be­
lasteter im Sinne des Gesetzes zur Befreiung 
von Nationalsozialismus und Militarismus 
vom 5. März 1946 (GVBl. S. 145) war. 

(2) Die Ernennung kann angefochten werden, 
wenn 

1. bei einem nach seiner Ernenming Enhnlindig­
ten die Voraussetzungen fiir die Enhnündi­
gung im Zeitpunkt det• Ernennung vorlag·en; 

2. nicht bekanu't wtu, tlnß. der Ernannte auf 
Grund des Ad. 88 des Bayerischen Beamten­
geseizes vom 28. Oktober 1946 (GVBL S. 349) 
oder des s 51 dieses Personalslal.uls oder einer 
ents.pyechenden Bestimmung entlassen oder 
im V.,Tege eines Dienststrafverfahrens aus dem 
Dienst entfornl oder zum Verlust des Ruhe­
gehalts Yerurieilt worden ·war; 

:3. in den Fällen des § 7 Abs. 2 die erfordei:liche 
Zustimmung des Staatsministeriums der Fi-
nanzen nicht vorliegt; a 

4. die Ernennungsurkunde ausgelüindigt wurde, 
ohne du ß ein Besd1 l u ß des Direktoriums 
vorlag. 

§ 11 

(1) In den Fällen des § 9 hat der Präsident so­
fort nad1 Kenntnis des Nichtigkeitsgrundes dem Er-
11an"nten ,jede weitere Fiihnmg der Dienstgeschäfte 
zu verbieten. 

(2) In den Fällen des § lO Abs. 1 und 2 mufl die 
Anfechtung innerhalb von sechs Monaten erklärt 
werden, nachdem das Direktorium, in den Fiillen 
des § :lO Abs. 2 Ziffer 3 das Staalsrninisterium der 
Finanzen \'on dem Anfechtungsgrund Kenntnis er­
halten hat. Vor der Anfechtungserklärung ist der 
Beamte zu hören. 

(3) Die Anfechi:ungserklänu1g "lvird von dem 
Direktorium, in den .Fällen des § 10 Abs. 2 Ziffer 3 
von dem Staatsministerium der Finanzen abgegeben. 
Sie ist dem Beamten, im Falle des § 10 Abs. 2 Ziffer 1 
seinem gesetzlichen Vertreter zuzustellen. 

§ 12 

Ist die Ernennung nichtig oder angefochten 
worden, so sind die bis zu dem Verbot (§ 11 Abs. 1) 
oder bis zur Zustellung· der Anfeehtungserklärung 
(§ :11 Abs. 3) vorgenommenen dienstliehen Hand­
lungen des Ernannten in der gleichen Weise gi:iltig, 
wie wenn sie ein Beamter ausgeführt hätte. Die 
gezahlten Dienstbezüge können belassen werden. 

2. Beförderung 

§ 13 

(1) Für die Beförderung der Beamten sind aus­
schließlich ihre Befähigung· und ihre Leistungen 
maßgebend. Grundlagen für die Beförderung sind 
die Beurteilung durch die Dienstvorgesetzten und 
das Ergebnis vorgeschriebener Prüfungen. 

2* 
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(2) Die Befördenu1gen werden \'Oll dem Direk­
torium u11i:er Aushändigung einer enisprechenden 
Urkunde ausgesprochen. § 5 Abs. 3 g·ilt entsprechend. 

3. Versetzung 

.§ 14 

(1) Der Beamte kann jederzeit 1m dienstlichen 
fnteresse oder auf seinen Antrag innerhalb der 
Bank in eine andere Dienststellung oder an einen 
anderen Ort abgeordnet oder versetzt '\Terden. Der 
Beami:e hat einer Abordnung oder Versetzung auch 
dann Folg·e zu leisten, ·wenn die Gelegenheit , zur 
Ausi.ibung einer Nebenfö.tigkeit (§§ 22, 23) wegfällt 
oder sonstige Nehenbczi.ige sich vermindern oder 
wegfallen. 

(2) Aus einem wichtigen Grunde kann der Be­
amte auch in eine Dienststellung versetzt werden, 
die in der Regel von Beamten einer an<lereri Lauf­
bahn oder mit. geringerem plunmäfügen Dienst~ 
einkommen versehen vv'ird. Der Beamte bezieht in 
einem sokhen Falle seine bisherig·en Dienstbezüge 
weiter. · 

(:J) Die Versetzungen und Abordnungen werden 
von dem Direktorium verfügt. 

4. Dienstbezeichnungen 

§ 15 

(1) Die Diensihezeiclunmgen der Beamten er­
geben sich aus der als Anlage :t beigefügl-en Be­
solcl nngsi.afel. 

(2) Der Beamte flihrl im Dienst seine Dienst­
bezeichnung. Er darf sie auch außerhalb des Dien­
stes führen, nach der Versetzung in den Wartestand 
mit dem Zusatz „zur Dienstver·wendung (z. D.)". 
Neben der Dienstbezeichnung darf der Beamte nur 
staatlich verliehene Titel und akademisc11e Grade 
führen. 

(3) Beamte im Ruhestand dürfen die ihnen hei 
der Versetzung in den Ruhestand zustehende Dienst­
bezeiclmung mit dem Zusatz „auHer Dienst (a. D.)" 
und die ihnen im Zusammenhang mit ihrer dienst­
lichen Stellung verliehenen Titel weiterführen. 
\Vartestandsbeamte und Ruhestandsbeamte, denen 
eine neue Diensi:stellung übertragen wird, erhalten 
die dieser entsprechende Dienstbezeichnung, soferne 
diese nicht einer niedrigeren Besoldungsgruppe an­
gehört. Einern entlassenen Beamten kann das Direk­
lorium die Erlaubnis erteilen, die Dienstbezeich­
nung mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)" sowie 
die im Zusammenhang mil dem Dienst verliehenen 
Titel zu führen. 

(4) Das Direktorium kmm die Erlaubnis, die 
Dienstbezeichnung und die im Zusammenhang mit 
dem Dienst verliehenen Titel ·weiterzufül~ren, zu­
rücknehmen, wenn der frühere Beamte rechtskräftig 

·zu einer Strafe verurteilt' worden ist, welChe nach 
§ 46 das Aussdieiclen aus dem Beamtenv..erhältnis 
n·ach sich zieht. 



II. Abschnitt: Die Pflicliten des Beamten 

§ 16 

(1) Der Beamte steht zu der Bank in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis, 
durch das ihm seine Lebensstellung gesichert wird. 

(2) Der Beamte hat seinem Beruf seine volle 
Arbeitskraft zu widmen. Er hat die Gesetze und 
Dienstvorschriften zu beachten und seinen Dienst 
uneigennützig und im BewuHtsein seiner persön­
lichen Verantworhmg gewissenhaft zu verrichten. 
Er darf n\cht gegen die Interessen der Bank han­
deln. Sein Verhalten innerhalb und außerhalb des 
Dienstes muß der Achtung und dem Vertrauen ge­
recht werden, die sein Beruf erfordert. 

(3) Der Beamte hat die Anweisungen seiner 
Vorgesetzten zu befolgen und die von ihnen ge­
troffenen Entscheidungen in ihrem Sinne auszu­
führen. 

(4) Der Beamte ist für die Gesetzmäßigkeit 
seiner dienstlichen Handlungen verantwortlich. Er 
darf Anordnungen nicht befolgen, deren Ausfüh­
rung für ihn erkennbar einein gesetzlichen Verbot 
zuwiderlaufen würde oder die seine Dienstbefug­
nisse überschreiten. Bedenken gegen die Recht­
mäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Be­
amte unverzüglich bei seinem Vorgesetzten geltend 
zu machen. 

§ 17 

(1) Der Beamte hat seine Aufgaben unparteiisch 
und gerecht zu erfüllen, insbesondere sich bei .A.us­
i.ibung seines Dienstes jeder parteipolitischen Be­
tätigung zu enthalten. 

· (2) Hinsichtlich der sonstigen politischen Be­
tätigung und der Übernahme von öffentlichen Wahl­
ämtern gelten die Vorschriften für die Staatsbeam­
ten entsprechend. 

(3) Der Beamte darf nicht ;Mitglied einer Partei 
sein, die sich nicht zu den Grundsätzen des demo­
kratisch-konstitutionellen Staates bekennt, oder 
deren Zielsetzungen mittelbar oder unmittelbar 
fördern .oder unterstützen. 

(4) Den Beamten steht kein Streikrecht gegen 
die verfassungsmäflige Staatsgew·alt und die Bank­
leitung zu. 

§ 18 

(1) Der Beamte ist bei Antritt seines Dienstes 
zu vereidigen. 

(2) Der Diensteid lautet: 
„Ich gelobe Treue der Verfassung und schwöre, 

daß ich die mir obliegenden Dienstpflichten gewis­
senhaft und nach den Weisungen meiner Vorgesetz­
ten erfüllen und daß ich innerhalb und außerhalb 
des Dienstes die durch die Verfassung gewähr­
leistete demokra tisch-konsti tu tionelle Staatsordnung 
unterstützen werde, so wahr mir Gott helfe." 

(3) Gestattet das Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft anstelle des Eides andere Be­
teuerungsformeln zu gebrauchen, so kann der Be­
amte, der Mitglied einer solchen Religionsgesell­
schaft ist, diese Beteuerungsformel sprechen. 

(4) Erklärt der Beamte, clafl er Bedenken habe, 
den Eid in religiöser Form zu leisten, so kann er 
ihn ohne die Schlußworte leisten. 

(5) Der Diensteid wird von einein Mitglied des 
Direktoriums oder von einem von dem Präsidenten 
bestimmten Beamten abgenommen. über die Ab­
leistung des Diensteides ist eine Niederschrift auf­
zunehmen. 

§ 19 

Der Beamte darf - auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses - Belohnungen oder Ge­
schenke in Bezug auf seinen Dienst nur mit Zu­
stimmung des Präsidenten annehmen. 

§ 20 

(1) Der Beamte darf ·ohne Genehmigung des 
Direktoriums keine dienstlichen Handlungen vor­
nehmen, durch die er sich selbst oder einer Person, 
zu deren Gunsten ihm w:egen familienrechtlicher 
Beziehungen im Strafverfahren das Zeugnisverwei­
gerungsrecht zfisteht, einen Vorteil verschaffen 
würde. 

(2) Der Beamte ist von solchen dienstlichen 
Handlungen zu befreien, die sich gegen ihn selbst 
oder eine Person richten würden, zu deren Gunsten 
ihm wegen familienrechtlicher Beziehungen un 
Straf verfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zu­
steht. 

§ 21 

Der Beamte ist nach Maßgabe des Art. 7 Abs. 5 
des Gesetzes über die Bayerische Staatsbank zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 

§ 22 

(1) Der Beamte ist verpflichtet, auf Ano'rdnung 
des Direktoriums jede Nebentätigkeit (Nebenamt, 
Nebenbeschäftigung) zur Erfüllung dienstlicher Auf­
gaben, auch ohne Vergütung, zu übernehmen und 
fortzuführen, soferne diese Tätigkeit seiner Vorbil­
dung oder Berufsausbildung entspricht. 

(2) Der Beamte, der aus einer auf Veranlassung 
des Direktoriums gem. Abs. 1 ausg:eübten Neben­
tätigkeit haftbar gemacht wird, hat gegen die Bank 
Anspruch ai1f Ersatz des ihm entstandenen Schadens. 
Hat er den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt, so ist die Bank dem Beamten nur 
ersatzpflichtig, wenn er auf Anordnung des Direk­
toriums gehandelt hat, es sei denn, daß die Anord­
nung für ihn erkennbar gesetzwidrig war. 

(3) Endet das Beamtenverhältnis, so enden, 
wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, 
auch die Nebentätigkeiten, die dem Beamten im Zu­
sammenhang mit seinem Dienst , übertragen sind 
oder die er auf Anordnung des Direktoriums über­
nommen hat. 

§ 23 

(1) Der Beamte bedarf, soweit er nicht nach § 22 
zur Übernahme verpflichtet ist, der vorherigen Ge­
nehmigung des Direktoriums 

1. zur Übernahme eines Nebenamtes, einer Vor­
mundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvoll-



streckung, wenn die Übernahme gegen Ent­
gelt erfolgt; 

2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigun~· 
gegen Vergütung; 

3. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, 
Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ 
einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines 
in einer anderen Rechtsform betriebenen 
Unternehmens sowie zur Übernahme einer 
Treuhänderschaft. 

(2) Die Genehmigung· ist insbesondere zu ver­
sagen, wenn die Nebentätigkeit den Beamten hin­
dert, dem Dienst seine volle Arbeitskraft zu wid­
men, oder die Besorgnis der Befangenheit bei der 
Ausübung des Dienstes begründet. 

(3) . Nicht genehmigungspflichtig ist, vorbehalt­
lich der Vorschrift des Art. 7 Abs. 4 des Gesetzes 
über die Bayerische Staatsbank, die Verwaltung 
eigenen oder der Nutznießung des Beamten unter­
liegenden Vermögens, ferner eine schriftstellerische, 
wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätig­
keit des Beamten. 

§ 24 

(1) Die Arbeitszeit wird im Rahmen der gesetz­
lichen Bestimmungen von dem Direktorium geregelt. 

(2) Der Beamte ist grundsätzlich verpflichtet, 
auch über die regelmäßige Arbeitsi:eit hinaus Dienst 
zu tun, wenn die dienstlichen Verhältnisse es er­
fordern. 

§ 25 

. (1) Der Beamte bedarf, wenn er dem Dienste 
fernbleiben will, eines Urlaubs. Während einer auf 
Krankheit beruhenden Dienstunfähigkeit bedarf er 
nur dann eines Urlaubs, wenn er seinen Wohnort 
verläßt. Dienstunfähigkeit infolge Krankheit ist auf 
Verlangen nachzuweisen. 

(2) Bleibt der Beamte ohne Genehmigung schuld­
haft dem Dienst fern, so verliert er, unbeschadet 
dienststrafrechtlicher Ahndung, für die Zeit des 
F ernbleibens das Recht auf seine Dienstbezüge. Das 
Direktorium stellt den Verlust der Dienstbezüge 
fest und teilt dies dem Beamten mit. 

(3) Der Beamte erhält jährlich einen Erholungs­
urlaub unter Fortgewährung seiner Dienstbezüge. 
Die Dauer des Erholungsurlaubs wird von dem 
Direktorium geregelt. 

(4) Bei einem nicht· unter Abs.1 Satz 2 und 
Abs. 3 fallenden Urlaub kann völlig·er oder teil­
·weiser Fortfall der Dienstbezüge angeordnet werden. 

(5) Gegen eine Feststellung nach Abs. 2 Satz 2 
steht dem Beamten· der Verwaltungsrechtsweg offen. 

Wenn Besondere dienstliche Verhältnisse es er­
fordern, kann der Beamte angewiesen werde1~, auch 
während der dienstfreien Zeit seinen Vl ohnort nicht 
zu verlassen. 

§ 27 

(1) Der Beamte hat seine 'Wohnung so zu neh­
men, daß. er in der ordnungsmäßigen \Vahrnehmung 
seiner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 
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(2) Der Präsident kann, wenn die dienstlichen 
Verhältnisse es erfordern, den Beamten anweisen, 
seine Vl ohnung innerhalh bestimmter Entfernung 
von seiner Dienststelle zu nehmen oder eine Dienst­
wohnung zu beziehen. 

§ 28 

· (1) Bleibt cle'r Beamte in seinen Leistungen hin­
ter dem billigerweise von ihm zu fordernden Mafl 
zurück, so kann ihm das Direktorium das Aufst<?igen 
im Gehalt in jeder Dienstaltersstufe bis zu zwei 
Jahren versagen. 

(2) Vor einer Entscheidung nach Abs. 1 ist dem 
Beamten unter Verwarnung schriftlich eine an­
gemessene Frist zu setzen, in der er seine Leistun­
gen verbessern kann. 

(3) Gegen Entscheidungen nach Abs. 1 steht dem 
Beamten der Verwaltungsrechtsweg offen. 

§ 29 

(i) Das Direktorium kann einem Beamten aus 
zwingenden Gründen die Führung ·seiner Dienst­
geschäfte bis zur Dauer von drei Monaten während 
eines Jahres untersagen. Die Frist kann in Aus­
nahmefällen bis zu sechs Monaten verlängert wer­
den. Der Beamte ist vor der Dienstenthebung zu 
hören. Während der Dauer der Dienstenthebung 
sind die Dienstbezüge weiter zu gewähren. 

(2) Dem Beamten steht geg·en Entscheidungen 
nach Abs. 1 der Verwaltungsrechtsweg offen. 

III. Absclmiit: Dienstvergehen und Haftung 

1. Dienstvel'gehen 

§ 30 

(1) Verletzt der Beamte schuldhaft die ihm ob­
liegenden Pflichten, so begeht er ein Dienstvergehen. 

(2) Ein Ruhestandsbeamte:r begeht ein Dienst-
vergehen, wenn er · 

1. Mitglied einer Partei ist, die sich nicht zu den 
Grundsätzen des demokratisch-konstitutionel­
len Staates bekennt, oder die Zielsetzungen 
einer solchen Partei fördert oder unterstützt; 

2. seine Pflicht zur Dienstv~rschwiegenheit ge­
mäß. Art. 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Baye­
rische Staatsbank verletzt; 

3. gegen § 19 ve~stöß.t. 
(3) Im Falle der Verurteilung wegen eines 

· Dienstvergehens nach Abs. 2 Ziffer 1. entfällt das 
Recht des Ruhestanclsbeamten und der Hinterblie­
benen auf Versorgungsbezüge. 

(4) Für die Besi: afung \'Oll Dien:;[\·crgehen gi I • 
die DiensLs:rafonl11ung VOill 29 J\;J•il 9t8 cv-n. 
S. 67) mit der Maßgabe, daf! das Direktvrium die 
Stellung der ~inleitungsbehörde und der obersten 
Dienstbehörde ini Sinne der Bestimmungen der 
Dienststrafordnung hat. 

(5) Die Entscheidungen des Direktoriums claJ'· 
über, ob und von welchem Zeitpunkt ab das Beam­
tenverhältnis endet oder der Beamte in den Warte­
stand zu versetzen ist, sind für die Entscheidungen 
der Dienststrafgerichte bindend. · 
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2. Haftung 

§ 31 

(J) Verletzt ein Beamter schuldhaft seine Dienst­
pflicht, so hat er der Bank den daraus entstandenen 
Schaden zn ersetzen; haben mehrere Beamte ge­
meinschaftlich den Schaden verursacht, so haften sie 
als Gesamtschuldner. 

(2) Hat die Bank einem Dritten Schadenersatz 
geleistet, weil ein Beamter seine Dienstpflicht ver­
letzt hat, so kann die Bank Rückgriff gegen den 
Beamten nur insoweit nehmen, als ihm Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Leistet der Beamte der Bank Ersatz und hat 
diese einen Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so 
hat die Bank den Ersatzanspruch an den Beamten 
abzutreten. 

(4) Ansprüche der Bank nach Abs. 1 verjähren 
in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem sie 
von dem Schaden und der Person des Ersatzpflich­
tigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der 
Handlung an. 

(5) Ansprüche nach Abs. 2 verjähren in drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Ersatz­
anspruch des Dritten diesem gegenüber von der 
Bank anerkannt oder der Bank gegenüber rechts­
kräfti'g festgestellt worden ist. 

IV. Abschnitt: Die Rechie des Beamten 
§ 32 

Die Bank gew~ihrl dem Beamten Fürsorge und 
Schutz bei Ausübung seines Die~1stes. 

§ 33 
(1) Der Beamte hat das Recht, seine sämtlichen 

Personalnachweise jederzeit einzusehen. Aufzeich­
mmgen über die Einsichtnahme des Beamten in 
seine Personalnach,weise dürfen nicht geführt werden. 

(2) In die Personalnachweise dürfen ungünstige 
Tatsachen erst eingefragen werden, wenn der Be­
amte Gelegenheit gehabt hat, sich über sie zu 
äußern. Die .Äußerung des Beamten ist in den Per­
sonalnachweis aufzunehmen. 

§ 34 

Der Beamte kann gegen dienstliche Maßnahmen 
eines Vorgesetzten unbeschadet des Rechtsschutzes 
nach dem Ge~etz iiber die Verwaltungsgerichtsbar­
keit hinnen 14 Tagen Gegenvorstellungen bei dem 
Präsidenten erheben. Diese haben keine aufschie: 
bende \iVirkung. 

§ 35 
Dem Beamten 1vird nach Beendigung des Be­

amtenverhältnisses auf Antrag vom ;Direktorium ein 
Zeugnis iiber die Art und die Dauer der von ihm 
bekleideten Dienststellungen erteilt. Das Zeugnis 
ist auf Verlangen auch auf die Leistungen und auf 
die Führung im Dienst zu erstrecken. 

§ 36 
(1) Für die Dienst- und sonstigen Beziige der 

Beamten, das Wartegeld, das Ruhegehalt, die Hin­
terbliebenenheziige uncl die Unfallfürsorge gelten 
die §§ 61 ff. 

(2) Das Direktorium kann mit Genehmigung 
des Staatsministeriums der Finanzen nichtrnhe­
gehaltfähige Stellenzulagen fcsisetzen. 

(3) Das Direktorium ürt. ermächtigt, den Beam­
ten auHerordentliche Sonder- und Teuerungszulagen 
in der gleichen Weise zu gewähren, wie Staats­
beamte solche Zulagen erhalten. 

(4) Bei besonderen Leistungen kann das Direk­
torium mit Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen nach Maßgabe der Bedürfnisse besondere 
Vergütungen gewähren. 

(5) Beamten in leitcndel' Stellung, insbesondere 
den Vorständen der Niederlassungen und Zweig­
stellen können Dienstaufwandsentschädigungen ge­
währt werden, deren Höhe von dem Direktorium 
mit Genehmigung des Staatsministeriums dm: Finan­
zen festgesetzt wird. 

§ 37 
(1) Vermögensrechtliche Ansprüche des Beamten, 

des Ruhestandsbeamten und der Hinterbliebenen 
aus dem: Beamtenverhältnis werden durch Klage vor 
den ordentlichen Gerichten geltend gemacht. Das 
gleiche gilt, vorbehaltlich des § 148, für Ansprüche 
der Bank aus dem Beamtenverhältnis, insbesondere 
wegen Verletzung einer Dienstpflicht durch einen 
Beamten. 

(2) Die Klage gegen die Bank aus besoldungs­
und versorgungsrechtlichen Ansprüchen ist erst zu­
lässig, wenn das Direktorium den Anspruch ab­
o·elehnt oder wenn es innerhalb von drei .Monaten, 
~achdem ihm der Antrag zugegangen ist, nicht ent­
schieden hat. Ein Bescheid nach §§ 126 bis 13•1 gilt 
als Entscheidung im Sinne des Sat.z L 

(3) Die Entscheidungen des Direktoriums dar­
über, ob und von welchem Zeitpunkt ah das Be­
amtenverhältnis endet oder der Beamte iu den 
Wartestand zu versetzen ist, sind für die Beurtei­
lung der vor dem Gericht geltend gemachten ver­
mögensrechtlichen Anspriiche bindend. Das gleiche 
gilt für die Festsetzung des Besoldungsdienstalters. 

V. Abschnitt: Wartestand 

§ 38 

Wird die Bank aufgelöst odet in ihrem Aufbau 
·wesentlich verändert, so können auf Lebenszeit er­
nannte Beamte, die überzählig werden, in den 
Wartestand versetzt werden. 

§ 39 
. (1) Der vVarlestand beginnt, wenn nicht im 
EinzelfaH ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt. fest­
gesetzt wird, mit dem Zeitpunkt, in welchem dem 
Beamten die Versetzung in den Wartestand mit­
geteilt wird, spätestens jedoch mit dem Ende der 
drei Monate, die auf den· Monat der Mitteilung 
folgen. 

(2) Die Verfügung über clie Venietzung in den 
Wartestand kann bis zum Beginn des \iV arteslancles 
zurückgenommei1 werden. 

§ 40 
(1) Soferne nicht für den Beginn des Warte­

standes ein späterer Zeitpm1kt festgesetzt worden 
isl, erhält der Bean1 (e fiir den l\fonat, in dem ihm 



die Versetzung in den ViT artestand el'öffnet worden 
Ü>l, noch seine bisherigen Dienstbezüge. Nach. Ab­
lauf der Zeit, für welche die Dienstbezüge zu ge­
währen sind, erhält der Beamte während des VVarte­
sfondes Wartegeld nach Mailgabe der §§ 85, 86. Vom 
Beginn des "Wartestandes ab riickt der Beamte in 
Dienstallersstufen nul' während einel' Beschäftigung 
nach §§ 41, 42 auf. 

(2) -Wenn im Einzelfall nichts anderes be­
slimm l wird, endigen mit dem Beginn des 'Warte­
standes die Nebenfätigkeilen, die dem Beamten im 
Zusammenhang mit seiner dienstlichen Stellung· 
übertragen worden sind oder die er auf Anordnung·, 
Vorschlag oder Veranlassung des Direktoriums 
iibcnwmmen hat. 

§ 41 

Ein Beamter im \Varlestand ist verp1lichtet, eine 
neue Stelluug · im öffentlichen Dienst zu über­
nelunen, wenn 

1. diese seiner beruflichen Ausbildung entsprich!:, 
2. er in seinen Rechten, insbesondere in seinen 

Dienstbezüg·en nicht benachteiligt wird. 

§ 42 

Der Beamte im Wartestand ist zu einer vor­
übergehenden, seiner Berufsausbildung entspre­
chenden Dienstleistung verpflichtet, wenn ihm eine 
volle Verwendung für mindestens ·drei Monate an 
seinem Wohnort oder für mindestens sechs Monate 
auß'erhalb seines \Vohnol'tes zugesichert wird. Im 
Falle der Weigerung verliert der Beamte den An­
spruch auf Wartegeld für die Dauer des \~arte­
standes. 

§ 43 
Der \V artestand endigt, wenn 
L dem Beamten eine neue Dienststellung über­

tragen wird oder 
2. das Beamtenverhältnis endigt. 

§ 44 

Die Vorschriften für die Beamten im Dienst 
mit Ausnahme der Vorschriften über eine Neben­
tätigkeit (§§ 22, 23) gelten auch für die Wartestands­
beami.en, soweit. sie ihrer Natur nach anwendbar 
sind. 

VI. AbsdmiH: Beendigung des Beamtenverhältnisses 

§ 45 

(1) Das Beam len verhältnis endigt, 
f. durch Tod, 
2. durch Ausscheiden, 
3. durch Entlassung, 
4. durch Ein tri lt in dc11 Ruhestand, 
5. durch Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Für die Eut.fernung aus dem Dienst gelten 
die Vorschriften der Dienslslrafordnung vom 
29. April 1948 (GVBL S. 67). 

1. Ausscheiden aus de~n Beamtenverhältnis 

§ 46 
Ein Beumt.er, der von einem deutschen Gericht 

zu Zuchthaus oder wegen einer vorsätzlich l.Je-
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gangenen Tat zu Gefängnis von einem Jahr oder 
lfü1gerer Dauer verurteilt wird, scheidet mit der 
Rechtskraft des Strafurteils aus dem Beamtenver­
hältnis aus. Dasselbe gilt, ·wenn dem Beamten die 
bürg·erlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt wurden. 

§ 47 

(1) Wird ein slrafgerichiliches Urteil, demzu­
folg·e der Beamte aus dem Beamlenve.rhältnis aus­
geschieden ist, im Wiederaufnahmeverfahren durch 
ein Urteil ersetzt, das diese Folge nicht hat, so er­
hält der Verurteilte von der Rechtskraft der auf­
gehobenen Entscheidung oder von der früheren Ein­
behaltung von Teilen seiner DienstbezÜge ab die 
Bezüge, die er erhalten hätte, wenn das aufgehobene 
Urteil dem neuen entsprochen häi.te; seine ruhe­
gehaltfähige Dienstzeit wird so berechnet, wie wenn 
er nicht ausgeschieden wäre. 

(2) Der Verurteilte hat, ·wenn er nicht. inzw.i­
schen die Altersgrenze erreicht hat, von der Rechts.­
kraft der das . VViederaufnahmeverfahren abschlie­
ßenden Entscheidung ab die rechtliche Stellung eines 
\~Tartestandsbeamten; seine Bezüge richten sich nach 
Abs. 1. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht, soweit der Be­
amte nach dem mit dem Ausscheiden aus dem Be­
amtenverhältnis verbundenen Urteil zu einer •vei­
teren Strafe verurteilt worden ist, die sein Aus­
scheiden nach sich gezogen hätte, wenn er noch Be­
amter gewesen wäre. 

(4) Erscheint auf Grund des in dem Wieder­
aufnahmeurteil festgestellten Sachverhalts oder auf 
Grund eines anderen rechtskräftigen Strafurteils, 
das nach dem mit dem Ausscheiden aus ~lem Be­
amtenverhältnis verbundenen Urteil ergangen ist, 
die Entfernung des Beamten aus dem Dienst an­
gezeigt, so können entsprechende dielist.strafrecht­
liche Maßnahmen eingeleitet und die dem Beamten 
nach Abs. 1 zustehenden Bezüge einbehalten wer­
den. Wird der Beamte aus dem Dienst entfernt, so 
verliert er den Anspruch nach Ahs. 1 und 2 von der 
Rechtskraft des Strafurteils an. 

(5) Der Beamte mu!l sich auf die ihm nach Abs. 1 
zustehenden Dienstbezüge ein anderes Arbeitsein­
kommen oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen 
lassen; er ist zur Auskunft hierüber verp1lichtet. 

§ 48 

"Werden im Gnadenwege die beamtenrechtlichen 
Folgen eines Strafurteils, demzufolge ein Beamter 
aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden ist, in 
vollem Umfange aufgehoben, so treten dieselben 
Folgen ein, wie wenn ein solches Urteil im "Wieder­
aufnahmeverfahren durch ein Urteil ersetzt wird, 
das diese Folgen nicht hat. 

§ 49 

Scheidet der Beamte aus dem Beamtenverhält­
nis' aus, so hat er keinen Anspruch auf Dienstbezüge 

· und Versorgung. Er darf die Dienstbezeichnung 
und die jhm im. ·zusammenhang mit dem Dienst 
verliehenen Titel nicht weiterführen. 
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2. Entlassung 

§ 50 

(1) Der Beamte kann jederzeit seine Entlassung 
verlangen. Der Antrag muß. dem Direktorium 
schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann, so­
lange diel' Entlassungsverfügung dem Beamten noch 
nicht zugegangen ist, ohne Zustimmung des Direk­
toriums nur innerhalb von zwei Wochen zurück­
genommen ·werden, nachdem sie dem Direktorium 
zugegangen ist. 

(2) Dem Entlassungsantrag muß entsprochen 
werden. Die Entlassung kann ausgesetzt werden, 
bis der Bean{te seine Dienstgeschäfte ordnungs­
gemäß erledigt hat, ,jedoch nicht länger als drei 
Monate. 

§ 51 

(1) Der Beamte ist zu entlassen, 
1. wenn er sich weigert, den vorgeschriebe­

nen Diensteid zu leisten; 
2. wenn sich ergibt, daß er während der 

Dauer des Beamtenverhältnisses Mitg·lied 
einer Partei war oder ist, die sich nicht zu 
den Grundsätze.n des demokratisch-kon­
stitutionellen Staates bekemJt, oder die 
Zielsetzungen einer solchen Partei unter­
stützte oder förderte. 

(2) Die Tatsachei1, die die Entlassung nach 
Abs. 1 Ziff. 2 rechtfertigen, sind in einen'l besonderen 
Untersuchungsverfahren festzustellen, in dem die 
eidliche Einvernahme von Zeugen und Sachverstän­
digen zulässig und der Beamte zu hören ist. Gegen 
die Entlassungsverfügung kann der Beamte inner­
halb von 14 Tagen Beschwerde zum Staatsministe·­
rium der Finanzen einlegen. 

§ 52 

(1) Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit 
entlassen werden. Nach Erreichung der Altersgrenze 
(§ 54 Abs. 1) ist er zu entlassen. Dies gilt nicht, wenn 
er gemäß § 58 Abs. 1 in den Ruhestand_ versetzt 
wird. 

(2) Der nach Abs. 1 Entlassene erhält für den 
Monat, in dem ihm die Entlassung mitgeteilt worden 
ist, seine vollen Dienstbezüge. Er erhält ferner als 
Übergangsgeld nach vollendeter einjähriger Dienst­
zeit das Einfache und für jedes ·weitere volle Dienst­
,jahr die Hälfte, höchstens jedoch das Sechsfache der 
Dienstbezüge des letzten Monats. Die Dienstzeit 
bemißt sich nach der Zahl der im Beariltenverhält­
nis ohne Unterbrechung ztuückgelegten vollen Jahre. 

(3) Das überga1igsgeld ivircl nicht gewährt, 
1. wenn der Beamte aus einem von ihm zu 

vertretenden Grund entlassen worden ist; 
2. wenn ein anderes hauptamtliches Be­

amtenverhä:ltnis im unmittelbaren An­
schluß. an die Entlassung begründet wird. 

§ 53 

(1) Die Entlassung eines Beamten wird von dem 
Direktorium verfügt; die Verfügung ist dem Be­
amten schriftlich mitzuteilen. Sie wird, wenn nicht 
ausdrücklich ein späterer Zeitpu~kt bestimmt ·wird, 
'nit dem Zeitpunkt der Bekanntgabe wirksam. 

(2) Nach der Entlassung hat der Beamte keinen 
Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung. Er 
verliert vorbehaltlich der Vorschrift des § 15 Abs. 3 
Satz 3 die Befugnis, seine Dienstbezeichnung und 
die ihm im Zusammenhang mit- dem Dienst ver­
liehenen Titel zu führen. 

3. Eintritt in den Ruhestand 

a) A 1 t e r s g r e n z e 

§ 54 

(i) Der Beamte auf Lebenszeit tritt mit dem 
Ende des Monats in den Ruhestand, in dem er das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet. 

(2) Wenn dringende dienstliche Rücksichten im 
Einzelfall die Fortführung der Dienstgeschäfte durch 
einen bestimmten Beamten erfordern, kann das Di­
rektorium mit Zustimmung des Staatsministerimns 
der Finanzen den Beamten über das fünfundsech­
zigste Lebensjahr hinaus für eine bestimmte Frist, 
die jeweils ein Jahr nicht übersteigen darf, weiter­
beschäftigen, jedoch nicht über die Vollendung des 
achtundsechzigsten Lebensjahres hinaus. 

(3) Der Beamte auf Lebenszeit kann auf seinen 
Antrag mit Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen aus besonderen Gründen in den Ruhe­
stand versetzt werden, wenn er das zweiundsech­
zigste Lebensjahr vollendet hat. 

b) Dienstunfähigkeit 

§ 55 

Der Beamte auf Lebenszeit ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn er infolge eines körper~' ·· 
liehen Gebrechens oder ·wegen Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung 
seiner Dienstpflichten dauernd unfähig (dienst­
unfähig) ist. Als dienstunfähig kann der Beamte 
auch dann angesehen werden, wenn er infolge Er­
krankung innerhalb von sechs Monaten mehr als 
drei· Monate keinen Dienst getan hat und keine 
Aussicht besteht, daß er innerhalb weiterer sechs 
Monate wieder voll dienstfähig wird. Bestehen 
Zweifel über die Dienstunfähigkeit des Beamten, 
so ist er verpflichtet, sich nach näherer Weisung 
der Bank· auf de1;en Kosten ärztlich untersuchen 
und, falls ein Amtsarzt dies für erforderlich hält, 
auch beobachten zu lassen. 

§ 56 
(1) Beantragt der Beamte, ihn nach § 55 in den 

Ruhestand zu versetzen, so wird seine Dienst­
unfähigkeit durch die Erklärung seines unmittel­
baren Dienstvorgesetzten festgestellt, daß er ihn 
nach pflichtgemäßem Ermessen für dauernd unfähig 
halte, seine Dienstpflichten zu erfüllen. Das Direk­
torium ist an diese Erklärung nicht gebunden; es 
kann auch ai1dere Beweise erheben. 

(2) Bei W artestandsheamten ist für die Er­
klärung der Dienstunfähigkeit das Direktorium zu­
ständig. 

§ 57 

(1) Hält das Direktorium den Beamten für 
dienstunfähig (§ 55) und beantragt dieser die Ver-



setzung in den Ruhestand nicht, so teilt das Direk­
torium dem Beamten oder seinem Pfleger mit, daß 
seine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist. 
Dabei sind die Gründe für die Versetzung in den 
Ruhestand anzugeben. Hält das Direktorium zur 
Durchführung des Verfahrens die Bestellung eines 
Pflegers für erforderlich, so beantragt es die Be­
stellung eines Pflegers beim Amtsgericht. 

(2) Erhebt der Beamte oder sein Pfleger inner­
halb von 4 Wochen keine Einwendungen, so versetzt 
das Direktorium den Beamten in den Ruhestand. 

(3) Werden Einwendungen erhoben, so entschei­
det das Direktorium, ob das Verfahren einzustellen 
oder fortzuführen ist. Die Entscheidung ist dem 
Beamten oder seinem Pfleger bekanntzugeben. Wird 
das Verfahren fortgeführt, so sind mit Ende der. 
drei Monate, die auf den Monat der Mitteilung· der 
Entscheidung folgen, bis zum Beginn des Ruhe­
standes die das Ruhegehalt übersteigenden Dienst­
bezüge einzubehalten. Zur Fortführung des Ver­
fahrens wird ein Beamter mit der Ermittlung des 
Sachverhalts beauftragt. Dieser hat den betroffenen 
Beamten oder seinen Pfleger zu den Vernehmungen 
zu laden und nach Abschluß der Ermittlungen zu 
ihrem Ergebnis zu hören. 

(4) Wird hiernach die Dienstfähigkeit des Be­
amten festgestellt, so ist das Verfahren einzustellen. 
Die Entscheidung ist dem Beamten oder seinem 
Pfleger zuzustellen; die nach Abs. 3 Satz 3 ein­
behaltenen Beträge sind nachzuzahlen. Wird die 
Dienstunfähigkeit festgestellt, so wird der Beamte 
mit dem Ende des Monats, in dem ihm die Ver­
fügung mitgeteilt wird, in den Ruhestand versetzt; 
die einbehaltenen Beträge werden nicht nachgezahlt. 

(5) Auf Antrag des Beamten oder seines Pfle­
gers entscheidet das Staatsmillisterium der Finanzen 
darüber, ob die Versetzung in den Ruhestand auf­
rechtzuerhalten ist. Der Antrag muß innerhalb 
einer Ausschlußfrist von zwei Wochen gestellt 
werden. 
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§ 58 

(1) Der Beamte auf Widerruf ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn er infolge von Krankheit, 
Verwundung oder sonstiger Schädigung, die er sich 
ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienst-
unfähig geworden ist. · 

(2) Wird der Beamte auf Widerruf, ohne daß 
die Voraussetzungen des Abs.1 vorliegen, wegen 
Dienstunfähigkeit oder Erreichung der Altersgrenze 
entlassen, so kann ihm an Stelle des Übergangs­
geldes (§ 52 Abs. 2) auf Zeit oder lebenslänglich ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des gesetzlichen 
Ruhegehalts bewilligt werden, wenn er ohne Unter­
brechung zehn Jahre, da von mindestens drei Jahre 
als Beamter, im Dienste der Staatsbank gestanden 
hat oder fünf Jahre Staatsbankbeamter gewesen ist. 
Hat der Beamte das dreißigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet, so kann nur ein Unterhaltsbeitrag 
auf Zeit bewilligt werden. Die Bewilligung auf Zeit 
ist widerruflich. Sie kann bei ihrem Ablauf ver­
längert werden. Die Entscheidung trifft das Direk­
torium. 
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c) Wartestands h e amte 

§ 59 
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(1) Der Wartestandsbeamte kann auf seinen 
Antrag jederzeit in den Ruhestand versetzt werden. 

(2) Der W artestandsbeamte ist in den Ruhe­
stand zu versetzen mit dem Ende des Monats, in dem 

1. eine zweijährige W artestandsztlit abgelaufen 
ist oder 

2. das Staatsministerium der Finanzen fest­
gestellt hat, daß er der ihm nach § 41 obliegen­
den Verpflichtung nicht nachgekommen ist. 

(3) Der Lauf der zwei,jährigen Frist gemäß 
Abs. 2 Ziffer 1 ist gehemmt, solange der Beamte 
nach § 41 oder § 42 verwendet wird. 

(4) Für die Versetzung eines Wartestandsbeam­
ten in den Ruhestand ist das Direktorium zuständig, 
soweit dieses nicht seine Befugnisse in den Fällen 
des § 41 auf den Dienstvorgesetzten einer anderen 
Behörde überträgt. 

(5) Wird dem W artestandsbeamten eine neue 
Dienststellung übertragen, die nicht derselben oder 
einer gleichwertigen Laufbahn angehört, so· tritt er 
mit der Übertragung der neuen Dienststellung aus 
seiner bisherigen Dienststellung· in den Ruhestand. 

d) V e r f ü g u n g d e r V e r s e t z u n g i n d e n 
Ruhestand; 

Beginn des Ruhestandes 

§ 60 
(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird, vor­

behaltlich der Vorschrift des § 59 Abo. 4, von dem 
Direktorium verfügt. Die Verfügung ist dem Beam­
ten schriftlich mitzuteilen. Sie kann bis zum Beginn 
des Ruhestandes zurückgenommen werden. 

(2) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von den 
Fällen der §§ 54, 57 Abs. 4, 59 Abs. 2 und 5, mit dem 
Ende der drei Monate, die auf den Monat folgen, 
in welchem dem Beamten die Versetzung in den 
Ruhestand mitgeteilt worden ist. Bei der Mitteilung 
der Versetzung in den Ruhestand kann auf Antrag 
oder mit ausdrücklicher Zustimmung des Beamten 
ein früherer Zeitpunkt festgesetzt werden. 

(3) Der Ruhestandsbeamte erhält Ruhegehalt 
nach den Vorschriften der §§ 80 ff. 

VII. Abschnitt: Die Besoldung des Beamten 

1. Dienstbezüge im allgemeinen 
§ 61 

(1) Der Beamte erhält, wenn nicht ein anderer 
Zeitpunkt bestimmt ist, seine Dienstbezüge vom 
Tage des Antritts seines Dienstes an nach Maßgabe 
der §§ 62 ff. 

(2) Der Beamte kann auf die laufenden Dienst­
bezüge weder ganz noch teilweise verzichten. 

(3) Der Beamte kann vorbehaltlich anderwei­
tiger gesetzlicher Bestimmungen Dienstbezüge nur 
insoweit abtreten oder verpfänden, als sie der 
Pfändung unterworfen sind. . 

(4) Die Bank kann ein Aufrechnungs- oder Zu­
rückbehaltungsrecht an den Dienstbezügen nur in­
soweit geltend machen, als diese pfändbar sind oder 
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der Bank ein vollstreckbarer Anspruch auf Schaden­
ersatz wegen vorsätzlicher unerlaübter Handlung 
zusteht. 

§ 62 

(1) Die Beamten auf Lebenszeit und die Be-
amten auf Widerruf erhaHen als Dienstbezüge: 

1. ein Grundgehalt, 
2. einen W ohnungsgeldzuschufl, 
3. Kinderzuschläge. 

(2) Ruhegehaltfähige und unwiderrufliche Zu­
lagen gelten als Bestandteile des Grundgehalts. 

2. Grundgehalt 

§ 63 
(1) Die Höhe der Grundgehälter ergibt sich aus 

der als Anlage 1 beigefügten Besoldungstafel. 
(2) Die Grundgehälter sind nach Dienstalters­

stufen geregelt. Sie steigen von zwei zu zwei Jahren 
bis zur Erreichung des Endgrundgehalts. 

(3) Die Bezüge einer höheren Dienstaltersstufe 
werden vom Ersten des Monats an gezahlt, in den 
der Eintritt in die neue Dienstaltersstufe fällt. 

(4) Auf das Aufsteigen in die höhere Dienst­
altersstufe besteht, vorbehaltlich der Vorschrift des 
§ 28, ein Rechtsanspruch. Der Anspruch ruht, so­
lange ein förmliches Dienststrafverfahren oder 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein 
Hauptverfahren oder eil1e Voruntersuchung schwebt. 
Führt ein strafgerichtliches Verfahren zur Verurtei.: 
lung wegen eines Verbrechens oder Vergehens und 
~'lird binnen dreier Monate nach Abschluß des straf­
gerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tat­
sachen ein förmliches Dienststrafverfahren einge­
leitet, so ruht der Anspruch auch während der 
Zwischenzeit. Führt eines dieser Verfahren zum Ver­
lust der Dienststellung, so erlischt der Anspruch 
auch für die Zeit des Ruhens. Führt das Verfahren 
nicht zum Verlust der Dienststellung, so findet -
vorbehaltlich des § 28 - Satz 1 Anwendung. Nach 
den Vorschriften der Dienststrafordnung vom 
29. April 1948 (GVBl. S. 67) einbehaltene Bezüge sind 
nachzuzahlen. 

§ 64 
(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt, vor­

behaltlich des Abs. 2, mit dem Tage der ersten Ein­
stellung als Beamter, gleichgültig, ob sie auf Lebens­
zeit oder auf Widerruf erfolgt. Von diesem Tage 
an rechnen die Zeitabschnitte für die Dienstalters­
stufen der Besoldungsgruppe (§ 63 Abs. 2). 

(2) Das Besoldungsdienstalter ist in den Ein­
gangsgruppen frühestens auf den Ersten des Monats 
festzusetzen, in dem der Beamte 

im höheren Dienst 
das siebenunddreifügste Lebensjahr, 

im gehobenen Dienst 
das achtundzwanzigste Lebensjahr, 

im mittleren Dienst 
das achtundzwanzigste Lebensjahr 

im einfachen Dienst 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr 

vollendet hat. Bei Beamten, die in der Besoldungs­
gruppe 4 eingestellt werden, tritt an die Stelle des 

siebenunddreifügsten das achtundzwanzigste Le­
bensjahr. 

(3) Das Direktorium setzt das Besolclungsdiensi­
alter fest und teilt es dem Beamten schriftlich mit 

§ 65 

Wird der Beamte nicht in der Besoldungs­
gruppe eingestellt, in der bei regelmäßig verlau­
fener Dienstlaufbahn die Einstellung erfolgen 
würde, so ist das Besoldungsdienstalter so zu be­
rechnen, wie wenn der Beamte in dieser Besoldungs­
gr?-ppe ~in~estellt. und noch an demselben Tage in 
seme wirkliche Einstellungsgruppe befördert wor­
den wäre (§ 66). 

§ 66 

(1) Beim übertritt aus einer Besoldungsgruppe 
in eine andere mit dem gleichen oder einem höheren 
Endgrun(l.gehalt erhält der Beamte unter entspre­
chender Kürzung seines Besoldungsdienstalters den 
nächsthöheren Grundgehaltsatz der neuen Besol-· 
dungsgruppe und bezieht ihn zwei Jahre lang. Wäre 
er jedoch in der verlassenen Besoldungsgruppe 
schon vor Ablauf dieser Zeit in den nächsthöheren 
Grundgehaltsatz aufgestiegen und damit in den 
Bezug eines Grundgehalts gelangt, welches über das 
ihm in der neuen Besoldungsgruppe gewährte hin­
ausgeht oder ihm gleichkommt, so steigt er auch in 
der neuen Besoldungsgruppe in den nächsthöheren 
Grundgehaltsatz bereits zu derselben Zeit auf zu 
der er in der verlassenen Besoldungsgruppe ~uf­
gestiegen wäre. 

(2) Das Besoldungsdienstalter wird beim über­
tritt aus der 

Bes.Cr. 15 in die Bes.Gr. 12 höchstens um '~ Jahre,·· 
„ 12 „ „ „ 10 „ 4 Jahre, 
„ 10 „ „ „ 9 „ 13 Jahre, 

8 „ „ „ „ 7 8 Jahre, 
„ 3 „ „ „ 1 8 Jahre, 
„ 2 „ „ 1 „ „ 8 Jahre 

gekürzt. Das Besoldungsdienstalter ·wird beim über­
tritt aus der Bes.Cr. 3 in die Bes.Gr. 2 nicht ge­
ändert. 

(3) Beim übertritt eines Beamten in eine Be­
soldungsgruppe mit niedrigerem Endgrundgehalt 
setzt das Direktorium das Bes~ldungsdienstalter fest. 

§ 67 

(1) Auf das Besoldungsdienstalter sind die Zei­
ten einer vollen Beschäftigung als Beamter im 
Dienste der Bank, des Reiches, des Bundes, der Ver­
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, der 
Länder, der Bank deutscher Länder, der Reichsbank, 
einer Landeszentralbank oder sonstiger Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts (öffentlicher Dienst) voll anzurechnen. Zeiten, 
in denen der Beamte vor seiner Einstellung im 
pri vatrechtlicheu Vertragsverhältnis des öffentlichen 
Dienstes im Sinne des Satz 1 oder der Wiri.schaf t 
gestanden hat oder freiberuflich tätig war, können 
auf das Besoldungsdienstalter ganz oder teilweise 
angerechnet werden. Eine Anrechnung nach Satz J 



und 2 findet nur statt, ·wcun die überwiegend aus-
. geübte Tätigkeit der Dienstverrichtung in der Ein­
gangsstelle der Beamtenlaufbahn gleichal'lig uncl 
förderlich '11ar. Durch die Anrechnung· darf der Be­
amte in seinem Besolclung·sdienstalter nicht besseT 
gestellt werden als ein Beamter, der die vorgeschrie­
bene Laufbahn bei .der Bank durchlaufen hat. 

(2) Zeiten einer nicht vollen BesclüHtig·ung sind 
in dem Verhältnis der teilweisen zur vollen Be­
schäftigung anzurechnen. Eine volle Beschäftigung 
liegt vor, wenn sie mindestens wöchentlich 48 Stun­
den betragen hat. Hat die Beschäftigung wenig·el' 
als 24 Stunden wöchentlich beln:igen, so kann sie 
nicht angerechnet werden. 

§ 68 

(1) Wird ein Beamter ohne Dienstbezüge be­
urlaubt, so ist das Besoldungsdienstalter um die 
volle Zeit des Urlaubs zu kürzen, es sei denn, dafl 
die Beurlaubung im dienstlichen oder öffentlichen 
Interesse liegt. 

(2) Wird ein in den Wartestand versetzter Be­
amter in seiner früheren Besoldungsgruppe wieder 
eingestellt, so ist das Besoldungsdienstalter, das er 
beim Eintritt in den Wartestand hatte, um die Zeit 
des Wartestandes zu kürzen~ Zeiten einer Beschäf­
tigung im öffentlichen Dienst (§ 67 Abs. 1 Satz 1) 
während des \Vari.estandes sind auf das Besoldungs­
dienstalter anzurechnen. "Wird ein Wartestancls­
beamter in einer anderen Besoldungsgruppe wieder 
eingestellt, so wird sein Besoldungsdienstalter so 
berechnet, wie wenn er in der früheren oder in der 
ihr entsprechenden Besoldungsgruppe wieder ein­
gestellt worden und an demselben Tag in die an­
dere Besoldungsgruppe übergetreten wäre. 

§ 69 

(1) Beamie der Besoldungsgruppe 4 erhalten 
bis zur Vollendung des 28. Lebens,jahres 90 v. H. 

des Anfangsg·nmclgehalts 
ihrer Besoldungsgruppe, 

nach Vo'ue11clnng des 28. Lebensjahres Gruncl-
gelialt .nach Maßgabe des 

Besoldu ngsclienstal le1·s. 
(2) Die übrigen Beamten im höheren Dienst er-

halten · 

bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres 80 v. H., 
nach Vollendung des 35. Lebensjahres 90 v. I-L 

des Anfangsgnrndgehalts 
ihrer Besoldungsgruppe, 

nach Vollendung des 37. Lebensjahres Grund-
gehalt nach Maß.gabe des 

Besoldungscliens tal ters. 
(3) Beamte im gehobenen Dienst erhalten 

bis zur Vollendung des 22. Lebensjahres 60 v .. H., 
nach Vollendung des 22. Lebensjahres 80 11. H., 
·nach Vollenduug des 24. Lebensjahres 90 v. H., 
nach, Voilendung des 26. Lebensjahres 95 v. H. 

des Anfangsgrundgehalts 
ihrer Besoldungsgrupp~, 

., 

nach Vollendung des 28. Lebeilsjahres Grund-
gehalt_ nach Maßgabe. des 

'Besoldungsdienstalters. 
' 

· (4) Beamte im mittleren Dienst e:rhalten 
nach Vollendung des 21. Lebensjahres 70 v. H„ 
Hach Vollendung des 23. Lebensjahres 80 v. H., 
nach VoJJench1ng des 25. Lebensjahres 85 v. H., 
nach 'v ollendung des 26. Lebensjahres 90 v. H., 
nach Vollendung des 27. Lebensjahres 95 v. H. 

• · des Anfangsgnrndgehalis 
ihrer Besoldu11gsgruppe, 

nach VulleuclLJng des 28. Lebensjahres Grund­
gehalt nach J\1laO.gabe des 

Besoldungsdienstalters. 

(5) Beamte im einfachen Dienst el'haHen 
nach Vollendung cles 2L Lebensjahres 70 v. H„ 
nach Vollendung· des 22. Lebens.rahres 80 v. H., 
iiach Vollendung des 23. Lebensjahres 90 v. H., 
nach Vo1le11dung des 24. Lebens.rahres 95 v. H. 

des Anfangsgrundgehal l.s 
ihrer Besoldungsgruppe, 

nacb Vollendung des 25. Lebens.rahres Grund-
gehalt nach Maßgabe des 

Besoldungsdienstalters. 

(6) Die jeweiligen Bezüge sind vom Erslen des 
Monats ab zu zahlen, in den der Geburtstag fäll i:. 

(7) Neben den Bezügen nach den Absätzen 1 
bis 5 isl. der vVohnui1gsgeldzuschufl nach der Tarif­
klasse des Anfangsgrundgehalts der jeweiligen Be­
soldungsgruppe zu gewähren. 

3. Wolm.ungsgeldzuschufl 

§ 70 

(1) Die Beamten erhalten eimen vVoln1ung·sg·elcl­
zusdrnR nach der als Anlage 2 beigefügten Aufstel­
lung. Seine 'Höhe wird nach dem Familienstand, 
nach Ortsklassen und· Tarifklassen bestimmt. Die 
Tarifklasse des "Wohnungsgeldzuschusses richtet sich 
nach der Höhe des .Grundgehalts und ist für jede 
Besoldungsgrupp~ in der Besoldungstafel festgelegt. 

(2) Bei Änderungen des Familienstandes, die_ 
eine Neuberechnung des Vif olrnungsg·eldzuschusses 
zur Folge haben, ist der höhe.re \Vohnungsgeld­
zuschuU vom. Ersten des Monats an zu zahlen, in 
dem sich das für die Erhöhung· des vVoh'nungsgeld­
zuschnsses maß.gehende Ereignis zugetrag·en hat 
Verringert sich die Zahl der kinderzuschlagsföhigen 
.Kinder und bedingt diese Ändel'Lrng des Familien­
standes eine J-Terabselzm1g des \Vohnu ngsgeld­
zuschusses, so wird dieser i u der bisherigen I-Iöhe 
noch für den lau[enden nnd die folgenden zwölf 
wfonale gezahl L 

(3) Ledige Beamte erhaJ t.en den Wohmrngsgeld­
zuschuR der nUchstniechigel'en Tarifklasse. Anstelle 
des Wohnungsgeldzuschusses VU treten hiebei die 
llrn vierzig vom Hundert geki.irzl.en S~itze. Ledige 
.Beamte, die im eigenen Hausstand einem unehe­
lichen Kind Vfolrnnug und Unterhalt gewähren, er­
halten den vVohnuugsgelclzuschuR für Verheiratete. 
S!e behalten ihn auch dann, ·wenn das Kind aus dem 
Hausstand des Beamten ausscheidet. 

(.4) Ledigen -Beamten, die im eigenen Hausstand 
at~s gesetzlic11er oder sililicher Verpflichtung Ver­
-\11anclte:i1 bis zum vierten_ Grade, V erschwägerien bis 
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zum zweiten Grade, Adoptiv- oder Pflegekindern 
oder Adoptiv- oder Pflegeeltern voll oder über­
wiegend Wohnung und Unterhalt gewähren, kann 
der volle W ohnungsgeldzuschuß widerruflich ge­
währt werden. 

(5) Schwerbeschädigten ledigen Beamten, die in­
folge ihrer Beschädigung eine Pflegekraft in ihrem 
Haushalt aufnehmen miissen, kann widerruflich der 
Wohnungsgeldzuschuß für Verheiratete bewilligt 
werden. 

(6) Für die Einteilung der Orte oder von Orts­
teilen in Ortsklassen ist das jeweilige Ortsklassen­
verzeichnis maßgebend. 

(7) Der W ohnungsgeldzuschuß wird nach der 
Ortsklasse des dienstlichen Wohnsitzes gewährt. 

(8) Bei Versetzungen sowie bei Dienstleistun­
gen, die eine Verlegung des dienstlichen Wohnsitzes 
zur Folge haben, wird der Wohnung·sg·eldzuschuß 
vom Ersten des auf die Änderung des dienstlichen 
Wohnsitzes folgenden Monats an nach der Orts­
klasse des Versetzungsorts oder Dienstleistungsorts 
gezahlt. Ändert sich der dienstliche Wohnsitz am 
ersten Werktag eines Monats, so tritt der Wechsel 
in der Ortsklasse schon mit diesem Monat ein. Be­
amte, die T:i;ennungsentschädigung beziehen, erhal­
ten den W ohnungsgeldzuschuß nach dem Ort, an 
dem der Haushalt geführt wird. 

(9) Hat die Verlegung des dienstlichen Wohn­
sitzes an einen Ort, der zu einer niedrigeren Orts­
klasse gehört, eine Verminderung des Wohnungs­
geldzuschusses zur Folge, so wird hiedurch ein Ent­
schädigungsanspruch nicht begTündet. 

(10) Soweit Beamte bereits vor dem. 1. April 1936 
infolge Vollendung des fünfundvierzigsten Lebens­
jahres den W ohnungsgeldzuschuß für Verheiratete 
erhalten haben, verbleibt es hiebei. 

4. Kinderzuschlag 

§ 71 

(1) Die Beamten erhalten für jedes eheliche 
Kind bis zum vollendeten vierundzwanzigsten Le­
bensjahr einen Kinderzuschlag von monatlich zwan­
zig Deutsche Mark. 

(2) Den ehelichen Kindern stehen gleich 
1. für ehelich erklärte Kinder; 
2. an Kindes Statt angenommene Kinder; 
3. Stiefkinder, die in den Haushalt des Beamten 

aufgenommen sind, soferne nicht von anderer 
Seite ganz oder überwiegend Unterhalt ge­
währt wird; 

4. uneheliche Kinder, wenn die Vaterschaft des 
Beamten festgestellt ist und er das Kind in 
seinen Hausstand aufgenommen hat oder auf 
andere Weise nachweislich für seinen vollen 
Unterhalt aufkommt, oder wenn der Unter­
halt überwiegend von dem weiblichen Beam­
ten als Mutter gewährt wird. 

(3) Für Kinder vom vollendeten sechzehnten bis 
zum vollendeten vierundzwanzigsten Lebensjahr 
wird der Kinderzuschlag nur gewährt, wenn sie 

1. sieh in der Schulausbildung oder in der Aus­
bildung für einen Lebensberuf befinden und 
wenn sie 

2. nicht ein eigenes Einkommen von mindestens 
monatlich vierzig Deutsche Mark haben. 

(4) Verzögert sich der Abschluß der Schul- oder 
Berufsausbildung aus besonderen Gründen unver­
schuldet über das vollendete vierundzwanzigste 
Lebensjahr hinaus, so schiebt sich die Altersgrenze 
in Abs. 3 um den Zeitraum. hinaus, während dessen 
die Ausbildung unterbrochen werden mußte. Welche 
Umstände als besondere Gründe anzuerkennen sind, 
richtet sich nach den für die Staatsbeamten jeweils 
geltenden Vorschriften. 

(5) Für Kinder, die wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig sind 
und nicht ein eigenes Einkommen von mindestens 
vierzig Deutsche Mark monatlich: haben, wird der 
Kinderzuschlag ohne Rücksicht auf das Lebensalter 
weiter gewährt. 

§ 72 

(1) Das Direktorium. kann im Rahmen des § 71 
Abs. 1, 3 und 5 Kinderzuschläge auch für Pflege­
kinder und Enkel gewähren, wenn der Beamte sie 
in seinen Haushalt aufgenommen hat und für ihren 
Unterhalt und ihre Erziehung keine Entschädigung 
erhält. 

(2) Verheiratete weibliche Beamte erhalten 
Kinderzuschläge für gemeinsame Kinder nur, wenn 
der Ehemann bei Berücksichtigung seiner sonstigen 
Verpflichtungen außerstande ist, ohne Gefährdung 
des standesgemäßen Unterhalts der Familie die 
Kinder zu unterhalten. Entsprechendes gilt für ge­
schiedene weibliche Beamte. 

(3) Für ein verheiratetes Kind wird kein Kin­
derzuschlag gewährt, es sei denn, daß der Ehegatte 
es nicht unterhalten kann. 

(4) Für ein und dasselbe Kind kann der Kinder­
zuschlag nur einmal gewährt werden. 

(5) Kinderzuschläge fallen einen Monat nach 
Ablauf des Monats weg, in den das für den Wegfall 
maßgebende Ereignis fällt. 

5. Allgemeine Vorschriften 

§ 73 

Die Dienstbezüge sind monatlich im voraus zu 
zahlen. 

§ 74 

Beamte, die gleichzeitig mehr als eine Stelle im 
Dienst der Bank bekleiden, erhalten nur die Dienst­
bezüge der Stelle, die auf den höchsten Satz An­
spruch gibt. 

§ 75 

Die Beamten erhalten aus dem Reingewinn der 
Bank jährliche Nebenbezüge. Ihre Höhe wird von 
dem Direktorium mit Genehmigung .des Staats­
ministeriums der Finanzen festgesetzt. Die Neben­
bezüge sind nicht ruhegehaltfähig. Im Einzelfall 
kann aus besonderen Gründen der Nebenbezug 
versagt werden. 



§ 76 

(1) Bei Einräumung einer Dienstwohnung wird 
diese dem Beamten mit einem Betrag-, den das 
Direktorium unter Betück:sichtigung des örtlichen 
Mietwertes festsetzt, auf seine Dienstbezüge an­
gerechnet. 

(2) Sonstige Sachleistungen, wie Gewährung 
von Heizung· oder Beleuchtung, sind mit einem an­
gemessenen Betrag auf die Dienstbezüge anzu­
rechnen. 

§ 77 

Zuviel erhaltene Dienstbezüge sind gTundsätz­
lich zurü'ckzuzahlen, und zwar auch dann, wenn eine 
Bereicherung nicht mehr vorliegt. 

§ 78 

Die für die Staatsbeamten geltenden besol­
dungsrechtlichen Vorschriften und die Ausführungs­
bestimmungen hierzu sind, soweit sie nicht mit den 
Vorschriften des Personalstatuts in Widerspruch 
stehen, entsprechend anzuwenden. 

§ 79 

Die für die Staatsbeamten geltenden Vorschrif­
ten über die Erstattung von Reise- und Umzugs­
kosten, über Beschäftigungsvergütungen und En -
schädigung für getrennte Haushaltführung sow e 
über die Bewilligung von Beihilfen und Unü -
stützungen einschließlich der ergangenen Erg~ l­

zungs- und Durchführungsbestimmungen finden m 
ihr·er jeweiligen Fassung entsprechende Anwendung. 

VIII. Abschnitt: Die Versorgung des Beamten 
und seiner Hinterbliebenen 

1. Versorgung der Warte- und Ruhestandsheamten 

§ 80 

Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf 
der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. 

a) R u h e g eh a 1 t f ä h i g e D i e n s t b e z ü g e 

§ 81 

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 
1. das von dem Beamten zuletzt bezogene 

Grundgehalt; 
2. der Wohnungsgeldzuschuß für die Orts­

klasse B; 
3. sonstige Dienstbezüge des Beamten, die 

in den besoldunµ:srechtlichen Vorschriften 
als ruhegehaltfähig bezeichnet sind. 

(2) Hat ein Beamter die Bezüge am seiner 
nicht als Eingangsstelle seiner Laufbahn geltenden 
Dienststellung nicht mindestens ein Jahr lang erhal­
ten, so treten an die Stelle der in Abs. 1 bezeichneten 
Dienstbezüge die entsprechenden Bezüge aus der 
Dienststellung, die er vor seiner Ernennung be­
kleidet hat. 
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(3) Abs. 2 gilt nicht in den Fällen des §. 38. Er 
gilt auch nicht, wenn der Beamte vor Ablauf des 
Jahres verstorben oder infolge eines Dienstunfalles 
oder einer Krankheit, Verwundung oder sonstigen 
Schädigung, die er sich ohne grobes Verschulden 
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes 
zugezogen hat, in den Ruhestand getreten ist. 

b) Ruhe geh a 1 tf ä h i g e Dienstzeit 

§ 82 

(1) Ruhegehaltfähig· ist die im Dienst der Bank, 
des bayerischen Staates, einer bayerischen Ge­
meinde, eines bayerischen Gemeindeverbandes oder 
einer sonstigen der Aufsicht des bayerischen Staates 
unterliegenden Korperschaft des öffentlichen Rechts 
verbrachte Dienstzeit des Beamten-vom Tage seiner 
ersten Ernennung an einschließlich der Zeit, in der 
er sich. im Wartestand befindet. 

(2) Unberücksichtigt bleibt jedoch die Zeit 
1. einer ehrenamtlichen Tätigkeit; 
2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 

wenn nicht die Berücksichtigung· bei Er­
teilung, spätestens bei Beendigung eines 
den öffeiitlichen Belangen dienenden Ur­
laubs zugestanden worden ist; 

3. vor Vollendung des dreißigsten Lebens­
jahres; 

4. für die eine Abfindung oder ein Über­
gangsgeld aus öffentlich~n Mitteln ge­
währt worden ist. 

(3) Ob und inwieweit die Zeit, während der 
ein Beamter vor seiner Ernennung im Dienst in 
der Wehrmacht gestanden oder sich in Kriegs­
gefangenschaft befunden hat, ruhegehaltfähig ist, 
bestimmt sich nach den für die Staatsbeamten gel­
tenden Vorschriften. 

(4) Ist ein Beamter, der infolge Urteils eines 
Gerichts oder eines Dienststrafgerichts aus deni 
Beamtenverhältnis ausgeschieden war, später wie­
der zum Beamten ernannt worden, so wird die 
Dienstzeit, die er vor dem Ausscheiden aus dem 
Beamtenverhältnis zurückgelegt hat, nicht in die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit eingerechnet. Das 
gleiche gilt, wenn der Beamte, dem ein gerichtliches 
Strafverfahren oder ein Dienststrafverfahren drohte, 
auf seinen Antrag aus dem Beamtenverhältnis ent­
lassen worden ist. Das Direktorium kann Ausnah­
men zulassen. 

(1) Als 
berücksichtigt 
Beamter nach 
,jahres 

§ 83 

ruhegehaltfähige Dienstzeit kann 
werden die Zeit, während der ein 
Vollendung des dreißigsten Lebens-

L als Angestellter oder Beamter bei einem 
Kreditinstitut im Sinne des § 1 des Reichs­
gesetzes iiber das Kreditwesen vom 5. Dezem­
ber 1934 (RGBl. I S. 1203) hauptberuflich 
beschäftigt gewesen ist; 

2. auf wirtschaftlichem oder wissenschaftlichem 
Gebiet besondere Fachkenntnisse erworben 
hat, die die notwendige Voranssetzung für 
die Ausübung seines Dienstes bilden; 
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3. als Rechtsanwalt, als Verwaltungsrechtsrat 
oder als Beamter oder Notar, der ohne Ruhe­
gehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, 
tätig gewesen isl; 

4. im öffentlichen Dienst des Reiches, des Bun­
des, der Verwaltung des Vereinigten Wiri­
schaftsgebietes, eines anderen deutschen Lan­
des oder einer der Aufsicht des Reichs oder 
des Bundes oder eines anderen deutschen 
Landes unterst.cllten Körperschaft des öffent­
lichen Rechts oder eines außerdeutschen 
Staates oder einer zwischenstaatlichen Ein­
richtung oder im Dienst der Reichsbank, der 
Bank deutscher Länder oder einer . Landes­
zentralbank gestanden hat; 

5. im pri valrechtlicheu Vertragsverhältnis im 
Dienst der Bank, des Staates oder anderer 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts oder solcher Stiftungen 
und Anstalten des Privatrechts, die mehr als 
fünfzig vom Hundert Zuschiisse aus öffent­
lichen Kassen erhalten haben, llllllnterbrochen 
hauptberuflich eine in der Regel einem Be­
amten obliegende oder später einein Beamten 
iibertragene entgeltliche Beschäftigung wahr­
genommen hat, die zu seiner Ernennung 
führte. 

(2) Die Zeiten zu Abs. 1 Ziffern 2 und 3 dürfen 
höchstens bis zur Hälfte, jedoch nicht über zehn 
Jahre hinaus berücksichtigt werden. 

§ 84 

Bei der Ernennung eines Beamten, bei dem die 
Anrechnung von im privatrechtlichen Vertragsver­
häHnis verbrachten Dienstzeiten gemiiH § 83 in 
Frage kommt, kann das Direktorium von dem Be­
amten die Fortführung eines bestehenden Sozial­
versicherungsverhältnisses durch \Veiterversiche­
rung auf Kosten der Bank verlangen. In diesem 
Falle ·werden die Steigerungsbeträge der Sozial­
versicherungsrenten, die auf Dienstzeiten entfallen; 
die bei der Bemessung der Versorg·ungsbezüg·e als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet wurden, 
auf die Versorgungsbezüge nach diesem Personal­
statut angerechnet. 

c) W a r t e g e 1 d 

§ 85 

Das V./ artegelcl beträgt achtzig vom Hundert 
der ruhegehaHfähigen Dienstbezi.ige. Fi.ir jedes 
volle und angefangene Jahr, das dem Beamten an 
fiinfzehn Jahren ruhegehaltfähiger Diensizeit fehlt, 
wird .Jedoch das Wartegeld um zwei vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge niedriger be­
messen. Das· W artegelcl beträgt in keinem Falle 
mehr als achtzig vom Hundert der ruhegehalt­
f'ähigen Dienstbezüge eines Beamten aus der End­
stufe der Besoldungsgruppe 1. Hat der Beamte in­
dessen zur Zeit seiner Versetzung in den Warte­
stand bereits ein höheres Ruhegehalt erdient, so er­
hält er ein Wartegeld in Höhe des zu diesem Zeit­
punkt erdienten Ruhegehalts. 

§ 86 

Scheidet der Beamte aus einer Dienstleistung 
im Sinne der §§ 41, 42 wieder aus, so wird sein 
Wartegeld unter Berücksichtigung der während der 
Dienstleistung zuletzt bezogenen Diensibezüge und 
der verlängerten ruhegehaltfähigen Dienstzeit neu 
festgesetzt. 

d) R u h e g e h a lt 

§ 87 

(j) Der Ruhestandsbeamle erhält lebensläng·lich 
Ruhegehalt. 

(2) Ein Ruheslandsbea~11ter, der wieder zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt ist, erhält ein 
höheres Ruhegehalt aus der neuen Dienststellung 
iiur, wenn er sie wenigstens ein Jahr bekleidet hat. 

§ 88 

(1) Das Ruhegehalt beträgt mindestens fünf­
unddreißig vom Hunderl ·der ruhegehaltfähigen. 
Dienstbezüge. Es erhöht sich bei den Beamten 

des einfachen und des miltleren Dienstes nach 
.i edem der ersten fünfzehn vollen Jahre, 
des gehobenen Dienstes naCh zwei ruhe­
gehaltfähigen Dienst,jahren und in den fol­
genden fünfzehn vollen Jahren, 
des höheren Dienstes nach drei ruhegehalt­
fähigen Dienstjahren und in den folgenden 
sechzehn vollen Jahren 

der ruhegehaltfähigen Dienstzeit um je zwei vom 
Hundert, in den folgenden vollen Jahren dieser 
Dienstzeit um je eins vom Hundert, höchstens bis 
achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst­
bezüge. Nach dem Ende des Monats, in dem der 
Beamte das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat, beträgt das Ruhegehalt höchstens fünfund­
siebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst­
bezi.ige. 

(2) Das Ruhegehalt darf i~ichi hinter sechzig 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Anfangsbezüge 
der Besoldungsgruppe 15 zuriickhleiben. 

§ 89 

(1) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher 
eine mit höheren Dienstbezügen verbundene Dienst­
stellung bekleidet und diese Bezüge wenigstens ein 
Jahr bezogen hat, wird, soferne der Beamte in eine 
mit geringeren Dienstbezügen verbundene Dienst­
stellung nicht lediglich auf seinen im eigenen 
J nteresse gestellten Antrag übergetreten ist, nach 
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen der früheren 
Dienststellung und der gesamten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch 
die letzten ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht 
i.i bersteigen. 

(2) Das Ruhegehalt eines Wartestrindsbeamten, 
der nach §§ 41, 42 Dienst geleistet hat, wird nach 
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen berechnet, die 

·nach § 86 der Berechnung seines \Vartegeldes zu­
grunde gelegt sind oder zugrunde zu legen 'Wären. 



§ 90 

Dat: Ruhegehalt wird von dem Beginn des 
Ruhestandes ab gewährt. 

2. Hinterbliebenen versorgung 

a) S t e r b e m o n a t 

§ 91 

(1) Den Erben eines verstorbenen Beamten ver­
bleiben für den Sterbemonat die Bezüge des Ver­
storbenen einschließ.lieh der zur Bestreitu1tg von 
Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünft('!. 

(2) Bei Warte- und Ruhestandsbea1~ten tritt 
an die Stelle der Bezüge das Wartegeld oder das 
Ruhegehalt Den Erben eines im öffentlichen Dienst 
(§ 67 Abs. 1 Satz 1) verwendeten Warte- und Ruhe­
standsbeamten verbleiben die für den Sterbemonat 
fälligen Beträge. 

(3) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahl­
ten Teile der Sterbemonatsbezüge können statt an 
die Erben auch an die "Witwe oder die ehelichen 
oder für ehelich erklärten Abkömmlinge des Ver­
storbenen gezahlt werden. 

b) Sterbegeld 

§ 92 

(1) Die Witwe sowie die ehelichen. und für ehe­
lich ei.·klärten Abkömmlinge eines Beamten erhalten 
für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate 
als Sterbegeld die Dienstbezüge des Verstorbenen 
ausschliefilich der zur Bestreitung von Dienstauf­
wandskosten bestimmten Einkünfte. Bei \V arte­
und Ruhestandsbeamten tritt an die Stelle der 
Dienstbezüge das ·w artegeld oder das Ruhegehalt. 

(2) Sind Hinterbliebene im Sinne des Abs. 1 
nicht vorhanden, so kann das ·Direktorium ein 
Sterbegeld auf Antrag ganz oder teilweise bewil­
ligen, 

1. wenn der Verstorbene Verwandte aufsteigen­
der Linie, Geschwister, Geschwisterkinder, 
Stiefkinder oder an Kindes Statt angenom­
mene Kinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend gewesen ist, in bedürftiger Lage 
hinterlassen hat oder 

2. wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die 
Kosten der letzten Krankheit und der Bestat­

. t.ung zu decken. 

§ 93 

(1) Das Sterbegeld wird beim Nachweis des 
Todes im voraus in einer Summe bezahlt. Liegen 
wichtige Gründe vor, so kann eine andere Zahlungs­
art bestimmt werden. 

(2) Das Direktorium bestimmt, an wen das 
Sterbegeld zu zahlen und ·wie es unter mehrere 
Berechtigte zu verteilen ist. 

.. § 94 

(1) Das Sterbegeld kann weder abgetreten noch 
verpfändet noch. gepfändet werden. 
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(2) Forderungen der Bank gegen den Verstor­
benen aus Vorschufl- oder Darlehensgewährungen 
sowie aus Überzahlungen bei Dienstbezügen, Warte­
geld oder Ruhegehalt können angerechnet ;v-erde.n. 
Der Witwe und den Waisen mufl jedoch em Teil­
betrag des Sterbegeldes belassen werden, der _d~m 
der Pfändung nicht unterliegenden Teil des Wit­
wen- und Waisengeldes für diese drei Monate ent.­
sprechen würde. 

c) \'f\T i t w e n - u n d W a i s e n g e 1 d 

§ 95 

(1) Die Witwe und die. ehelichen K_inder eines 
Bean1.ten, der zur Zeit seines Todes Ruhegehalt 
erhalten hätte, smvie die Witwe und die ehelichen 
Kinder eines Ruhestandsbeamten erhalten Witwen~ 
und Vv aisengeld. Dies gilt nicht für die Hinterblie­
benen weiblicher Beamter und nicht für die Ehefrau 
des verstorbenen Beamten, wenn bei dessen Tod 
die eheliche Gemeinschaft auf gehoben war (§§ 1575, 
1587 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 

(2) Den ehelichen Kindern stehen die vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses für ehelich 
erklärten Kinder gl~ich. 

(3) Den unehelichen und den nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses für ehelich erklärten Kin­
dern eines verstorbenen männlichen Beamten kann 
das Direktorium bis zur Vollendung des achtzehn­
ten Lebensjahres als Unterhaltsbeitrag den dem Be­
amten bei Lebzeiten gezahlten Kinderzuschlag ge­
währen. 

(4) Den Kindern eines verstorbenen weiblichen 
Beamten oder Ruhestandsbeamten kann das Direk­
torium Waisengeld gewähren. 

§ 96 

(1) Das Witwengeld beträgt sechzig. vo~ I-Iun­
dert des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten 
hat oder das er erhalten hätte, wenn er am Todes­
tag in den Ruhestand· getreten wäre, höchstens je~ 
doch fünfundvierzig vom Hundert der ruhegehalt­
f ähigen Dienstbezüge. 

(2) Auf die Berechnung des Witwengeldes ist 
ein Ruhen des Ruhegehalts (§§ 127, 128) ohne Ein­
fluß. 

§ 97 
" (1) Das Waisengeld beträgt für jedes Kind, 

dessen Mutter noch lebt und zur Zeit des Todes des 
Verstorbenen zum Bezug von Witwengeld berech, 
tigt war, ein Fünftel und, wenn auch die Mutter 
nicht mehr lebt oder zur Zeit cles Todes des Ver­
storbenen nicht zum Bezug von Witwengeld berech­
tigt war, ein Drittel des Witwengeldes. 

(2) Das W aisengelcl behägt für jedes Kind 
eines weiblichen Beamten als Halbwaise höchstens 
zwölf vom Hundert, als Vollwaise höchstens zwan­
zig vom Hundert des Ruhegehalts, das die Ver­
storbene erhalten hat oder das sie erhalten hätte, 
wenn sie am Todestag in _den Ruhestand getreten 
wäre. Der Berechnung darf jedoch höchstens ein 
Ruhegehalt von fünfondsiebzig ··vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Diei1stbezüge .zugrunde gelegt 
werden. 
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(3) Der Waisengeldanspruch' eines Kindes wird 
nicht dadurch berührt, daß ein Beamter es an Kin­
des Statt annimmt. Stirbt der Beamte, so erhält das 
Kind nur dann ein neues Waisengeld, wenn es 
höher ist als das bisherige. Das bisherige Waisen­
geld erlischt in diesem Falle. 

§ 98 

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder 
einzeln noch zusammen den Betrag des Ruhegehalts 
übersteigen, das der Verstorbene erhalten hat oder 
das er zu erhalten hätte, wenn er am Todestag in 
den Ruhestand getreten wäre. § 97 Abs. 2 Satz 2 
gilt auch hier. Ergibt sich an Witwen- und Waisen­
geld zusammen ein höherer Betrag, so werden die 
einzelnen Sätze im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder 
Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwen­
oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten 
vom Beginn des folgenden Kalendermonats an inso­
weit, als sie nach Abs. 1 noch nicht die vollen 
Beträge nach den §§ 96 und 97 erhalten. 

§ 99 

(1) Kein Witwengeld erhält die Witwe, wenn 
die Ehe mit dem verstorbenen Beamten innerhalb 
eines Jahres vor seinem Ableben unter Umständen 
geschlossen worden ist, welche die Annahme recli.t­
fertigen, daß mit der Heirat allein oder überwie­
gend der Zweck verfolgt worden ist, der Witwe den 
Bezug des Witwengeldes zu verschaffen. 

(2) Kein Witwen- und Waisengeld erhalten die 
Witwe und die Kinder eines Beamten aus einer 
Ehe, die erst nach dem Eintritt des Beamten in den 
Ruhestand geschlossen worden ist. Das gleiche gilt 
für die Kinder eines weiblichen Beamten, die erst 
nach dem Eintritt des Beamten in den Ruhestand 
geboren sind. Das Direktorium kann jedoch Wit­
wen- und Waisengeld in den Grenzen der gesetz­
liehen Hinterbliebenenbezüge bewilligen. 

§ 100 

(1) War die Ehe eines verstorbenen Beamten 
oder Ruhestandsbeamten geschieden und der Ver­
storbene allein für schuldig erklärt, so ka.nn das 
Direktorium der früheren ·Ehefrau einen Unter­
haltsbeitrag bis zur Höhe des gesetzlichen Witwen­
geldes widerruflich bewilligen. Kommt ein Unter­
haltsbeitrag neben gesetzlichen Hinterbliebenen­
hezügen in ·Frage, so darf durch seine Gewährung 
das Ruhegehalt des Verstorbenen nicht überschrit­
ten werden. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn beim Tod des 
Beamten die eheliche Gemeinschaft aufgehoben war 
(§§ 1575, 1587 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 

§ 101 

Dienst- und Beschäftigungszeiten eines ver­
storbenen Beamten, die im Falle seiner Versetzung 
in den Ruhestand nach § 83 als ruhegehaltfähig 
hätten berücksichtigt werden können, können auch 

bei Bemessung des Witwen- und Waisengeldes an­
gerechnet werden. 

§ 102 

Die Zahlung des "Witwen- und Waisengeldes 
beginnt mit dem Ablauf der Zeit, für die Sterbe­
geld gewährt worden ist. Waisen, die nach dem 
Tode ihres Vaters geboren sind, erhalten Waisen­
geld für den Geburtsmonat. 

§ 103 

(1f Ist ein Beamter oder ein Ruhestandsbeamter, 
dessen. Hinterbliebene nach §§ 95 bis 100 im Falle 
seines Todes Witwen- oder Waisengeld erhalten 
können, verschollen, so kann das Direktorium den 
Hinterbliebenen diese Bezüge auch schon vor der 
Todeserklärung gewähren, wenn das Ableben des 
Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen 
ist. Den Tag, mit dem die· Zahlung der Bezüge 
beginnt, bestimmt das Direktorium. Mit dem Beginn 
der Zahlung erlischt der Anspruch des Verschollenen: 
auf Dienstbezi.ige, Wartegeld oder Ruhegehalt. Ist 
eine Witwe oder sind Waisen nicht vorhanden, so 
bestimmt das Direktorium den Tag, mit dem die 
Zahlung der Bezüge aufhört. Die Bestimmungen 
der §§ 91 und 92 gelten hier nicht. 

(2) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt sein 
Anspruch auf Dienstbezüge, soweit nicht besondere 
Vorschriften entgegenstehen, sowie auf Wartegeld 
oder Ruhegehalt mit der Maßgabe wieder auf, daß 
die den Hinterbliebenen nach Abs. 1 zugesprochenen 
Bezüge anzurechnen sind. 

3. Unfallfürsorge 

§ 104 

Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall 
verletzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge gewährt. 

§ 105 

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung 
beruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich bestimm­
bares, einen Körperschadau verursachendes Ereig­
nis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes ein­
getreten ist. Dienst ist auch 

1. die Ausführung einer Dienstreise oder eines 
Dienstganges und die dienstliche Tätigkeit 
am Bestimmungsort; 

2. das Zurücklegen des mit dem Dienst zusam­
menhängenden Weges nach und von der 
Dienststelle; 

3. die Teilnahme an Lehrgängen einschließlich 
der zu Lehrzwecken angeordneten Übungen 
und Besichtigungen; 

4. die dienstliche Teilnahme an Besichtigungen 
und Veranstaltungen. 

(2) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art 
seiner dienstlichen Verrichtung der Gefahr der 
Erkrankung an bestimmten übertragbaren Krank­
heiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen 
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Krankheit, so liegt ein Dienstunfall vor, es sei 
denn, daß der Bealllte sich die Krankheit außerhalb 
de's Dienstes zug·ezogen hat. 

§ 106 

Delll durch Dienstunfall verursachten Körper­
schaden gleichzuachten ist ein Körperschaden, den 
ein Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, 
wenn er zur Vergeltung für ein dienstliches Vor­
gehen angegriffen wird und hierbei einen Körper­
schaden erleidet. 

§ 107 

(1) Die Unfallfürsorge besteht in 
1. einem Heil verfahren für den Verletzten 

(§§ 108, 109), 
2. einem Ruhegehalt, wenn infolge des Unfalls 

der Bealllte dienstunfähig geworden ist und 
sein Beallltenverhältnis endigt (§ 110), 

3. einer Hinterbliebenenversorgung, wenn der 
Beamte infolge des Unfalls gestorben ist 
(§ 112). 

(2) Neben einer Versorgung nach Abs. 1 Ziff. 2 
und 3 wird eine Versorgung nach den allgellleinen 
Vorschriften nicht gewährt. 

§ 108 

Das Heilverfahren ulllfaßt die notwendige 
1. ärztliche Behandlung, 
2. Pflege, 
3. Versorgung niit Arznei und anderen Heil­

lllitteln, Ausstattung mit· Körperersatzstücken, 
orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die 
den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder 
die Folgen der Verletzung erleichtern sollen. 

§ 109 

Ist der Verletzte infolge des Unfalls so hilflos, · 
daß er nicht ohne fremde Wartung und Pflege be­
stehen kann, so sind ihm bis zur Zahlung des Ruhe­
gehalts die Kosten einer angenommenen notwen­
digen Pflegekraft zu erstatten .. 

§ 110 

(1) Das Ruhegehalt beträgt sechsundsechzig­
zweidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge des Verletzten. . 

(2) Würde das Ruhegehalt nach den allgemei­
nen Vorschriften bereits siebenundvierzig vom 
Hundert oder mehr der ruhegehaltfähigen Dienst­
bezüge betragen, so ist es um zwanzig volll Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu erhöhen, 
jedoch nicht über fünfundsiebzig volll Hundert 
dieser Dienstbezüge hinaus. 

(3) Ist der Verletzte infolge des Unfalls so hilf­
los geworden, daß er nicht ohne fremde Wartung 
und Pflege bestehen kann, so kann zu delll Ruhe­
gehalt für die Dauer dieser Hilflosigkeit ein Zu­
schlag bis zur Erreichung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge gewährt werden. Statt des besonderen 
Zuschlags sind dem Verletzten auf Antrag die 
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Kosten zu erstatten, die ihm durch Annahllle einer 
notwendigen Pflegekraft erwachsen. 

(4) Im übrigen gelten die allgemeinen Vor­
schriften über Ruhegehalt. 

§ 111 

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
sich abweichend von § 81 Abs. 1 Ziff. 1 für einen 
durch Dienstunfall Verletzten nach der Dienst­
altersstufe seiner Besoldungsgruppe, die er bis zur 
Vollendung des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
hätte erreichen können. 

§ 112 

(1) Die Hinterbliebenenversorgung besteht m 
i. Sterbegeld (§ 113), 
2. Witwengeld (§ 114), 
3. Waisengeld (§ 115), 
4. Unterhaltsbeitrag für Verwandte der auf­

steigenden Linie (§ 116). 

(2) Im übrigen gelten die allgellleinen Vor­
schriften für die Hinterbliebenenversorgung. Der 
Unterhaltsbeitrag (§ 116) ist hierbei wie ein Wit­
wengeld zu behandeln. 

§ 113 

Bleibt das allgemeine Sterbegeld (§ 92) unter 
dem .Gesa,,__ +hetrag der für drei Monate zu ,gewäh­
renden Hinter.);,_ Denenversorgung nach §§ 114 bis 
117, so ist dieser als Sterbegeld zu gewähren. 

§ 114 

Das Witwengeld beträgt seclizig YOlll Hundert 
des Ruhegehalts nacli §§ 110, 111. 

§ 115 

(1) Das Waisengeld beträgt für jedes eheliche 
Kind zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge des Verstorbenen. Den ehelichen 
Kindern· stehen gleicli 

1. die für ehelicli erklärten Kinder, 
2. die elternlosen Enkel, die der Ver~torbene 

zur Zeit seines Todes unentgeltlicli unter­
halten hat. 

(2) Die Kinder eines weiblichen Bealllten er­
halten Waisengeld. 

§ 116 

(1) Verwandten der aufsteigenden Linie, deren 
Lebensunterhalt ganz oder überwiegend durch den 
Verstorbenen bestritten wurde, ist für die Dauer 
der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag zu gewäh­
re;n. Dieser beträgt insgesamt zwanzig. volll Hun­
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des Ver­
storbenen. 

(2) Sind mehrere Berechtigte dieser Art vorhan­
den, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern vor 
den. Großeltern gewährt; an die Stelle eines ver­
storbenen Elternteils treten dessen Eltern. 
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§ 117 

(1) Die Hinterbliebenenversorgung darf ins­
gesamt weder das Ruhegehalt übersteigen, das der 
Beamte auf Grnnd des Dienstunfalls erhalten hat 
oder erhalten haben würde, noch fünfundsiebzig 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 

(2) Der Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 110 Abs. 3) 
bleibt außer Betracht. • 

§ 118 

Sind bei einem Dienslunfall Kleidungsstücke 
oder sonstige Gegensfände, die der Beamte mit­
geführt hat, beschädigt oder zerstört worden oder 
abhanden gekommen, so kann dafür Ei-salz geleistet 
werden. Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem 
Unfall besondere Kosten entstanden, so ist dem Be­
amten der nachweisbar notwendige Aufwand zu er­
setzen. 

§ 119 

(1) Ein durch Dienstunfall verletzter früherer 
Beamter, der auf Antrag oder durch \Viderruf 
~§§ 50, 52 Abs. 1) entlassen ist, erhält neben dem 
HeilYerfahren für die Dauer einer durch den 
Dienstunfall verursachten 
, J. völligen Erwerbsunfähigkeit einen Unter­

haltsbeitrag in Höhe von sechsundsechzig­
Z\1teidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähi­
gen Dienstbezüge, 

2. Minderung der Erwerbsfähigkeit um w,enig­
stens fünfundzwanzig vom Hundert den der 
Minderung entsprechenden Teil des Unter­
haHsbeiirags nach Ziff. 1. 

(2) Bei Hilflosigkeit des Verletzten gilt § 110 
Abs. 3 entsprechend. Im Fall des Abs. 1 Ziff. 2 kann 
der Unterhaltsbeitrag, solange der Verletzte aus 
Anlaß des Unfalls unverschuldet arbeitslos ist, bis 
auf den Betrag nach Abs. 1 Ziff. 1 erhöht werden. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht, wenn der Beamte 
unter Umständen entlassen worden ist, die in einem 
Dienststrafverfahren zur Entfernung aus dem 
Dienst geführt hätten. Oh diese Voraussetzung vor­
liegt, entscheidet das Direktorium. 

(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestim­
men sich nach § 81. 

(5) Stl.rbt der frühere Beamte an den Folgen 
des Dienstunfalls, so erhalten seine Hinterbliebenen 
einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der Versorgungs­
bezüge, die sich nach den allgemeinen Vorschriften 
(§§ 95 ff.) aus einem Ruhegehalt in Höhe des nach 
Abs. 1, 2 und 4 berechneten Unterhaltsbeitrages. 
ergeben. Ist der frühere Beamte nicht infolg~ des 
Dienstunfalls verstorben, so kann seinen Hinter­
bliebenen ei11 Unterhaltsbeitrag nach den allgemei­
nen Vorschriften widerruflich bewilligt werden, 
wenn der Verletzte zur Zeit seines Todes einen 
Unterhaltsbeitrag nach Abs. 1, 2 bezogen hat. Eine 
Erhöhung nach Abs. 2 Satz 2 bleibt außer Betracht. 
Die Höchstgrenze des § 117 gilt sinngemäß. 

§ 120 

(J) Erhält ein durch Diensfonfall verletzter 
fri.iherer Beamter, der weder in den Ruhestand 

versetzt noch nach § 119 zu behandeln ist, keine 
Versorgung, so kann ihm das Direktorium als Un­
fallfürsorge 

L das HeilYedahreu nach §§ 108, 109, 

2. für die Dauer einer durch den Dienstunfall 
verursachten Erwerbsunfähigkeit odet Min­
derung der Erwerbsfähigkeit widerruflich 
einen Unterhaltsbeitrag gewähren. 

(2) Der Unterhaltsbeitrag kann bis zu sechsund­
sechzigzweidrittel vom Hundert der ruhegehalt­
fähigen Dienstbezüge, ,jedoch höchstens nach der 
Eingangsstufe der Besoldungsgruppe gewährt wer­
den, in der der Beamte sich zuletzt bef,unden hat. 

(:~) Ein entsprechend bemessener Unterhaltsbei­
trag kann von dem Direktorium auch den Hinter­
bliebenen ·widerruflich gewährt werden. 

§ 121 

(1) Die Unfallfürsorge wird nicht ge·währt, wenn 
der Verletzte den Unfall entweder vorsätzlich oder 
grob fahrlässig hei·beigeführt hat. 

(2) Hat der Unfall verletzte eine die Heilbehand­
lung betreffende Anordnung· ohne gesetzlichen oder , 
sonst triftigen Grund nicht befolgt und wird da­
durch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit un­
günstig beeinflußt, so kann die Unfallfürsorge inso­
weit \rersagt werden. Dei' Unfallverletzte ist auf 
die Folgen schriftlich hinzuweisen. Satz 1 gilt nicht 
für Operationen, die einen erheblichen Eingriff in 
die körperliche Unversehrtheit bedeuten. 

(3) Hintei·bliebenenversorgung wird nicht ge­
währt, wenn die Ehe erst nach dem Unfall geschlos­
sen ist. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 und 3 ka1m das 
Direktorium heim Vorliegen besonderer Umstände 
eine Versorgung bic; zur gesetzlichen Höhe bewil­
ligen. 

§ 122 

(1) ÜnfalHürsörgeansptüche auf Grund dieses 
Persdnalstatuts sind innerhalb einer Ausschlufl.­
frisi: von zwei Jahren nacli dem Eintritt des Un­
falls bei dem Direktorium anzumelden. 

(2) Nach Ablauf der Ausschluflfrist ist der An­
meldung nur Folge zu geben, wenn seit dem Unfall 
noch nicht zehn Jahre vei-gaiigen sind und wenn 
gleichzeitig glaubhaft nachgewie&en wird, daß eine 
den Anspruch begründende Folge des Unfalls erst 
später bemerkbar geworden oder daß der Berech­
tigte von der Verfolgung seines Anspruches durch 
auHerhalb seines Willens liegende Umstände ab­
gehalten worden ist. Die Anmeldung muß, nachdem 
eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für die Anmeldung weggefallen ist, 
innerhalb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfür­
sorge wird in diesen Fällen spätestens vom Tage 
der Anmeldung ab gewährt. 

(3) Das Direktorium hat jeden Unfall, der ihm 
von Amts wegen oder durch Anmeldung der Be­
teiligten bekannt w-ird, sofort zu untersuchen. Den 
Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, ihre Belange 
bei der Untersuchung zu ;vahren. 
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(J) Aus Anlaß eines Dienstunfalls haben An­
spriiche gegen die Bank der Bc:amle nur in .den 
Grenzen der §§ 104 bis 111 und § 119 Abs. 1. ))ls 4, 
die Hinterbliebenen nur in den Grenzen der §§ 112 
bis 117 und des § 119 Abs. 5. Sie haben sich wegen 
dieser Ansprüche an die Bank auch dann zu h<l:lten, 
wenn sich der Unfall im Dienstbereich einer öffent­
lichen Venv-altung ereignet hat. 

(2) Weilergehencle Ansprüche auf Grund all­
gemeiner gesetzlicher Vorschriften können gegen 
die Bank oder gegen Bankangehörige nur dann 
geltend gemacht ·werden, wenn der Unfall. durch 
eine vorsätzliche unerlaubte Handlung eines Bank­
angehörig·er1 verursacht ist. 

(3) Ersatzansprüche gegen andere Per::;onen 
bleiben unberührt. 

§ 124 

Die Ansprüche auf Erstattung der Kosten de::; 
Heilverfahrens (§ 108) und der Pflege (§§ 109, 110 
Abs. 3) ){.önnen weder abgetreten noch verpfändet 
noch gepfändet 1\rerden. 

4. Gemeinsame Vorschriften für V\T artegeld, 
Ruhegehalt, Wiiwen· und Waisengeld 

a) A 11 g e m e i il e s 

§ 125 

(1) Fiir den \Vohnungsgeldzuschuß (§ 81 Abs. 1 
Ziff. 2) gelten die. V qrschriften des . § 70 ei1t­
sprechend. Er ist mit dem vollen Satz für die Orts­
klasse B auch dann zu berücksichtigen, wenri de1; 
Beamfe einen \VohnungsgeldzusChuß nicht oder nur 
foilwei_se . bezogen hat. 

(2) Neben Wartegeld, Ruhegehalt und Witwen­
geld oder einer11 diesen Bezügen entsprechenden 
Unforhaltsbeitrag werden Kinderzuschläge nach den 
für die Beamten im Dienst geltenden Vorschriften 
gewährt. Nach denselben Vorschriften erhalten 
ledige waiseiigeldberechtigte Waisen die· Kinder­
zuschläge bis zum vollendeten vierundzwanzigsten 
Lebensjahr, wenn ·Witwengeld nicht zll zahlen ist. 
Kinderzuschläge für Stiefkinder und uneheliche 
Kinder werde11 nur neben dem \Vartegeld und· 
Ruhegehalt gewährt. 

§ 126 

(1) Das Direktorium setzt Wartegeld, Ruhe­
gehalt, Wit-wen- und \Vaisengeld fest und bestimmt, 
an wen das \~Tit wen- und das \Vaisengeld zu zahlen 
sind. , .~·:. ·~· -.~t!!~~;.!. 

(2) Die V e'rsorgungsbezüge sind, soweit niChts 
anderes bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume zu 
zahlen wie die Dienstbezüge der Beamten. 

(3) § 6.1 Abs: 3 und 4 und § 77 gelteli filr Ver­
sorgung·sbeziige entsprechend. . 

b) R ü h e n und K ii r zu n g von Ver -
sorgungsbezügen 

§ 127 
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(1) Ein \Varte- oder Ruhesiandsbeaml.er, der im 
öffentlichen Dienst (Abs. 4) Yerwendet wird, erhält 
die Versorg·ungsbezüge nur insoweit, als das Ein­
konunen aus dieser Verwendung hinter den für 
denselben Zcilraum bemessenen ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen zurückbleibt, aus denen die Ver­
sorgungsbeziige berechnet sind. 

(2) Ein Witwen- oder Wai:;;engeldberechligter, 
der im. öffenllichen Dienst verwendet wird, erhält 
sein -Witwen- oder Vv aisengeld nur insoweit, als 

1. das Einkommen der ·Wihve aus der Ver­
wendung hinter fünfundsiebzig vom Hunderl 
der für denselben Zeitraum bemessenen ruhe­
gehaltfähigen Dienstbezüge zurückbleibt, aus 
denen das dem Witwengeld zugrunde 
liegende Ruheg·ehait berechnet ist, 

2. das Einkommen der \Vaise aus der Ver­
wendung hinter Yicrzig vom Hundert der 
irnter Ziffer t bezeichneten Dienstbeziigc 
zurückbleibt. 

(3) Bei Anwendung der Vorschriften der Abs. 1 
und 2 sind der \~T ohnungsgeldzuschuß und etwaige 
sonstige äTtlich abgestufte Einkommensteile mit den 
für den Ort der Verwendung maß&ebenden Sätzen 
und etwaige ZusChläge, insbesondere Kinder­
zuschläge, nach dem Familienstand und den Sätzen 
zur Zeit der. Verwendung zu berüCksichtigen. 
Dienstaufwandsentschädigungen sind außer Be­
tracht zu lassen. 

(4) Verwendung im öffentlichen Dienst lfll 

Sinne der Abs. 1 und 2 ist .jede Beschäftigung im 
Dienste der Bank, der Bank deutscher Länder., einer 
Landeszentralbank,. des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten 
.;und Stiftungen des öffentlichen ReChts oder der 
Verbände von solChen. Ihr steht gleich die BesChäf­
tigung mit. einem Einkommen. von mehr als drei­
hundert Deutsche Mark monatliCh bei Vereinigun­
gen, Einrichtungen und Unternehmungen, deren 
Gesamtkapital (Grundkapital, Stammkapital) sich 
iri öffentlicher Hand befindet; ob diese Voraus­
setzungen · zutreffen, entscheidet auf Antrag . des 
Direktoriums oder des Versorgll11gsberechtigten das 
Staatsministerium der Finanzen. 

§ 128 

(1) Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld 
ruhen, solange der Versorgungsberechtigte 

1. nicht deutscher Staatsangehöriger ist oder 
2. ohne Zustimmung des Direktoriums seinen 

\~T ohnsitz oder dauernden Aufenthalt außer­
halb DeutsChlands hat. 

(2) Im. Falle des Abs. 1 Ziffer 1 kann das Direk­
torium mit Genehmigung des Staatsministeriums 
der Finanzen Ausnahmen zulassen. 

(3) Das Direktorium entscheidet darüber, ob 
die Voraussetzungen des. Abs. 1 vorliegen, und be­
stimmt den Beginn des Ruhens der Versorgungs-
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bezüge. Gegen die Entscheidung des Direktoriums 
steht der Verwaltungsrechtsweg, soweit nur An­
sprüche vermögensrechtlicher Natur geltend gemacht 
werden, der ordentliche Rechtsweg offen. 

(4) Haben die Versorgungsbezüge nach Abs. 1 
Ziffer 2 länger als drei Jahre geruht, so können sie 
dem Versorgungsberechtigten durch das Direk­
torium entzogen werden. 

(5) Hat ein Versorgungsberechtigter seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb 
des Bundesgebiets, so kann das Direktorium die 
Zahlung der Versorgungsbezüge von der Bestellung 
eines Empfangsbevollmächtigten im Bundesgebiet 
abhängig machen. 

c) Zusammentreffen mehrerer 
Versorgungsbezüge 

§ 129 

Erhält ein Wartestandsbeamter aus einer Ver­
wendung im öffentlichen Dienst (§ 127 Abs. 4} ein 
Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehalt­
ähnliche Versorgung,. so ist daneben sein früheres 
Wartegeld nur bis zur Erreichung des Betrags zu 
zahlen, der sich unter Zugrundelegung der gesamten 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit aus den der Fest­
setzung des früheren Wartegeldes zugrundegelegten 
ruhegehaltfähigi:m Dienstbezügen als Wartegeld 
ergibt. § 127 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 130 

Erhält ein Ruhestandsbeamter aus einer Ver­
wendung im öffentlichen Dienst (§ 127 Abs. 4} ein 
Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehalt­
ähnliche Versorgung, so ist daneben sein früheres 
Ruhegehalt nur bis zur Erreichung des Betrages zu 
zahlen, der sich unter Zugrundelegung der gesam­
ten ruhegehaltfähigen Dienstzeit aus den der Fest-" 
setzung des früheren Ruhegehalts' zugrundegelegten 
ruhegehaltfähigen I)ienstbezügen als Ruhegehalt 
ergibt. § 127 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 131 

Erhält em Witwen- oder W aisengeldberechtig­
ter aus einer Verwendung des verstorbenen Be­
amten im öffentlichen Dienst (§ 127 Abs. 4) eine 
Versorgung, so ist daneben das frühere Witwen-
11nd Waisengeld nur bis zur Erreichung des Betrags 
zu zahlen, der sich nach den Vorschriften dieses Per­
sonalstatuts aus dem Ruhegehalt, das dem Ver­
storbenen nach § 130 zu zahlen gewesen ist oder zu 
zahlen gewesen wäre, als Witwen- und Waisengeld 
ergibt. 

§ 132 

Erhält eine Witwe, die vor ihrem Witwenstand 
.oder während desselben im öffentlichen Dienst (§ 127 
Abs. 4) verwendet war, ein Wartegeld, ein Ruhe­
gehalt oder eine ruhegehaltähnliche Versorgung, so 
ist daneben das Witwengeld nur bis zur Erreichung 
von sechzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge, aus denen das ihm zugrunde liegende 
Ruhegehalt berechnet ist, oder, wenn es für die 
Witwe günstiger ist, bis zur Erreichung des Ruhe­
gehalts zu zahlen, das dem Witwengeld zugrunde 
liegt. 

d) E r 1 ö s c h e n d e r V e r s o r g u n g s b e z ü g e 

§ 133 

Ein Ruhestandsbeamter, gegen den wegen einer 
vor Eintritt in den Ruhestand begangenen Tat auf 
eine Strafe erkannt wird, die nach § 46 das Aus­
scheiden aus dem Beamtenverhältnis zur Folge hat, 
oder der wegen einer nach Eintritt in den Ruhe­
stand begangenen, mit lebenslänglichem Zuchthaus 
bedrohten Handlung zu Zuchthaus verurteilt wird, 
verliert mit der Rechtskraft des Urteils den An­
spruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversor­
gung; er darf die Dienstbezeichnung und die ihm 
im Zusammenhang mit dem Dienst verliehenen Titel 
nicht führen. Die §§ 47, 48 gelten sinngemäß. 

§ 134 

(1) Das Witwen- und das Waisengeld erlöschen 
1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des 

Monats, in dem er sich verheiratet oder 
stirbt, 

2. für jede Waise außerdem mit dem Ende 
des M~nats, in dem sie das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet; 

3. für jeden Berechtigten, der wegen einer 
mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroh­
ten Handlung zu Zuchthaus verurteilt 
wird, mit der Rechtskraft des Urteils. 

(2) Im Falle des Abs. 1 Ziff. 3 gelten die §§ 47, 48 
sinngemäß. 

(3) Das Waisengeld kann nach Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres gewährt werden für eine 
Waise, 

L die sich in der Schul- oder Berufsaus­
bildung befindet, bis zum vollendeten 
vierundzwanzigsten Lebensjahr; 

2. die infolge körperliclier oder geistiger 
Gebrechen dauernd außerstande ist, sicli 
selbst zu unterhalten. 

(4) Ist die Schul- oder Berufsausbildung durcli 
Erfüllung der Arbeits- oder Wehrdienstpflicht unter­
brochen worden, so kann das Waisengeld auch für 
einen der Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeit­
raum über das vierundzwanzigste Lebensjahr hin­
aus gewährt werden. 

(5) Hat eine witwengeldberechtigte Witwe sich 
wieder verheiratet und stirbt der Ehemann, so kann 
nach dessen Tod der Witwe, falls sie keinen neuen 
Versorgungsanspruch erworben hat, ein Unterhalts­
beitrag bis zur Höhe des bei ihrer Wiederverheira­
tung erloschenen Witwengeldes auf Zeit oder Dauer 
widerruflich gewährt werden. 

(6) Die nacli Abs. 3 und 5 zulässigen Bewilli­
gungen spricht das Direktorium aus. 



e) An z e i g e p fl ich t 

§ 135 

(1) Der Wartes.tandsbeamte ist verpflichtet, dem 
Direktorium und der das Wartegeld zahlenden 
Kasse den Bezug eines Einkommens (§ 127) und 
einer Versorgung (§ 130) aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Der Ruhestandsbeamte, Witwen- und Waisen­
geldberechtigte ist verpflichtet, dem Direktorium 
unverzüglich anzuzeigen 

1.. den Verlust der deutschen Staatsangehörig­
keit (§ 128 Abs. 1 Ziff. 1); 

2. die Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalts nach einem Ort außerhalb Deutsch­
lands (§ 128 Abs. 1 Ziff. 2); 

3. den Bezug eines Einkommens (§ 127) oder 
einer Versorgung (§§ 130 bis 132) aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst. 

(3) Der Witwen- und Waisengeldberechtigte ist 
außerdem verpflichtet, seine Verheiratung dem Di­
rektorium unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm 
nach Abs. 1, Abs. 2 Ziff. 3 und Abs. 3 auferlegten Ver­
pflichtung nicht nach oder gibt er sein Einkommen 
vorsätzlich oder grob fahrlässig zu niedrig an, so 
kann ihm die Versorgung ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entzogen werden. Gegen die Ent­
scheidung des Direktoriums steht dem Versorgungs­
berechtigten der Verwaltungsrechtsweg, soweit nur 
Ansprüche vermögensrechtlicher Natur geltend ge­
macht werden, der ordentliche Rechtsweg offen. Beim 
Vor liegen besonderer V er hältnisse kann die Ver­
sorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt wer­
den. Zuständig für diese Entscheidung ist das Direk­
torium. 

5. Versorgungsrechtliche Sondervorschriften 

§ 136 

(1) Das Direktorium kann Witwen und Waisen 
die Versorgungsbezüge dauernd oder auf Zeit ent­
ziehen, wenn sie Mitglied einer Partei sind, die sich 
nicht zu den Grundsätzen des demokratisch-kon­
stitutionellen Staates bekennt, oder die Zielsetzun­
gen einer solchen Partei unmittelbar oder mittelbar 
fördern oder unterstützen. 

(2) Gegen Maßnahmen nach Abs. 1 steht dem 
Versorgungsberechtigten der Verwaltungsrechtsweg, 
soweit nur Ansprüche vermögensrechtlicher Natur 
geltend gemacht werden, der ordentliche Rechtsweg 
offen. 

§ 137 

(1) Die Vorschriften der §§ 125 bis 136 gelten 
sinngemäß auch für die sonstigen Versorgungsbezüge 
und Bezugsberechtigten. 

(2) Dabei gelten 
1. Unterhaltsbeitrag nach §§ 58 Abs. 2, 

119 Abs. 1 bis 4, 120 Abs. 1 und 2 als 
Ruhegehalt; 
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2. Unterhaltsbeitrag nach §§ 119 Abs. 5, 
120 Abs. 3 als Witwen- oder Waisengeld; 

3. Unterhaltsbeitrag nach §§ 100, 116, 134 
Abs. 5 als Witwengeld; 

4. Unterhaltsbeitrag nach § 95 Abs. 3 als 
Waisengeld. 

(3) Ferner gelten die Bezüge der unter Belas­
sung des vollen Gehalts vom Amt enthobenen Be­
amten als Wartegeld und die Bezüge entpflichteter 
Beamter als Ruhegehalt. 

§ 138 

Steht Personen, die nach den Vorschriften dieses 
Personalstatuts versorgungsberechtigt sind, infolge 
eines Ereignisses, das die Bank zur Gewährung 
oder Erhöhung von Versorgungsbezügen verpflichtet, 
gegen Dritte ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch 
zu, so geht dieser Anspruch im Umfang dieser Ver­
sorgungsbezüge auf die Bank über. Dies gilt nicht 
fiir Ansprüche, die wegen eines Schadens bestehen, 
der nicht Vermögensschaden ist. Der Übergang des 
Anspruchs kann nicht zum Nachteil des Versor­
gungsberechtigten geltend gemacht werden. 

§ 139 

(1) Eine Versorgung nach diesem Personalstatut 
entspricht den Erfordernissen in § 1234 der Reichs­
versicherungsordnung, § 11 des Angestelltenversiche­
rungsgesetzes und § 29 des · Reichsknappschafts- · 
gesetzes. 

(2) . Die Nachentrichtung von. Beiträgen nach 
§ 1242 a der Reichsversicherungsordnung, § 18 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und § 29 des 
Reichsknappschaftsgesetzes unterbleibt, wenn eine 
lebenslängliche Versorgung nach diesem Personal­
statut gewährt wird oder wenn das Beamtenver­
hältnis endet infolge 

1. Nichtigkeit der Ernennung (§§ 9, 10), 
2. Entfernung aus dem Dienst (§ 45 Abs. 1 Ziff. 5) 

oder 
3. Ausscheiden nach § 46. 

(3) Art. 156 Abs. 3 des Bayerischen Beamten­
gesetzes vom 28. Oktober 1946 (GVBL S. 349) gilt 
entsprechend. 

§ 140 

Die versorgungsrechtlichen Vorschriften des 
Bayerischen Beamtengesetzes vom 28. Oktober 1946 
(GVBL S. 349) und die Ausführungsbestimmungen 
hiezu sind entsprechend anzuwenden,, soweit das 
Personalstatut nicht besondere Vorschriften enthält. 

Teil C: 

Der Staatsbankang·estellte 

§ 141 

(1) Die Angestellten werden beim Direktorium 
durch den Präsidenten, im übrigen durch die Vor­
stände der Niederlassungen und Zweigstellen mit 
Genehmigung des Direktoriums eingestellt. 
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(2) Für die Einstellung der Angestellten ist ihre 
fachliche nnd persönliche Eignnng ma!lgehend. 

§ 142 

Die Angestellten sind bei Antritt des Dienstes 
gemäß § 18 zu vereidigen. 

§ 143 

(1) Die Rechlsverhältnisse der Angestellten wer­
den im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
durch Tarifvertrag odel' Einzelvereinbarungen ge­
regelt. 

(2) Die Vorschriften der §§ 14 Abs. 1 und 3, 
l6 Abs. 2 bis 4, 17 Abs. 1 und 3, 19, 20, 21, 23, 
24 Abs.1, 26, 27, 31, 32, 33, 34, 35, 36 Abs. 4 und 5, 
79 sind auf die Angestellten sinngemiill anzuwenden. 

(:~) Den Angestellten kann neben den Leistun­
gen ans der staatlichen AngcslelHenvcrsiehernng 
eine zusätzliche Alters- und Ili11lerbliebe11e11ver­
sorgung gewäh rl werden. Das Nähere regelt das 
Direktorium mil Zuslimmnng des Staatsminis{e­
i·iums der Finanz0n. 

§ l44 

Angestellte, die sich bewährt haben, können 
unter Beachtung der §§ 6, 7 und 8 und der dort vor­
gesehenen Vorschriften in das Beamtenverhältnis 
übernommen werden. 

TeilD: 

Der Staatsbankarbeiter 
' 

§ 14!i 

Die Arbeiter werden durch die Vorstände der 
Nied.erlassungen und Zweigstellen eingestellt. 

§ 146 

(1) Für d.ie Rechlsverhältnisse der Arbeiter 
gelten unbeschadet der gesetzlichen Vorschriften die 
für die staatlichen V erwaltungsarbeitcr maßgeben­
den tarifliclien Bestimmungen. 

(2) In einzelnen Fällen können t1bweichende 
Vereinbarnngen getroffen werden. 

.TeilE: 

Schluß- ünd übe1·gangshestimmungen 

§ 147 

(l) Entscheidungen, clie einem Bankangehörigen 
nach den Vorschriften dieses Personalstatuts he­
kanntzugeben sind, sind zuzustellen, wenn sie eine 
:F'rist in Lauf setzen od_9''.r wenn durch sie Ver­
mögensrechte des Bankaugehörigen berührt ·werden. 

(2) In diesem Personalstaü1t vorgeschriebene 
Zustellungen erfolgen durch eingeschriebenen Brief 
mit Rückschein. Die Zusiellung kann dadurch er­
setzt werden, daß die Entscheidung dem Bank.ange­
hörigen unter Anfertigung einer Niederschrift er­
öffnet wird; auf Antrag ist dem Bankangehörigen 
eine Abschrift der Niederschrift auszuhändigen. 

§ 148 

Das Gesetz iihcr das Verfahren für die El'stat­
ürng von Fehlbeständen an öffentlichem Vermögen 
(ErstaHungsgesetz) vom 18. April 1937 (RGBl.1S.461) 
mit den hiezu ergangenen Durchführungsbestim­
mungen findet auf die Bankangehörigen sinngemäHe 
Anwendung. 

§ 149 

(1) Das Gesei.'2; über die Regelung der Dienst­
beziige der noch in Kriegsgefangenschaft befind­
lichen Beamten, Angestellten und Arbeiter des baye­
rischen Staates vom 27. Juli l950 (GVBl. S. 109) nebst 
den Ausführungsbestimmungen hiezu ist auf die 
Bankangehörigen enlsprechencl anzuwenden. 

(2) Die gesetzlichen VorschriHen zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der vom Gesetz zur Befrei­
ung von Nationalsozialismus und Militarismus be­
troffenen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und 
ihrer Hinterbliebenen finden auf die Bankangehöri­
gen entsprechende Anwendung. 

§ 150 

(1) Änderungen der· durch dieses Personalstatut 
geregeHen Dienst- und Versorgungsbeziige der 
Staatsbankbeamten sowie eine Änderung ihrer Ein­
reihung in die Besoldungsgruppen können nur im 
Wege einer Änderung des Personalstatuts erfolgen. 

(2) vV erden Beamte oder Vel'sorgungsberech­
iigte dlll'ch Vorschriften narh Abs. J hinsichtlich 
ihrer Bezüge odet hinsichtlich ihrer Einreihung in 
die Besoldungsgruppen mit ri:ickwirkender Kraft 
schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge 
nicht zurückzuerstatten. . 

§ 151 

(1) vVer nach den bisherigen Vorschriften zum 
Beamten' auf Lebenszeit ernannt war, ist Beamter· 
auf Lebenszeit auch im Sinne des Personalstatuts: 

(2) \Ver, nach den bisherigen Vorschl'i Hen Be­
amter im Probedienst wa1', ist Beamter auf Wider­
ruf im Sinne des Personalstatuts. 

(3) Die in § 149 Abs. 2 ge~rnni.lten gesetzlichen 
Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 152 . 

(1) Soweit beim JnkraHtreten des Personal­
staluts ein günstigeres Besoldungsdienstalter fest­
gesetzt ist, als sich aus den §§ 64 ff. ergehen würde, 
hat es dabei sein Beweildcn. 

(2) Soweit ein Beamter bei Inkrafttreten des 
Personalstatuts ein Grundgehalt bezieht, das höher 
.isl als das nach § 69 zu erreclmende Grundgehalt, 
erhält er den bisherigen Betrag bis zum Einrücken 
in die Altersstufe weiter, die einen höheren Grund­
gehaltsbetrag ergibt 



§ J53 

Zusiclierungen, die einem St.aai.sbankbeami.en 
nach den Bestimmungen des Bayerischen Beamten­
gesetzes hinsichtlich der Anrechnung von Vordienst­
zeiten auf das ruhegehaltfähige DienstaHer bis zum 
Inkrafttreten des PersonalstaLu ls erteilt wol'Clen 
sind, können innerhalb eines Jahres nach Inkrnft­
treten des Personalstatuts mit Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen nachträglich den 
Vorschriften des Persoualsi:atutR angeglichen werden. 

§ 154 

{l) Die Vorschrifien des Personalstatui:s finden 
auf die im Zeitpunkt seines lnkrafttretens im 
Diensie der Bank stehenden Beamten insoweit An­
wendung, als diese sich schriftlich damit einverstan­
den erklärt haben, daß sie unte1· Verzicht auf ihre 
Rechte als umnitie}bare Staatsbeamte von diesem 
Zeitpunkt ab nach den Bestimrnung·en des Personal­
statuts behandelt werden. 

(2) Für bei Inkrafttreten des Personalstatuts im 
Dienst der Bank stehende Beamte, die eine Er­
klärung nach Abs. 1 nicht abgeben, verbleibt es bei 
den bisherigen V orscbriften, insbesondere der Ver­
ordnung über die Besoldung der Beamten der Baye­
rischen Staatsbank yom 20. Januat· 19,13 (GVBL S. 5). 

· (3) Die Versorgung der Beamlen der Bank und 
ihrer Hinterbliebenen richtet sich, smveit die An­
sprüche auf Versorgung vor dem Inkrafttreten des 
Personals-tatuts erworben ·worden sind und niclit 

•. 

* 
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§ 149 Abs. 2 anzuwenden ist, nach den seitherig~n 
V orscluiften. Die fos tgesetztcn Verso 1· gu11 gsbezii gc 
bleiben gewahrt. 

(4) Die im Dienst.e tler Bank stehenden Beamten 
sind aufzufordern, eine Erklärung· nach Abs .. 1 ab­
zugeben. Wird diese Ei·klEirung nicht spiHeslens in­
nerhalb von vier 'vVochen nach lnkraftheten des 
Pernonalsiatuts abg·egeben, so gilt sie als veTweigerL 
Das Ditektorium kann diese Frist verlängern, wenn 
der Beamte unverschuldet nicht in der Lage war, 
die Erklärung rechtzeitig abzugeben. 

§ 155 

Auf die im Zei lpunkt des lnkrnfltrelens. des 
Personalstatuts im Dienste der Bank stehenden An­
gestellten findet § 143. Abs. 2 insoweit Anwendung, 
als die Angestellten sich schriftlich damit einverstan­
·den erklären. Wird diese Erklärung nicht innerhalb 
von vier Wocl1en nach Inkrafttreten des Personal­
statuts abgegeben, so isi das Dienstverhältnis grund·· 
sälzlich zum niichslzuHissigen Termin zu lösen. § 154 
Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 156 

Die zur Durchführung· dieses Gesetzes erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvül'schriften er­
läßt das Staatsministerium der Finanzen nach An­
hörung des Direktoriums der BaverisChen Staats-
bank. · 

§ 157 

Dieses Gesetz tritt am . . . . . . . . rn Kraft. 



Besol-
dungs- Dienstbezeichnung 

gruppe 

1 Direktoren bei der Bayerischen Staatsbank 1) 2) 

2 Direktoren bei der Bayerischen Staatsbank1) • 

3 Direktoren bei der Bayerischen Staatsbank 1) • 

4 Staatsbankräte (nur Beamte, die die Staatsprüfung 
für den höheren Justiz- und Verwaltungsdienst 
abgelegt haben) . . . . . . . . . . . . 

5 Staatsbankräte 

6 Staatsbankamtmänner 

7 Staatsbankoberiiispektoren . 

8 Staatsbankinspektoren 

9 Staatsbankobersekretäre . 

10 Staatsbanksekretäre 3) • 

11 Werkmeister 

12 Staatsbankassistenten 3) 

13 Oberwerkführer . 

14 Zählmeister . 

15 Geldzähler 

1) Die Beamten der Besoldungsgruppen 1, 2 und 3 führen, 
soweit und solange sie Vorstand einer Niederlassung sind, die 
DienstbezeidJ.nung „Direktor der BayerisdJ.en Staatsbank" 
unter Beifügung des Ortes der Niederlassung. 

Besoldungstafel Anlage 1 

Jahresbetrag des Grundgehalts im 

1. und 2.13. und 4.1·5. und 6., 7. und 8., 9. und 10., 11.und12.,13.und14.;15.und16.,17.und18.119.und20.,21.und22. 

Besoldungsdienstjahr 

Die römische Ziffer unter dem Grundgehaltsa~ bedeutet die zuständige Tarifklasse des Wohnungsgeldzuschusses 

7.000 7.500 1 8.000 8.500 8.900 
m III III III III 

4.800 5.300 5.800 6.200 6.600 
IV IV IV IJI III 

4.800. 5.200 5.600 6.000 6.400 
IV IV IV III lII 

4.800 5.200 5.600 6.000 6.400 

IV IV IV III III 

4.800 5.200 5.600 6.000 6.400 
IV IV IV III III 

4.800 5.200 5.600 6.000 6.400 
IV IV IV III 

1 
III 

4.100 4.400 4.700 4.950 5.200 
IV IV IV IV IV 

2.800 3.050 3.300 3;550 3.800 
V 

1 

V V 

1 

IV IV 

2.300 2.550 2.800 3.000 3.200 
V V V V V 

2.350 2.500 2.650 2.800 2.950 
V V V V V 

2.350 2.500 2.650 2.800 2.950 

V V V V V 

2.100 2.190 2.280 2.370 2.460 
V V V V V 

2.100 2.190 2.280 2.370 2 460 
V V V V V 

1.800 1.900 2.000 2.100 2.200 
Vl 4

) Vl •) VI4) V V 
1.750 1.840 1.930 2.020 2.110 
VI4) VI"') VI 4) VI4) V 

2) Beamte der Besoldungsgruppe 1, die beim .Inkrafttreten 
des Personalstatuts im Dienst ·stehen, dürfen für ihre Person 
die bisherige Dienstbezeidmnng Staatsbankdirektor weiter-
führen. · 

0J(, 

1 

1 
9.300 9.700 
III III 

7.000 7.400 7.800 8.200 8.500 8.800 
III III III III III IIl 

6.800 7.200 7.500 7.800 8.100 8.400 
111 III III III m III 

6.800 7.200 7.500 7.800 8.100 8.400 
III III III III III nr 

6.800 7.200 7.500 7.800 
III III III III 

6.700 7.000 
III III 

1 1 5.500 5.800 
IV IV 

4.000 4.200 4.400 4.600 
1 

4.800 5.000 
IV IV 

1 

IV IV 
1 

IV IV 
3.400 3.600 3.800 4.000 4.200 

IV IV IV IV IV 
3.100 3.200 3.300 3.400 3.500 

V V V V V 

3.1CO 3 200 ' 3.300 3.400 3.500 
V V V V V 

2.550 2.640 2.720 2.800 
V V V V 

2.550 2.640 2.720 2.800 
V V V V 

2.~0ff 2.400 2.500· 2.600 2.700 
V V V V V 

2.200 2.290 2.380 2.470 2.550 
V V V V V 

S) Die am 30. Dezember 194() im Dienst gewesenen Beamten 
dürfen für ihre Person die bisherige Dienstbezeichnung weiter· 
führen. 

•) Tarifklasse V bei Gewährung einer unwiderruflichen nnd 
ruhegehaltfähigen Stellenzulage. 

[,,:) 

o:> 
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Wohnungsgeldzuschuß 

a) .für Beamte mit weniger als drei kinderzuschlagsfähigen Kindern 

, Jahresbetrag für Tari!klasse 

I II III IV V VI VH VII 
Ortsklasse bei 40% 

Abzug 
tJJ;fl iJJJ/(, l});f{, (111{, tJJ;fl IJJJ!l IJJJ!l 01/l 

Sonderklasse 2520 2016 1584 1152 864 636 402 . 240 

A 2160 1728 1368 1008 732 53! 348 210 

B 1800 1440 1080 792 606 444 288 174 

c 1368 1080 864 648 474 348 216 132 

D 1008 792 6!18 474 348 258 156 96 

b) für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Beamte mit dr~i oder vier kinderzuschlagsfähigen Kindern 

Jahresbetrag für Tarifklasse 

Ortsklasse I H III IV V VI VII 

tJJ;fl 0//l IJJJ!l tJJ;fl :Jl,fl (J);fl 01/l 

Sonderklasse 2940 2352 1848 1344 1008 744 474 

'A 2520 2016 1596 1176 858 624 408 

B 2100 1680 1260 924 708 522 336 

c 1596 1260 1008 756 558 408 252 

D 1176 924 756 558 408 306 186 

. \ 
c) für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Beamte mit fünf oder mehr kinclerzt..schlagsfähigen Kindern 

Jahresbetrag für Tarifklasse 

Ortsklasse I II III lV V VI VII 

tJJ;fl tJJ;fl iJJJ/(, IJJJfl tJJ;f(, IJJJ!l tJJ;fl 

Sonderklasse 3360 2688 2112 1536 1152 846 540 

A 2880 2304 1824 1344 !l84 714 462 

B 2400 1920 1440 1056 810 600 384 

c 1824 1440 1152 . 864 636 462 288 

D 1344 1056 86! 636 432 348 216 
\ ' 
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Begrün<l nng 

1. Allgemeines 

Nach ArL ? Abs. 3 Saiz 1 des Gesetzes über clie 
Bayerische Staatsbank vom 25. Oktober 1950 (GVBI. S. 221) 
sind für das Personalsta tn t die Grundsätze des ba ye­
rischen Beamtenrechts mallgebend, soweit nicht die be­
sonderen Verhältnisse der Bayerischen Staatsbank als 
eines geschäftlichen Lhi!ernehmens Abweichungen er­
forderlich machen. 

Dem Entwurf sind die Vorschriften des Bayerischen 
Bemntengesetzes in seiner ursprünglichen Fassung vom 
28. Oktober 1946 zugrumle gelegt, nachdem die in der 
1. und 2. VO. zur Sicherung· der Währnug· und der öffent­
lichen Finanzen vom 1?. August 1948 und vom 9. März 
1949 enthaltenen Abänderungsbestimmunge1i infolge der 
Nichtigkeitserklärung dieser Verordnnng·en durch die 
Entscheidung des Verfassnngsgerichtshofs vom 10. Juni 
1950 nichi mehr g·eltendes Recht sind und das vom Land­
tug am 20. November 1930 beschlossene „Gesetz zur Än­
derung des Beamicngesciws und über Maßnahmen zur 
Senkung der Ausgaben für den öffentlichen Dienst" 
(Landtagsdrucksache Beilage 4631), das diese Abände­
rungsvorschriften übernahm und ergänzte, nicht ver­
kündet wurde und zunächst auch nicht in Kraft gesetzt 
werden wird. Spätere grundlegende i~nderung·en cles 
Bayerischen Beamtcngeseizes werden zufolge der er­
wähnten Vorschrift, dail fiir das Personalstatul die 
Grundsätze des bayerischen Beumtenrech ts maflgebencl 
sind, jeweils durch eine entsprechende Anderung des 
Personalstaluis beriicksichligl werden. 

II. Im einzelnen: 

Zu § 1: 

Die Bestimmung ~pricht in Übereinstimmung mit 
Art. ? Abs. 2 de8 Gesetzes liber die Bayerisrhe StaaiH­
bank den Grundsatz ans, daß. im Dienste der Bank Be­
amte, Angestellte und A1·beiicr beschäftigt werden. 

=-::-r Zu § 2: 

Diese Bestimmung stellt allgemeine Grundsätze auf, 
die für den gesamten öffentlichen Dienst Geltung haben 
und für die Beamten in Art. 94 Abs. 2, 96, 116 der Ver­
fassung sowie Art. 4, 15 Abs. 3, ?O Abs. 1 BBG. ihren aus­
drücklichen Niedersrhlag gefunden haben; sie können 
ohne weiteres auch auf die übrigen Bankangehörigen an­
gewendet werden. 

Die Vereinigungsfreiheit (Abs. 2) ist in Art. 1?0 Abs. 1 
der Verfassung gewährleistet; soweit die Beamten in 
Frage kommen, ist sie auch ein Grundsatz des baye­
rischen Beamlenrechts (Art. 22 Abs. 1 BBG.). 

Zu § 3: 

Abs. 1 unterscheidet zwischen Beamten auf Widerruf 
und Beamten auf Lebenszeit und trägt damit dem all­
gemeinen beamtenrechtlichen Grundsatz Hechnung, dall 
in der Hegel dem Beamten nicht sofort bei seiner Er­
nennung die Hechle eines Beamten auf Lebenszeit ver­
liehen werden können. Er mul1 zunächst seine Eignung 
beweisen und sich bewähren; dus Beamienverhältnis isl 
daher vorerst widerruflich. 

Für die Einrichtung der Beamten aµf Zeit besteht im 
Bankbetrieb kein Bedürfnis. 

Zu Abs. 2: Von der Reg·el, daH das Beamtenverhält­
nis zunächst widerruflich ist, kann das Staatsministerium 
cler Finanzen in besonderen Fällen Ausnahmen gestalten 
(ygJ. Al'L 10 Abs. 3 BBG.). 

Abs.:; seizl die regelrnäß.ige Dauer der Probezeit, als 
"eld1e du~ widerrufliche Beamtenverhältnis urnmsehen 
ist, entsprechend der Hegelung für die Siaatsbeamien 
(Beschluß des Laudespersonalamts vom 21. Juni 19'.50 über 
die Durchführung des Art. 100 BBG.) auf drei Jahre fest. 
.In Ausnahmefällen kann sie bis auf ein Jahr abgekürzt 
werden. Außerdem ist für Fälle, in denen die Hegelfrist 
nicht genügt, um die dauernde Eignung des Beamten 
endgültig beuricilen zu können, ihre Verlängernng um 
höchstens drei weitere Jahre vorgesehen. Da die über­
wiegende Zahl der in das Beamlenverhälinis zu über­
nehmenden Dienstkräfte aus den Angestellten der Bank 
selbst hervorgeht und die Bankleitung sich bereits auf 
Grnnd der Tätigkeit im Angestelltenverhältnis, die im 
Bankbelrieb sich von den Dienstverrichtungen eines Be­
amten nicht unte1:schciclet, von der Eig·nung des An­
wärters überzeugen kann, ist ferner die Möglichkeit er­
öffnet, auf die Frist die Zeit einer Beschäftigung bei der 
Bank im Angestelltenverhältnis in gleichwertiger Tätig­
keit anzurechnen. 

Von der im allgemeinen Beamtenrecl1t üblichen engen 
Verknüpfung des Beamten auf Lebenszeit mit .der von 
ihm besetzten Stelle mull im Interesse einer 'aus den 
besonderen Bedürfnissen des Bankbetriebs sich ergehen­
den beweglichen Personalpolitik abgesehen werden, wes­
halb der Begriff der Planstelle dem Personulstatu t 
fremd ist. 

Zu § 4: 

Zur Ernennung der Beamlen ist das DirE;ldorium, 
ckm die Verwaltung der Gesamtbank obliegt (Art. 4 
Abs. 1 des Gesetzes) berufen. 

Zu ~ ;: 

Ahs. 1 und 2 stellen ebenso wie Art. 9 Satz 2 11nd 
Art. 11 Abs. 2 BBG. den Grundsatz auf, daß. die Aushän­
digung einer Ernennirng;surkunde mit einem beslimmien 
Wortlaut wesentliches Erfordernis sowohl für die Begrün­
dung des Beamtenverhältnisses wie auch fiir die Erlan­
gung der Rechtsstellung eines Beamten auf Lebenszeit ist. 

Abs. 3 bestimmt, dall die Urkunde über die gei11äß. 
§ 4 vom Direktorium beschlossene Ernennung vom Präsi­
denten ausgefertigt wird. 

Abs. 4 übernimmt sachlich die Bestimmung des Art. 50 
Abs. 2 BBG. . 

Zu § 6: 

Abs. 1 hebt den das allgemeine Beamtenrecht beherr­
schenden Grundsatz, daß. für die Übernahme in das Be­
amtenverhältnis nur die persönliche und fachliche Eignung 
des Bewerbers ausschlaggebend ist, hesomlcrs hervor. 

Zu Abs. 2: Für die Stualsbankbeamten müssen im 
Rahmen des Grundsatzes nach Abs. 1 über die fachlichen 
Voraussetzungen für die Übernahme in das Beumlen­
verhältnis, die Ausbildung der Beamten, ihre Laufbahnen 
und über Priifung·cn eigene Vorschriften erlassen wer­
den, die den besonderen Bedürfnissen des Bankbetriebs 
Rech11ung tragen und ein hohes fachliches Niveau der 
Bcmniensclrnft gewährleisten. Eine entsprechende Rege­
lung treffen die Pcrsonalstatute der Bank deutscher Län­
der und der Landcszentrulhank. 

Zu § ?: 

Die Bestimmungen über die wesentlichen persönlichen 
Voraussetzungen für den Eintritt in das Beamlenverhäli­
nis entsprechen sachlich dem Art. 5 BBG. 

Die Ablegung einer Einstellung·sprtifung. welche die 
Eignung des Anwürters nachweis{ (Abs. 1 Ziff. 4), ist ent­
~prechend den Grnndstilzen des BBC. und der bisherigen 



Huudhuhuug allgemeine V~ranssetzuug für <lie Ernen­
nung zum Beamten. Abs. 2 eröffnet die Möglichkeit, in 
besonderen Ausnahmefälleu von der Prüfung abzusehen, 
i nsbesonclere wenn ei.n besonders bewährter, schon längere 
Zeit im Diell8te stehender Angestellter der Staatsbank 
selbst in das Beam tenverhäHuis übergeführt werden soll 
und mithin seine Eignung ohne weiteres feststeht, oder 
wenn im Interesse der Gewinnung hochqualifizierter 
Nachwuchskräfte tüchtige Bankkaufleute, die sich in der 

·privaten Wirtschaft schon bewährt haben, in den dau­
ernden Dienst bei der Staatsbank übernommen werden 
sollen. 

Zu § 8: 

Diese Vorschrift gibt' inhalLlich den Art. 6 BBG. wie­
der mit der Maßgabe, dafl eine der Ziff. 5 cl.ieser BesLirn­
nrnng entsprechende Vorschrift (Einstellung von Minder­
belasteten und Mitläufern im Sinne der Entnazifizierungs­
gesetzgebung·) als überholt weggelassen wurde. 

Zu § 9: 

Die Fälle, in denen eine Ernennung zum Beamten 
ohne weiteres nichtig ist, sind entsprechend dem Art. 51 
Abs. 2 BEG. geregelt. Der Fall der Ernennung eines Be­
amten durch eine sachlich unzusi.ändig·e Behörde (Art. 5t 
Abs. 1 BBG.) scheidet im Rahmen des Personalstalnts aus; 
an seine Stelle tritt die Anfechlbarkeit der Erne11ntrng· 
gern. § 10 Abs. 2 Ziff. 4. 

Zn § 10: 

Die Fälle der Anfechlbarkeit einer Ernennung zum 
Beamten sind in der gleichen Weise wie in Art. 52 BBG. 
geregelt. Abs. 2 war durch Einbeziehung· der Fälle zu 
ergfüizen, iu denen die notwendige Zustimmung des Staais­
ministeriums der Finanzen zu einer Ausnahme von den 
Erforde.rnissen der deutschen Staatsangehörigkeit oder 
der Ablegung einer Einstellungsprüfung fehlt oder dem 
Beamten die Ernennungsurkunde ausgehändigt wird, ohne 
daH ein Besd1Ju(l des Direktoriums vorliegt. 

Zu § 11: 

Die Bestimmungen entsprechen in haHlich dem Art. 53 
BBG. 

§ 12 

iibernimmt fast wörtlich die Vorschrift des § 5'4 BBG. 

Zu § 13: 

Abs. 1 gibt inhaltlich clcu Art. '65 BBG. wieder. 
1\bs. 2 stellt klar, daß ebenso wie die Ernennungen 

auch die Beförderungen vom Direktorium ausg·esproche11 
werden und der Beamte eine Urkunde tiber seine Beför­
denm1~ erhält. 

Zu § 14: 

Die Bestimmungen über die Versetzung der Beamten 
sind, teilweise abweichend von der Regelung in Arl. 64 
BBG„ den Bedtirfnissen der Bank angepaflL Sie entspre­
chen der bewährten Regelung bei der früheren Reichs­
bank, deP Bank deutscher Länder und der Landeszentral­
bank. Hervorzuheben ist die aus wichtigen dienstlichen 
Gründen mögliche Versetznng des Beamten in eine einer 
anderen Laufbahn angehörende Dienststellung (Abs. 2 
Satz 1). Solche Versetzungsmöglichkeiten müssen der 
Bunkleitung offen g·ehaHen werden, um namentlich im 
geschäftlichen Interesse notwendig werdende Umbeset­
zungen von Vorsfon(ls- oder Abteilungsleiterposten bei 
den Niederlassungeii rasch vornehmen zu können. Eine 
Versetzung dieser Art ist uaher im Personalstatut nicht, 
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wie in Art. 6J Abs. 4 BBG„ als „Rückverselzung" mit der 
Folge behandelt, daß sie nur unter Einhaltung der für 
eine Entlassung aus dem Beamtenverhältnis geltenden 
Vorschriften erfolgen darf. Sie kann vielmehr, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, verfügt werden, ohne daß es 
eines besonderen Verfahrens bedarf. Durch die Bestim­
mung des Abs. 2 Salz 2 sind aber die Rechte des betrof-. 
fenen Beamten ausreichend gewahrt. Sein Beschwerde­
recht nach § 34 bleibt unberiihrt. 

Zu § 15': 

Die Bestimmungen über die Führung der Dienst­
bezeichung· und ihre Weiterführung durch Ruhestancls­
heamte, Wartestnndsbeamle und entlassene Beamte sind 
auf der Grundlage des Art. 55 ßßG. getroffen. 

Zu § 16: 

Abs. 1 spricht den auch für die Staalsbankbeamten 
g·ellenden Grundsatz des Berufsbeamtentums in Anleh­
nung an Art. 14 Abs. 2 BBG. aus. 

Abs. 2 umschreibt ähnlich wie Art. 15 Abs. 1 BBG. 
die allgemeinen Berufspflichten des Beamten. 

In Abs. 3 kommt der Grundsatz der Gehorsamspflic:ht 
zum Ausdruck. 

Abs. 4 erklärt in Salz 1, ebenso wie Art. 19 Abs. t 
l3J3G„ den Beamten als für die Gesetzmäßigkeit seiner 
dienstlichen Handlungen venmtwortlich und legt in Satz 2 
und 3 ähnlich wie Art. 19 Abs. 2 BBG. und § 11 Abs. 4 
des Personalstatuts der Landeszentralbank die Grenzen 
der Gehorsamspflicht gegenüber einer gesetzwidrigen 
dienstlichen Weisung fest. Eine besondere Hervorhebung 
von Anordnungen, die den Strafgesetzen zuwiderlaufen, 
erscheint nicht notwendig, da diese unter den allgemei­
neren Begriff des gesetzlichen Verbois fallen. 

Zu § '17: 

Abs. t: Die Aufnahme dieser Bestimmung, entnom­
men a.us § 13 des Personalstatu ls der Landeszentralbank, 

~11eint zweckmäßig. 

Abs. 2: Hinsichtlich der politischen Betätigung der 
Beamten und der übernahm.e von öffentlich'en Wahl­
ämtern ist die entsprechende Anwendung der für die 
Staatsbeamten geltenden Vorschriften geboten. 

• Abs. :; entspricht Art. 23 BBG. 
Abs. 4 übemirnmt den in Art. 22 Ahs. 2 BBG. auf­

gestellten Gnrndsatz, dafl die Beamten ein Streikrecht 
niCht in Anspruch nehmen können mit der Ergänzung, 
duß dieses auch nicht gegenüber der Bankleitung besteht. 
Der Grundsatz der Vereinigungsfreiheit, der auch für die 
Beamten gili, ist bereits in § 2 Abs. 2 festgelegt. 

Zu § 18: 
Die Bestimmungen über den Diensteid entsprechen 

Art. 16 BBG. 

s 19 
(Annahme von Belohnungen und Geschenken) en thäH die 
Hegelung des Art. 30 BBG. 

§ 20 
übernimmt die Vorschriften des Art. 17 BBG. mit der Ab­
änderung, dall eine dem Abs. 3 a. a. 0. entsprechende 
Bestimmung wegfallen kann, da besondere gesetzliche 
Vorschriften, die den Ausschluß von einzelnen dienstlichen 
Handlungen anordnen, im Bereich der Staaisbank nicht 
in Betracht kommen. 

Zu § 21: 

Die Verschwiegenlieitspflicht der Beumlen ist bereit~ 
in Art. 7 Abs. 5 des Gese'lzes über die Bayerische Staats-
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bank geregelt. Ein Hinweis auf diese Bestimmungen auch 
im Personalstatut erscheint zweckmäfüg. 

LU §§ 22, 23: 

Die Vorschriften über die Nebentätigkeit der Beam­
ten halten sich an die Grundsätze der Art. 25 ff. BBG. 

Die §§ 22, 23 regeln die Nebentätigkeit der Staats­
bankbeamten erschöpfend. 

§ 24 

(Arbeitszeit) entspricht Art. 3f BBG. 

Zu § 25': 

Die Bestimmungen über den Urlaub der Beamten 
sind mit geringfüg·igen Abänderungen den Vorschriften 
des Art. 32 BBG. angepaßt. 

Die §§ 26, 2'? 

übernehmen die Vorschriften der Art. 33, 34 BBG. über 
die Wohnung der Beamten. 

. Zu § 28: 

Wegen ungenügender Leistungen kann dem Beamten 
wie nach Art. 35 BBG. vorübergehend das Aufsteigen 
im Gehalt versagt werden. Die Entscheidung des Direk­
toriums kann von dem Beamten im Verwaltungsrechts­
weg angefochten werden. 

Zu § 29: 

Das zeitweilige V erbot der Führung der Dienst­
geschäfte (Suspendierung) ist teilweise abweichend von 
der Bestimmung des Art. 18 BBG. in ähnlicher Weise wie 
bei der Bank deutscher Länder und der Landeszentral­
bank geregelt. Die Notwendigkeit, einen Beamten vor­
übergehend vom Dienst zu entheben, ohne dail die Vor~ 
aussetzung·en zur sofortigen Durchführung eines Dienst­
strafverf~hrens vorliegen, kann im Bankbetrieb eine 
größere Rolle spielen als in der allgemeinen. Staatsver­
waltung, z. B. im Falle des Verdachtes nicht ganz sau­
berer Führung des Kreditgeschäftes, oder· wenn ein lei­
tender Beamter ein auHerdienstliches Verhalten an Clen 

• Tag legt, das dem Ansehen der Bank abträglich ist und 
daher zu einer Geschäftsschädigung für die Bank führen 
kann. In solchen Fällen muil die Bank als kaufmänni­
scher Betrieb, insbesondere untet dem Gesichtspunkt, daß 
der gute Ruf eines Bankinstituts und das ihm entgegen­
gebrachte Vertrauen wesentliche Grundlagen seiner ge­
schäftlichen Erfolge sind, einen schärferen Maßstab an­
legen, als er bei sonstigen Beamten am Platze ist. Des­
halb ist eine Verlängerung des Zeitraumes, für den eine 
Dienstenthebung ausgesprochen werden kann, gegenüber 11 

dem allgemeinen Beamtenrecht geboten. Als Rechtsbehelf 
gegen eine vorläufige Dienstenthebung steht dem Be­
amten der Verwaltungsrechtsweg offen. 

Zu § 30: 

Der Begriff des DienstYergehens .und seine Bestra­
fung sind sachlich in der gleichen Weise geregelt wie in 
Art. 36 BBG. Gegen die unmittelbare Anwendung der 
Dienststrafordnung vom 29. April 1948 auf die Staats­
bankbeamten entsprechend der bisherigen Regelung be­
stehen keine Bedenken. Die Benennung des Direktoriums 
als Einleitungsbehörde und als oberste Dienstbehörde im 
Sinne der Bestimmungen der Dienststrafordnung steht 
in Einklang mit § 30 Abs. 1 Buchst. c und § 112 Abs. 3 der 
Dienststrafordnung. 

Die Regelung in Abs. 5 entspricht Art. 161 Satz 2 BBG. 

Zu § 31: 

Die Vorschriften über die Haftung des Beamten bei 
Amtspflichtverletzungen sind aus Art. 37 BBG. mit der 
Mailgabe übernommen, dail - entsprechend der Rege­
lung· bei der Landeszentralbank - in Abs. 3 (Ersatz­
leistung durch den Beamten) der Übergang eines etwaigen 
Ersatzanspruchs der Bank gegen einen Dritten nicht kraft 
Gesetzes erfolgen soll, sondern einer förmlichen Abtre­
tung bedarf. 

Ferner wurden die Verjährungsvorschriften des Pe:i;­
sonalstatuts der Landeszentralbank übernommen (Ab­
sätze 4, 5). 

§ 32 
spricht die nach allgemeiner t..uffassung aus dem Be­
amtenverhältnis sich ergebende Fürsorgepflicht des Dienst­
herrn ausdrücklich aus. 

Zu § 33: 

Das Recht des Beamten auf Einsichtnahme in seine 
Personalnachweise ist in Übereinstimmung mit Art. 95 
Abs. 4, 5 der Verfassung und § 72 Abs. 2, 3 BBG. geregelt. 
Die Beschwerdemöglichkeit richtet sich nach § 34 . 

Zu § 34: 

Das Beschwerderecht des Beamten geg'en dienstliche 
MaHnahmen ist ebenso wie in Art. 24 BBG. ausdrücklich 
hervorgehoben. Außerdem ist nach dem allgemeinen 
Grundsatz des § 35 des Gesetzes über die Verwaltungs­
gerichtsbarkeit vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) 
gegen beamtenrechtliche Entscheidungen der Bankleitung 
der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. Bezüglich sonstiger 
Mailnahmen ist von Bedeutung, daß die Entscheidung des 
Präsidenten nicht für endgültig erklärt ist, so dail die 
Beschwerde an das Staatsministerium der Finanzen als 
Aufsichtsbehörde der Staatsbank offen steht. 

Zu § 35: 

Diese Bestimmung (Erteilung eines Zeug·nisses nach 
Beendigung des Beamtenverhältnisses) ist dem allgemei · 
nen Beamtenrecht fremd, für die Staatsbank als geschäft­
liches Unternehmen aber notwendig. 

Zu § 36: 

Zu Abs.1: Das Personalstatut regelt, da eine Zusam­
menfassung aller für die Rechtsverhältnisse der Staats­
baukbeamten geltenden Bestimmungen zweckmäfüg ist, 
auch das Besoldungs- und Versorgungsrecht. 

Abs. 2 eröffnet die Möglichkeit, mit Genehmigung des 
Staatsministeriums der Finanzen für Beamte, die be­
stimmte Funktionen ausüben, nichtruhegehaltfähige Stel­
lenzulagen festzusetzen, wie z. B. die bei der Landeszen­
tralbank eingeführten Zulagen für Bankkassiere, die 
einen Ausgleich. für das erhöhte Risiko dieser Beamten 
wegen oft unverschuldeter Kassenfehlbeträge in Anspruch 
genommen zu werden, bieten sollen. 

Zu Abs. 3: Die Bestimmung soll sicherstellen, daß die 
Staatsbankbeamten außerordentliche Sonder- und Teue­
rungszulagen, wie sie z. B. in den Gesetzen vom 22. No­
vem her 1950 (GVBI. 1951 S. 2) und vom 21. Februar 1951 
(GVBl. S. 29) gewährt ";.ol'den sind, ebenso wie die Staats­
beamten erhalten und ihnen auch etwa künftig allgemein 
c~ngefiihrte Sonderzulagen zugebilligt werden können. 

Die Bestimmung des Abs. 4, die auch die Personal­
statute der Bank deutscher Länder und der Landeszen­
tralbank kennen, soll der Bank die Möglichkeit eröffnen, 
in ähnlicher Weise wie private Bankbetriebe in besonde­
ren Ausnahmefällen für außergewöhnliche Leistungen 
besondere Vergiituugen zu gewähren, um auch in per-



soneller Hinsicht im Verhältnis zu clen übrigen Geld­
instituten voll konkurrenzfähig· zu bleiben. 

Abs. 5 übernimmt bezüglich der Dienstaufwandsent­
schädigungen die bisherige Regelung, bei der die Vor­
stände der Niederlassungen und Zweig·stellen eine solche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von jährlich 1000 DM 
beziehen, und dehnt sie auf sonstige Staatsbankbeamte 
in leitender Stellung nus. 

§ 32' 

regelt den Rechtsweg ·wegen vermögensrechtlicher A_n­
spri:iche der Beamten gegen die Bank unc~ umgeke.hrt.1m 
""lvesentlichen ebenso wie Art. 157 ff. BBG. m überemshm­
nrnng mit Art. 95 Abs. 2 der Verfassung-. Abs. 3 Satz 2 
entspricht § 8 Abs. 2 RBesG. 

Zu § 38: 

Voraussetzung· für die Versetzung· von Beamten iu 
den Wartestand ist ebenso wie in Art. 73 BBG. die Auf­
lösung der Bank oder eine wesentliche Veränderung ihres 
Aufbaues. Die weitere Einschränkung, dail Versetzungen 
in den Wartestand nur insoweit vorg·enommen werden 
dürfen, als bei einer solchen ·Mailnahme Planstellen· in 
YI egfall kommen, kann nicht übernommen werden, da 
das Personalstatut die enge Verbindung des Beamten rn it 
der von ihm besetzten Stelle nicht kennt. Statt dessen ist 
ebenso wie in den Personalstatuten der Bank deutscher 
Uindq· und der Landeszentralbank bestimmt, dail nur 
solche Beamte auf Lebenszeit in den Wartestand versetzt 
werden dürfen, die durch eine der erwähnten Mailnahmen 
überzählig werden. 

§ 39 

entspricht Art. 74 BBG. 

Zu § 40: 

Abs. 1 übernimmt die Vorschriften des Art. 75 
Abs. 3, 4 BBG. 

Abs. 2 entspricht Art. 75 Abs. 1 Satz 2 BBG. 

§ 41 

enthält die Regelung· des Art. 76 BBG. in der den Bedlid­
nissen des Bankbetriebs angepa!lien Form, wie sie auch 
bei der Bank deutscher Länder und der Landesze11tral­
ban k eing·eführt ist. Die Verpflichtung zur Übernahme 
einer neuen Dienststellung ist nicht auf die Bank be­
schränkt, sondern erstreckt sich auf den gesamten öffent­
lichen Dienst. 

§ 42 

entspricht sachlich dem Al't. 77 BBG. 

§ 43 

stimmt wörtlich mit Art. 78 BBG. überein. 

§ 44 

stellt klar, daß für den Wartestandsheamten, weil er Be­
amter bleibt (vgl. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BBG.), die für 
Beamte im Dienst geltenden Vorschriften grundsätzlich 
gelten. Dies gilt insbesondere auch für § 30 (Dienstver­
gehen). Es kann also gegen eilien W artestandsbeamten, 
cler einer Verpflichtung· nach § 41 gTundlos nicht nach­
kommt, dienststrafrechtlich vorgegangen werden. 

§ 45 
entspricht Art. 82 BBG. 

$1 

§ 46 

enthält die Regeltrng des Art. 84 BBG, 
Zur Aufnahme einer dem Art. 83 BBG. entsprßchen­

clen Bestimmung· (Verlegung des Wohnsitzes ciuflerhalb 
Bayerns) besteht kein Bedürfnis, 

§ 42' 

g·ibt die Grundsätze des Art. 86 BBG. wiede1'. 

§ 48 

entspricht Al't. 85 Abs. 2 BBG. 

§ 49 

ist wörtlich aus Art. 87 BBG. übernommen. 

§ 50 
entspricht den Bestimmungen in Art. 89 Abs. 1, 2 BBG. 

Zu § 51: 

Die Vorschriften stimmen sachlich mit Art. 88 BBG. 
überein. 

§ 52 

regelt die Entlassung des Beamten auf Widerruf und 
deren Rechtsfolgen, sowie die Gewährung eines Über­
gangsgeldes unter bestimmten Voraussetzungen, nach den 
Grundsätzen, die für de1i Widerruf des Beamtenverhält­
nisses im allgemeinen Beamtenrecht mailgebend (vgl. 
§§ 61, 62 DBG.) und auch in die Personalstatute der Bank 
deutscher Länder und der Landeszentralbank übernom­
men sind. Ein Zurückgreifen auf das BBG. ist hier nicht 
möglich, weil dieses in seiner derzeitigen Gestalt den Be­
amten auf Widerrnf nicht kennt. 

§ 53' 

entspricht Art. 90 BEG. 

§ 54 
setzt in Übereinstimmung mit Art. 9;:' BBG. die Alters­
grenze grundsätzlich auf das 65. LebensJ, lu fest. Entspre­
chend deii besonderen Bedürfnissen der )ank ist einer­
seits die Möglichkeit offen gelassen, einen Beamten aus­
nahmsweise aus wichtigen dienstlichen Gründen bis zur 
Vollendung des 68. Lebensjahres weiterzubeschäftigen, 
andererseits vorgesehen, daU ein Beamter auf Antrag 
schon nach Vollendung des 62. Lebensjahres in den 
Ruhestand versetzt werden kann, wenn dies im Interesse 
clcr Bank liegt. 

Zu § 5; 
Die Vorschriften über die Versetzung in den Ruhe­

stand bei Dienstunfähigkeit entsprechen vollinhalilich 
dem Art. 93 Abs. 1 BBG. 

§ 56 
entspricht Art. 94 BBG. 

§ 52' 

übernimmt sachlich und weitgehend auch wörtlich die 
Hegelung· des Art. 95 BBG. 

Zu § 58:. 

Die Ruhestanclsversetzung der Beamten auf Wider­
ruf und die Mög·lichkeit der Gewährung eines Unter­
haltsbeitrags sind nach den für diese Fälle mailgebenclen 
allgemeinen beamtemechtlichen Grundsätzen geregelt 
(vgl. §§ 76, 89 Abs. 2 DBG.). Auch die Personalstatute 
der Bank deutscher Länder und der Landeszentralbank 



huben diese Vorsl'hriften übcrnommc11. Ygl. nud1 die 
.lkgriindnng zu § 52. 

Zu § 59: 

Die Vorschriften über die Ruhestamlsversetzung der 
Wartestandsbeamten g·eben sachlich die Bestimmungen 
des Art. 96 BBG. wieder mit dei· Maf!gahe, dafl in Über­
einstimmung mit der Regelung bei der Bank cleuischer 
Länder und der Landeszentralbank die dem § ?7 Ahs. 1 
DBG.' entsprechende Bestimmung, dafl der Wartestnncls­
beamie auf seinen Antrag· jederzeit in den H.uhestnncl 
versetzt werden k an n, aufgenommen wurde. 

§ (10 

ühel'llimmt fast wÖl'tlich die Bestinunung·en des Ari. 97. 
ßBG. iiber die Verfügung der Ruhestandsversetzung nnrl 
den Beginn des Ruhestandes. 

Zu § 61: 

Abs. 1 uncl 2 enisprechen wöl'llich den V 01·schriflen 
des Art. ?9 Abs. 1 und 2 BBC. 

Abs. 3 uncl 4 übernehmen die Bestimmungen des 
Art. RO BBG. 

Zu § 62: 

Abs. 1 und 2 gliedern, ebenso wie § 1 Ahs. 1 H BesG., 
die Dienstbezüge der Beamten in Grundgehalt, Woh­
nungsgeldzuschuH, Kinderzuschläge und gesetzlich be­
stimmte oder zug·elnssene Zahlungen. 

Zn § 63: 

Zu Abs.1: Die Sätze für die Grundgehiilter sind uu­
vcränclert nus der bisherigen ßesoldungsonlnung· (An­
lage zu .der Verordnung über die Besoldung· der Be­
amten der Bayerischen Stantsbnnk vorn 20. Jnn11nr 1'l4';, 
(;VB!. S. :::>) übernommen. 

Abs. 2 uncl 3 entspreehcn dem § :; Abs. 1 bis 3 
HßesG. 

Abs. 4 gibt inhaltlich die Vorsd1riften des § 4 
HBesG. wieder. 

Zu § 64 (Besoldungsdienstalter): 

Zu Abs. 1 und 2: Dns Personalstatut kennt den Be­
griff der Planstelle ul1d infolgedessen nuch die Unter­
scheidung zwischen planmäfüg·en und auHerplanmäf!igen 
Beamten nicht. Es gibt deshalb auch kein Diätendienst­
nlter, sondern nur das allg·emeine Besoldungsdienstnlter, 
dns für alle Beamten, gleid1gültig· ob sie Beamte auf 
Widerruf oder auf Lebenszeit sind, gilt und g-rundsätz­
lich mit dem Tage der e1·sten Einstellung als Beamter 
beginnt. An Stelle der Einrichtung· des Diätendienstalters 
ist dns auch bei der Bank deutscher Länder und der 
Lan<]eszentralbank eingeführte System g·ewählt, nad1 dem 
das Besoldungsdienstalter vor Erreichung eines bestimm­
ten Lebdnsalters, das nach den einzelnen Laufbahnen 
abgestuft ist, nicht beginnen darf und die Beamten dann 
er·st die vollen Bezüg·e ihrer ßesoldung·sgTuppe erhalten, 
während bis zur Erreichung dieser Altersgrenze das 

· Grnnclgehalt um 11ach dem Lebensalter g·estaffelte Pro­
zentsätze gekiirzt wird (§ 69). Das Lebensalter, mit dem 
die Beamten erst in den GenuH der vollen Dienstbezüge 
ihrer Besoldungsgruppe g·clangen, entspricht in den ein­
zelnen Lanfbahnen dem Alter, mit dem aneh naeh den 
bisherigen, vom Staatsministerium der Finanzen ge­
billigten Grundsätzen dns Besoldungsdienstalter frühe­
stens begonnen hat. Ebenso sind in § 69 die Altersstufen 
und die Prozentsätze so festgesetzt, tlafl die sich er­
gebenden Grundgehaltsbezüge der jetzt g·cltenden Hege-

Jung ung·efähr g·leil'hkommen. Die notwell(ligcn Oher­
g·angsvorschriftcn ent.häl t § ·1 r;:; Abs. 2. 

Abs. 3 enispric.:hi § 8 Abs. 1 H.BcsG. 

Zu § 65: 

Diese Regelung übernimmt die Vorschrift der Nr. 39 
HBesV orsdu. 

Zu § 66; 

Es sind dies die Grundsätze des § i RBesG. unter 
Anpassung an 'die hisherig·e Handhabung bei der 
Staatsbanl): übernommen. 

Zu § 6?: 

Abs.1 l'cgelt clie Anrechnung von Vordicnsizr_•ilen 
auf das Besolclnngsdienstnlter in dc1· girichcn Weise wie 
die Bank cfo11tsf'hm· Uindrl' und die Landeszentralbank. 
Die H.egelnng· nimmt auf die besonderen Bedlirfuisse 
der Bauk H.i.icksicht und entspridtl, insbesondere hin:;idit­
lich der Anrechnnng·smöglichkcit flir Zeiten, die ün pri­
vatrechtlichen V ertrngsved1ältnis des öffenilidren Dien· 
stes oder der Wirtsehaft verbracht wurden, im wesent­
lichen der bisherigen Handhabung bei' der Siaatshank. 

Zu Abs. 2: Die Bestimmungen lehnen sid1 an clie 
Vorschriften in Nr. 87 Abs. 1 RBcs.Vorschr. an. 

Zu § 68: 

Abs.1 schlicfH sieh nn die' H.Pg'<'lnng in Nr. 4':> Rßes.­
V orsclr r. an. 

Abs. 2 regelt das Besoldungsdienstalter vo11 wieder in 
Dienst gestellten Wartestandsbeamten auf der Grundlage 
der Nr. 43 RBes.Vorsdll'. 

Zn § 69: 

Vgl. die Begründung zu § ü4 Abs. L 2. 

Zn § 70: 

Zu Ahs. 1: Die Sätze des vVohnungsgeldzusehusses 
entsprechen den fi.i r die Stau tsbeamten maHg·ebenclen 
Vorsehriflen, die~ bisher schon auf die Beamten der Stants­
hank Anwendung· finden. 

Abs. 2 übernimmt wörtlich die Vorschriften des § 9 
Abs. 1 Satz 2 ff. RBesG. 

Ahs. 3 übernimmt die Beslinnnungt'n des § 10 Abs.1 
RßesG. 

Ahs. 4 entspricht im wesentlichen dem § 10 Abs. 2 
RBesG. 

Abs. 5 trifft im wcsen tlich'en die g'leichen Bestimmun­
gen wie Nr. 51 Abs. 4 HBcs.Vorschr. 

Abs. 6 erklärt das jeweilige allgemeine Ortsklassen­
verzeichnis als maHgebend für die Ortsklasseneinteilung 
bei Bemessuug des Wohnungsgelclzusdrnsses (vgl. § L~ 
HBesG.). 

Abs.? enthält wörtlich die gleiche Vorschrift wie § t3 
Abs. L RBesG. 

Zu Ahs. 8: Satz 1 und 2 entspred1en wörtlich dem § 13 
Abs. 2 RBesG. Satz 3 übemimmt die Regelung der Nr. 64 
RBes.Vorsehl'. in vereinfachter Form. 

Ahs. 9 entspricht wörtlich dem § i; Abs.:; HBewG. 
Abs. 10 übernimmt die H.egelung des § 5 Abs. 2 des 

Gesetzes über die 24. Änderung des Bes.Ces. vom 13. De-
zember 1935 (IlGBl. I S. 1489). · 

Zu § ?1: 

Die hier enthaltenen Besiimmung·en über den Kinclcr­
zusrhlag sind auf § 14 Abs. 1 bis 4 RBesG. iibernommeil 
mit der Mnflg·abe, daH Abs. 2 Ziff. 3 entsprechend Nr. 67 



Abs. 2 Salz 2HBes.Vol'schr. crg·li.nzl isl und dnf! d11l'eh die 
Fassung des Abs. 4 bei de!' Weile1·g·ewiihn1ng l'On Kincl"e!'­
zusch läg·en eine dem Staa lsbearntcn l'ech l entsp1·cchendc 
Hnndhnhung sichel'gestellt ist. 

Zu § ?2: 

Ahs.1 entspricht de!' Hegelung in § 14 Abs. 5 H.BesG. 
Abs. 2 iihernimmt die Bestimmung des § :l4 Abs. 8 

11.BesG. 
Abs.3 isi aus Nr. 65 Abs. 3 Hßes.Vorschl'. eninommen. 
Die Abs. 4 und 5' bl'ingcn sachlidt den .Tnhnll de!' 

Abs. 6 und 7 des § 14 HBcsG. 

Zu § ?3: 

Die Beslirnnrnng enlspridt! der nllgerneincn Hege-· 
111ng (vg·l. § 21 Abs. J Sn1z J 1U3csG.). 

Zu ~ 'i'4: 

An Stelle ckr Hegelung· i1; Ad. 79 Abs. 4 BBG. Cl'­
scheint die hier vorgesehene Bes!imrnung· g·e1·echtfel'iigl, 
die der praktischen HahdhAbung auch der angel'iihr1en 
Vorschrift des BBC. entsprechen cllirfle und wörtlich aus 
§ 18 Abs. J HBesC. entnommen ist. 

reg·elt die Festselzmig der Nebenbezüge der Beamlen 
in der seitherigen Weise. Auch Satz 3 und 4 entsprechen 
dem bishe1·igen Hechtszustnnd. 

Zu § '?6: 

Abs.1 iJbernimmt die Vorsdil'ifl cles § Jt RBesG. i.iber 
DienstwohnungeJJ. 

Abs. 2 entspricht den Bestimmung·en des § 19 RBesG. 

Zu § ?'i': 

Die Beslimnrnng· !'egelt die Zuri.ickfol'C!crung· zu viel 
geznhHer Dienstbeziig·e in der gleichen Weise wie § 39 
Abs.:; RBesG. 

Zu § 78: 

Die Bestimmung stellt klar, dail grundsätzlich die 
besoldungsrechtlidien Vorschriften des Staatshearnten­
rechts auf die Staatsbankbeamten entsprechend anzu­
wenden sind. 

Zu § '?9: 

Die hier genannten Vorschril'len i.ibei: hesoldung·s­
rechtlichc Nebeng·cbiete, zu deren besonderer Hegelung 
l'lir die Stitntsbank kein Bediüfnis besieht, können ohne 
weiteres auf die Stantsbankbeamten entsprechende A11-
wendung finden. 

§ 80 

bezeichnet die Cnrndlngen für cJje Berechnung des Warte­
geldes und cles H uh egehalls in der gleichen Weise \1· ie 
Art. 98 BBC. 

§ 81 
entspricht dem Art. CJ9 BBC. mit der Mn11gabe, cln!l der 
Fall der Festsetzung der ruheg·ehaltfähigen Dienstbezlig·e 
fli !' einen Beamten, der ein Amt nicht bekleidet, nich 1 
ge1·egelt ist, weil dieser Fall bei der Bank nicht in Bc­
f)'[tcht kommen kann. 

Zu § 82: 
Die Abs. 1 und 2 übe.rnehmen sinngemäR die llegc­

lu ng des Art. 100 Abs. 1 und. 2 BBC. 
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Ab. 3 erkläJ'l bezlig·lich der Anrechnung yon 7.cil011 
des Wehrdienstes und der Krieg·sg·eJ'nngeHschaf't die jc­
weilig·en flir Staaisbemnte g·eltenclen einschlägigen Vor~ 
schriften für entsprechend anwendbar. 

Abs. 4 ist wörtlich aus Art. 1.00 Abs. 2 BBC. über­
nommen. 

§ 83 

regelt. die A1Hechnung der Vordienstzeilen nur die n1he­
gehnllfähige Dienstzeit in Anlehnung· an Art. 101 BBC. 
Eine Abweichung· besteht lediglic:h darin, clafl als nicht 
in Beüacht kommend de1· Dienst bei pine1· öfl'entlich­
rechtlichen He!igionsgesellschaft und in nicht-öffeuilichem 
Schuldienst nicht erwähnl ist uncl daU krnei· aus dem 
gleichen Gn111de der Erwe1·b besonde1·e1· Fnchkennlnissc · 
auf' technischem und kiinsllerischem Gebiet g·e~triclicn, 
clngegen im Inte1·esse det· Gewinnung g·eeig·netcr F'uch­
kräfte aus der privaten Bankwirtschnl't die Anrechnung 
der in dieser verbrachten Tätigkeit ennög·licht ist (Abs. J 
Zif'f.1). Unfe1· lelztern Bestimmung· fällt auC'h die Be­
sd1iifiigung bei der friiheren Bnyel'ischen Notenbank, 
die am 1. Januar 1936 mil der Staatsbnnk unter Über­
nahme cks gröfllen Teils ihres Perso1rnls fusionicl'l wo1·-
dcn i~. · 

Zu § 84: 

Diese Bestimm nng solf. falls ein aus p1·ivntem D.ienst­
verhältnis übernommener Beamler Anwm·lsehaftsrechte 
auf Grund der SoziAl versichernng erwodien hat, die 
fviöglichkeit schaffen, den Verlust dieser Ansprüche zu 
verhüten und sie zur Verminderung der Pensionslast der 
Bank nutzbar zu machen. 

Zu § 85': 

Die Berechnung· des Warie•·"eldes erfolgt nach den 
Cl'l!ndsätzen des Arl. 102 BBC. 
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§ 86 

iihci;nimmt wörtlich die l\cg·elnng· des Art.103 BBC. 

§ 87, 

entspricht den Vorschriften des Art. 104 BBC. 

§ 88 . 

regelt die Höhe des Ruhegehaltes ebenso wie Ad. tü5 
Abs. 1 und 2 BBC. 

§ 89 

iibe!'Ilimmt \\·ödlic:h die Vorsd1riJ'ten des Art. JO(i BBC. 

§ 90 

c11ispri<:ht 11·öl'llid1 clem Al'l.107 BBG. 

Zu §§ 91 bis 94: 

Die Bestimlmmgen über den Stel'l>emonat und das 
Sic1·beg·cld sind nahezu wörtlich aus Arl.108 bis 112 BBC. 
lihe1·nommen. 

Zu § 95': 

Die Vo!'schriften entspreehen den Beslimmungen des 
Ad. Jt3 BBC. 

§ 96 

regelt die Höhe cles Wilweng·elcles ebenso wie Art. JJJ 
BBC. 
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Zu §§ 9?, 98: 

Die Vorschriften sind wörtlich aus Art. 115, 116 BBC. 
übernommen. 

§ 99 
entspricht Art. 11? BBC. 

§ 100 

enthält die Regelung des Art. 118 BBC. 

Die §§ 101, 102 

entsprechen den Art. 119, 120 BBC. 

§ 103 

übernimmt für die Hinterbliebenenversorgung verschol­
lener Beamter die Vorschriften des Art. 121 BBC. 

Die §§ 104 bis 124 

(Unfallfürsorge) entsprechen inhaltlich und nahezu auch 
wörtlich den Vorschriften der Art. 122 bis 140 BBC. 

Es bestehen nur folgende Abweichungen: 
a) In § 105 Abs. 1 Satz ~ ist die .Definition des 

Dienstes den Gegebenheiten des Bankbetriebes an­
gepaflt. 

b) In § 118 ist entsprechend der allgemeinen Übung 
bei Anwendung entsprechender Vorschriften die Ersatl­
leistungspflicht der Bank auch ·auf abhanden gekommene 
Kleidungsstücke usw. ausgedehnt. 

Zu § 125: 

\\ Abs. 1 regelt die Gewährung des Wohnungsgeld-
,, zuschusses neben den Versorgung·sbezügen entsprechend 

den allgemeinen Vorschriften. 
Abs. 2 trifft Bestimmungen über die Gewährung von 

Kinderzuschlägen neben deri Versorgungsbezügen ent­
sprechend der Regelung in § 31 RBesG. und Nr. 113 Abs. 2 
RBes.Vorschr. 

§ 126 

übernimmt die Vorschriften des Art. 141 BBG. und des 
§ 39 Abs. 3 RBesG. 

§ 12? 
enthält eine dem Art.142 BBC. entsprechende Regelung 
des Ruhens der Versorgungsbezüge bei Verwendung im 
öffentlichen Dienst. 

§ 128 
gibt inhaltlich die Vorschriften des Art. 143 BBC. wieder. 

Die Art. 129 bis 132, 
die für das Zusammentreffen mehrerer Versorgungs­
bezüge eine Regelung treffen, entsprechen nahezu wört­
lich den Art. 144 bis 146 BBC. 

§ 133 

übernimmt die Vorschriften des Art. 14? BBC. mit den 
aus der Abschaffung der Todesstrafe sich ergebenden 
Abänderungen. 

§ 134 
regelt das Erlöschen der Witwen- und Waisengeld­
ansprüche nach den Grundsätzen des
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Art. 148 BBC. 

§ 135 
entspricht dem Art.150 BBC. Eine Einschalluhg der 
Dienststrafkammer im Falle des Entzugs der Versorgung 

wegen Verletzung der Anzeigepflicht, wie sie in Art. 150 
Abs. 3 BBC. vorgesehen ist, erscheint entbehrlich, da 
die jetzt nach § 35 des Gesetzes über die Verwaltungs­
gerichtsbarkeit vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) 
eröffnete Möglichkeit der Beschreitung· des Verwaltungs­
rechtsweges einen ausreichenden Rechtsschutz für die 
Versorgungsberechtigten .bietet. 

§ 136 
iibernimmt. die Regelung des Art. 151 BBC. Wegen der 
Möglichkeit, Anfechtungsklage vor den Verwaltungs­
gerichten gegen den Entzug der Versorgungsbeziige zu 
erheben, gilt das zu § 135 Bein.er kte. 

§ 13? 
entspricht Art. 152 BBC. 

§ 138 
ist wörtlich dem Art. 154 BBC. angeglichen. 

§ 139 
entspricht dem Art. 156 BBC. 

Zu § 140: 

Die Bestimmung soll, ähnlich wie § 78, bei der prak­
tischen Handhabung der versorgungsrechtlichen Bestim­
mung·en die Anwendung der im allgemeinen Beamten­
versorgungsrecht geltenden Grundsätze und Richtlinien 
auf die Staatsbankbeamten ermöglichen. 

Zu § 141: 
Abs. 1 regelt die Einstellung der Staatsbankangestell­

ten in Übereinstimmung mit der seitherigen Handhabung. 
Abs. 2 stellt klar, daR auch für die Einstellung der 

Angestellten 'ausschlieRlich das Leistungsprinzip gilt. 

Zu§ 142: 

Die Vereidigung der Angestellten ist gemäR Art. 18? 
der Verfassung und in Uebereinstimmung mit der bis­
herigen Regelung vorgesehen. 

Zu§ 143: 
Zu Abs.1: Die Rechtsverhältnisse der Angestellten 

sind, seit die Bank Dienstkräfte auch im Ang·estellten­
verhältnis beschäftigt, aufler nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches nach den Bestimmungen des Tarif­
vertrags für das private Bankgewerbe geregelt. Bei 
dieser Handhabung, die sich bewährt hat, soll es ver­
bleiben. 

Abs. 2 erklärt eine Reihe von allgemeinen Vor­
schriften, die für die Beamten g·elten, auf die Angestell­
ten für entsprechend anwendbar. Diese Bestimmung·en 
betreffen · 

Versetzungen (§ 14 Abs. 1, 3), 
Dienst- und Gehorsamspflicht (§ 16 Abs. 2 bis 4), 
unparteiische Dienstausübung (§ 17 Abs. 1), 

Verbot der Zugehörigkeit zu einer staatsfeindlichen 
Partei (§ 1? Abs. 3), 

Verbot der Annahme von Gesclienken und Be­
lohnungen (§ 19), 

Besclnänkung bei der Vornahme von dienstlichen 
Handlung·en gegenüber Angehörigen (§ 20), 

Versch"W'iegenheitspflicht (§ 2:l), 
Nebentätigkeit (§ 23), 
Arbeitszeit (§ 24 Abs. 1), 
Wohnung (§§ 26, 27), 
Schadensersatzpflicht bei Dienstpflich tverlet'~ungen 

(§ 31), 
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Fürsorgepflicht der Bank (§ 32), 
Einsicht der Personalnachweise (§ 33), 
Beschwerderecht (§ 34), 
Zeugnis beim Ausscheiden (§ 35), 
Vergiitungen für besondere Leistungen (§ 36 Abs. 4), 
Dienstaufwandsentschädigung der Vorstände der 

Niederlassungen und Zweigstellen (§ 36 Abs. 5), 
besoldungsrechtliche Nebenbestimmungen (§ ?9). 

Zn Abs. 3: Für die Angestellten der Staatsbank ist 
seit längerer Zeit mit Genehmigung· des Staatsministe­
riums der Finanzen eine zusätzliche Alters- und Hinter­
bliebenenversorgung durch Abschluß eines Sammelver­
sicherungsvertrags mit der „Bayern" öffentliche Anstalt 
für Volks- und Lebensversicherung in München g·e­
schaffen. Die Versicherungsbeiträge werden zu 2/s von 
der Bank und z1.i 1;3 von den Ven;icherten aufgebracht. 
Diese Regelung soll gnmdsätzlich beibehalten werden. 

§ 144 

stellt klar, daR bewährte Angestellte bei Erfüllung der 
allgemeinen Voraussetzungen und im Rahmen der Lauf­
_bahnvorschriften in das Beamtenverhältnis iibernommen 
werden können. 

Zu § 14;; 

Die Einstellung der Staatsbankarbeiter erfolgt dU!'ch 
die Vorstände der Niederlassungen und Zweigstellen. 

Zu § 146: 

Die bisherigen tariflichen Bestimmungen für die Ar­
beiter sollen weiterhin angewendet werden. Auch hier ist 
wie bei den Angestellten die Möglichkeit eröffnet, in 
Einzelfällen giinstigere Vereinbarungen zu treffen: 

:§ 147 

regelt in Anlehnung an Art.172 BBG. Voraussetzungen 
und Form der Zustellung·en an Bankangehörige in Per­
sonalsachen. 

:§ 148 

bestimmt entsprechend dem bisherigen Rechtszustand die 
Anwendung des Erstattungsgesetzes vom 18. April 1937 
auf die Bankangehörigen. 

Zu § 149: 

Zu Abs.1: Für die Regelung der Dienstbezüge der 
noch in Kriegsgefangenschaft befindlichen Bankangehöri­
gen sollen die entsprechenden Vorschriften für staatliche 
Bedienstete sinngemäße Anwendung finden. 

Zu Abs. 2: Die im Gange befindliche abschließend(;' 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im Wege der Ent­
nazifizierung von ihrem Amt entfernten öffentlichen Be­
.amten und Angestellten muR grundsätzlich auch für die 
Bankangehörigen Geltung haben. 

Zu § 150: 

Die Bestimmung stellt entsprechend dem Grundsatz 
des § 39 RBesG. klar, daß im Wege einer Änderung des 
Personalstatuts Änderungen der Dienst- und Versor­
gungsbezüge der Staatsbankbeamten möglich sind. 

------ ---------------------·---------~-
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Zu § 15'1: 

Diese Übergangsvorschrift stellt klar, daR der Status 
der im Dienste der Bank befindlichen Beamten unver­
ändert iibernommen wird. 

Zu § 15'2: 

Diese auf die Regelung des Besoldungsdienstalters 
bezügliche Übergangsvorschrift dürfte, wie sich aus der 
Begriindung zu § 64 Abs. 1, 2 ergibt, kaum praktische Be­
deutung haben, da das Personalstatut keine Versdilechte­
rung· der Besoldungsverhältnisse mit sich bringt. 

Zu § 15'3: 

Die Bestimmung· ermöglicht die Angleichung von Zu­
sichernngen, die Staatsbankbeamten hinsichtlich der An­
rechnung von Vordienstzeiten auf die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit gemacht worden sind, an die Bestimmungen 
des Personalstatuts. 

Zu § 15'4: 

Die Vorschriften des Personalstatuts sollen grund­
sätzlich nur auf die im aktiven Dienst der Bank stehen­
_ den Beamten Anwendung· finden. Die bei Inkrafttretell 
des Personalstatuts bereits im Ruhestand befindlichen 
Beamten und die Hinterbliebenen von Beamten, die Ver­
sorgung g·enieRen, erhalten ihre Versorgungshezüg·e 
weiterhin nach den hisherig·en Vorscluiften. Unverändert 
bleiben gemäR Art. 14 Abs. 3 des Gesetzes auch die Rechts­
verhältnisse derjenigen aktiven Beamten, die sich nidit 
ausdrücklich den Vorschriften des Personalstatuts unter­
werfen. 

Abs. 1 regelt den Anwendungsbereich des Personal­
statuts auf die im Dienste befindlichen Beamten. Die 
Fassung lehnt sich an den Wortlaut des Art. 14 Abs. 3 
des Gesetze"s an. 

Abs. 2 stellt klar, daß die im Dienst befindlichen Be­
amten, die sich der Neuregelung ihrer Pesonalverhäit­
nisse nicht unterwerfen wollen, unmittelbare Staats­
beamte bleiben, auf die die bisherigen Vorschriften, ins­
besondere das BBG. unverändert anzuwenden sind. 

Abs. 3 spricht aus, daß für die Versorgung, 'v-enn der 
Versorgungsfall vor dem Inkrafttreten des Personalstatuts 
eingetreten ist, das bisherige Recht maßgebend bleibt. 

Abs. 4 setzt für die Abgabe der Erklärung der ein­
zelnen Beamten, ob sie sich den Vorschriften des Personal­
statuts unterwerfen, eine angemessene Ausschlußfrist, da 
nach Ablauf einer gewissen Zeit für die Bank Klarheit 
darüber bestehen muß, welche beamtenrechtlicl1en Vor­
schriften auf die einzelnen Beamten anzuwenden sind. 
Im Falle unverschuldeter Fristversäumung· hat das Di­
rektorium die Mög·lichkeit, die nachträgliche Abg·abe der 
Einverständniserklärung zuzulassen. 

Zu § 15'5': 

Da auch bei der Gruppe der Bankangestellten die 
Schaffung eines einheitlichen Rechtszustandes für alle 
zur Zeit im Dienst der Bank stehenden Angestellten not­
wendig ist, trifft § 156 eine ähnliche Übergangsbestim­
mung, wie sie § 155 Abs. 1, 4 für die Beamten enthält. 

§ 1% 

regelt den Erlaß der notwendigen Durchführungsvor­
schriften. 




